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N ein, es ist nur selten erfreulich, aus 
dem Urlaub heimzukehren. Nur eine 
beneidenswerte Minderheit sehnt sich 
nach zwei, drei Wochen unter Palmen da¬ 
nach, mal wieder Schwarzbrot oder her¬ 
bes Bier zu kosten. Die meisten hingegen 
verspüren doch ein eher mulmiges Unbe¬ 
hagen, wenn der Rückreisetag ansteht, 
gequält von unheilschwangeren, bösen 
Vorahnungen. Früher legten sich solche 
Nachurlaubs-Depressionen meist rasch. 
Dieses Jahr aber gibt es dafür keinen An¬ 
laß. 

Der verregnete Spätsommer dieser 
Tage dürfte noch das geringste Übel sein. 
Die handfesten Perspektiven lassen sich 
in etwa so zusammenfassen: Dank Mehr¬ 
wertsteuererhöhung , Gesundheitsreform, 
Ernteausfällen und anziehenden Energie¬ 
kosten wird das Leben spürbar teurer. Und 
das schon in den kommenden Wochen. 
Denn, so melden Verbraucherschutzinsti¬ 
tute, schon jetzt passen viele Händler 
ihre Preise der Steuererhöhung vom 
nächsten Jahr an, und die Preise 
für Lebensmittel sollen ebenfalls 
deutlich klettern. 

Die Gesundheitsreform 
führt nicht nur direkt zu 
höheren Kassenbeiträ¬ 
gen, sondern mittelfri¬ 
stig auch zu einer pre¬ 
kären Versorgungssitu¬ 
ation. Ärzten wird es schwerer gemacht, 
teure Medikamente zu verschreiben, und 
Apotheker sollen direkt mit der Pharma¬ 
industrie Preise aushandeln: Das klingt 
nicht unbedingt danach, daß man in Zu¬ 
kunft immer die Arzneimittel bekommen 
wird, die auch am besten helfen (es sei 
denn, man bezahlt selbst und in bar). We¬ 
nig ermutigend auch die Diskussionen, 
Kassen sollten zukünftig nicht mehr für 
Narkosen etwa bei Zahnbehandlungen 
aufkommen; daß Gesundheitsministerin 
Schmidt einen entsprechenden Beschluß 
(!) des Bewertungsausschusses erst zu¬ 
rückwies, nachdem der Kinderschutzbund 
Alarm schlug, verheißt nichts Gutes. Noch 
viel dramatischer könnten sich die Konse¬ 
quenzen erweisen, die aus dem neu ein¬ 
geführten Verschuldungsprinzip im Ge¬ 
sundheitswesen resultieren. Denn hiervon 
sind keineswegs nur körpergeschmückte 
Extremsportler betroffen. 

Mit diesem Schritt werden Kranken¬ 
kassen immer mehr normalen Versiche¬ 
rungen angeglichen. Und die zahlen eben 
nicht gerne, zumal bei hohen Rechnun¬ 
gen. Es gehört nicht viel Phantasie dazu, 
sich auszumalen, daß es bald heißen 
könnte, im Winter unbedingt darauf acht 
zu geben, am richtigen Ort auszurutschen, 
wenn man sich schon das Bein brechen 


muß, damit man auch einen Schuldigen 
zur Hand hat, den man der Krankenkasse 
angeben kann. In jedem anderen Falle 
wird sie sich vermutlich erstmal weigern 
zu zahlen, darauf vertrauend, daß der 
Atem der Versicherten selten lang genug 
reicht, um erfolgreich gegen sie zu pro¬ 
zessieren. 

Da nimmt es sich schon vergleichweise 
beruhigend aus, wenn ein CDU- 
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rungen für Unternehmen zu mehr Ar¬ 
beitsplätzen führten. Wenn auch wenig 
tröstlich, so doch wenigstens ehrlich. Die 
jüngsten Zahlen des Statistischen Bundes¬ 
amtes bestätigen seine Einschätzung. 
Demnach verzeichneten beinahe alle 
Branchen steigende Umsätze, während sie 
weiterhin Stellen abbauten. 

Trotzdem verstummen die Stimmen 
nicht, die den Druck auf Erwerbslose wei¬ 
ter erhöhen wollen, Arbeit anzunehmen, 
die es gar nicht gibt. Der jüngste bizarre 
Vorschlag zur Verschärfung von Hartz IV 
kam ebenfalls aus der Union: Kinder, so 
findet etwa Jürgen Pofalla, sollten für ihre 
arbeitslosen Eltern aufkommen. Da mel¬ 
dete sich gleich Bundesarbeitsminister a. 
D. Norbert Blüm zu Wort. In der ihm eige¬ 
nen, unverwechselbaren Naivität ließ er 
verlauten, er halte das für eine tolle, 
irgendwie auch richtig christliche Idee, 
und malte ein Bild von der idyllischen 
Großfamilie, wo der Enkel die Großmutter 
mit dem Löffel füttert, was doch viel 
menschlicher sei als die kalte, unpersön¬ 
liche staatliche Fürsorge. Genau jener 
Blüm, der kürzlich in einem selbst ver¬ 
faßten Artikel traurig darüber sinnierte, 
daß die moderne Dienstleistungsgesell¬ 
schaft ja gar nicht zu mehr Dienern ge¬ 
führt habe, sondern im Gegenteil zu mehr 




Automaten. So habe er sich die Folgen sei¬ 
ner Politik aber gar nicht vorgestellt, als er 
noch Verantwortung trug. Aber da kann 
ihm vielleicht geholfen werden. 

Denn auch in Deutschland steigt die 
Zahl derer, die trotz Arbeit ihren Lebens¬ 
unterhalt nicht bestreiten können, ver¬ 
meldet z.B. das Statistikamt Nord in sei¬ 
nem neuesten Mikrozensus. Die von 
Unternehmerverbänden vehement einge¬ 
forderten Billigjobs sind Zusehens Rea¬ 
lität. Hält dieser Trend an, womöglich 
durch Politik und Gesetze gefördert, könn¬ 
te Nobbi seine Schuhputzer und Koffer¬ 
träger bekommen, falls deren Löhne nie¬ 
driger ausfallen als Betriebskosten für Ma¬ 
schinen. Und das wären dann wiederum 
die Kinder, die für ihre Eltern aufkommen. 

Dazu passen Forderungen wie die der 
Industrie- und Handelskammer im Saar¬ 
land nach Lockerungen und „Flexibili¬ 
sierungen" des Jugendarbeitsschut¬ 
zes. So sollen künftig in der Gastro¬ 
nomie auch Jugendliche unter 18 
Jahren bis 23 Uhr knechten 
dürfen. Das würde Arbeits¬ 
plätze schaffen, denn 
schließlich braucht man 
den Teenagern ja nicht 
, annähernd so viel zu 
zahlen wie den Er¬ 
wachsenen. 

Und nun war¬ 
tet auch noch unser Finanzminister mit 
dem Appell auf, wir sollten am Urlaub spa¬ 
ren. Wegen der Rente, sagt er. Und Er¬ 
werbslosen sollte der Urlaub gleich ganz 
gestrichen werden, meint CSU-Generalse- 
kretär Söder. Kaum ausgesprochen, 
schlägt die Industrie in dieselbe Kerbe und 
erklärt, es müßten dringend Urlaubstage 
gestrichen werden, sollen Arbeitsplätze er¬ 
halten bleiben. 

Das war auch nicht anders, als vor 60 
Jahren Frankreich als erstes Land der Welt 
den bezahlten Urlaub einführte. Damals 
ging ein Aufschrei durch die Bourgeoisie. 
Bezahlter Urlaub? Wir sind ruiniert! Hätte 
man immer auf das Kapital Rücksicht ge¬ 
nommen, würden wir immer noch zu Be¬ 
dingungen des Frühkapitalismus schuf¬ 
ten. Was immer sich auch seitdem an un¬ 
serer Lage verbessert hat, vom Achtstun¬ 
dentag bis zum bezahlten Urlaub, ist uns 
nicht geschenkt worden, weil die Kon¬ 
junktur gerade mal gut lief. Die Arbeiter¬ 
bewegung hat es sich erkämpft, Stück um 
Stück. Und das konnte ihr nur gelingen, 
weil sie sich im Klassenkampf ebenso hart 
zeigte wie die Gegenseite. Denn das Kapi¬ 
tal hat immer nur soweit recht, wie man es 
läßt. 

Matthias Seiffert 


Kampfzone Maisfeld 


Gentechnik-Lobby erntet Wut und kahle Felder 


E ine stunde brauchte die Polizei am 
letzten Juli-Wochenende, bis sie mit 
Hilfe eines Polizeihubschraubers auch 
den vermeintlich letzten Aktivisten der 



des Feldes und die Rodung von 3.000 
Quadratmetern gentechnisch veränder¬ 
tem Mais trotz des Einsatzes von Pfer¬ 
destaffeln und Hunden nicht verhindern 
können. „Unser Aktionskonzept ist auf¬ 
gegangen", zog die Mitorganisatorin 
und Biologin Anja Becker sichtbar zu¬ 
frieden Bilanz. Von den etwa 400 Teil¬ 
nehmerinnen dieses „gentechnikfreien 
Wochenendes" wurden 24 von der Polizei 
festgenommen. Ihnen drohen jetzt straf¬ 
rechtliche Verfahren wegen Hausfrie¬ 
densbruchs und Sachbeschädigung. 

Gentechnik-Industrie am län¬ 
geren Hebel 

Mit den Feldbefreiungen ist die Aktions¬ 
form des gewaltfreien zivilen Ungehor¬ 
sams nun auch auf dem Acker angekom¬ 
men. Angesichts bevorstehender Geset¬ 
zesänderungen drehen die Gentechnik- 
Gegnerinnen an der Eskalationsschrau¬ 


be. „Gegen den Willen der Mehrheit der 
Menschen führen die Konzerne eine un¬ 
kontrollierbare Technologie ein", kriti¬ 
siert Mitorganisatorin Jutta Sunder¬ 
mann. Konzernvertreter dagegen werfen 
den Aktivistinnen vor, mit den Ängsten 
der Menschen zu spielen. „Bislang gibt 
es keine wissenschaftlichen Beweise, 
dass die Gentechnik der Gesundheit 
schadet", lautete bspw. das Hauptargu¬ 
ment des Landwirtes und zugleich Bür¬ 
germeisters von Badingen, Jörg Eick¬ 
mann, auf einer Podiumsdiskussion am 
Abend vor der Erstürmung seines Fel¬ 
des. Gentechnik-Kritikerinnen sehen in 
dieser Argumentation eine Verdrehung 
der Nachweispflicht. Schließlich sei es 
Aufgabe der Produzenten, zu beweisen, 
dass ihre neuen Produkte gesundheit¬ 
lich, ökologisch und sozial unschädlich 
seien. 

Die Lobbyisten der Konzerne ver¬ 
folgen ihre Ziele mit teuren Image-Kam¬ 
pagnen oder mit betont wissenschaft¬ 
lichen Argumenten und seriösem Auf¬ 
treten in exklusiven Expertengremien. 


Fortsetzung auf Seite 5 



Kreativ-widerständiger 

Sommer? 

Die Projektwerkstatt Saasen 
veranstaLtet eine Reihe von 
Direct-Action-Seminaren und 
Workshops auf politischen 
Sommercamps. 

Eine Übersicht findet sich unter: 
http: //WWW. di rect-a cti o n - 
Vernetzung.de.vu/ 


Mehr Widerstand wa¬ 
gen? 

Direct-Action-Kalender 2007 
erschienen! 



„Kreativer Widerstand gegen 
herrschende Politik hat in 
Mitteleuropa Seltenheit. Mit 
Hunderten von Tipps und 
Beispielen will unser Kalender 
Farbe ins Land bringen und die 
ewige Wiederholung von 
Latschdemos und 
Unterschriftensammlung 
durchbrechen", verkünden die 
Macherinnen des druckfrischen 
Direct-Action-Kalenders 2007. 
Der knapp 200 Seiten starke 
Direct-Action-Kalender kann 
über die Versandseite der 
Projektwerkstatt in Saasen 
bestellt werden, wo der Kalender 
entstanden ist: 

www.aktionsversand.de.vu oder 
per Post in der Ludwigstr. 11, 
35447 Reiskirchen-Saasen, Tel. 
(06401) 90 32 83. 
Mehrfachbestellerinnen erhalten 
Rabatt. 


Kauf Dich glücklich! 

„Syndikalismus — Geschichte 
und Perspektiven" 

Dieser Ergänzungsband gibt 
einen dokumentarischen 
Überblick über die Stellung der 
a n a rch o-sy n di ka li sti sch en 
Bewegung in Deutschland zur 
Betriebsrätefrage und zum 
Abschließen von 

Kollektiwerträgen. Genossen der 
historischen FAUD berichten 
über ihre Erfahrungen im 
Arbeitsalltag und bei 
Arbeitskämpfen, genauso wie 
heutige Mitstreiterinnen der FAU 
aus zahlreichen Branchen und 
Gegenden zu Wort kommen. 



88 Seiten, DIN A 4, Preis: sechs 
Euro, zu bestellen über FAU-MAT: 
fau-mat@gmx.de 
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FAU-ncker 

+++ die FAU Potsdam hat ab September 
geänderte Präsenzzeiten +++ auch die 
Treffen der OG Münster finden nun an 
anderen Terminen statt +++ die beiden 
(neugebildeten) Gruppen innerhalb der OG 
München treffen sich ab sofort regelmäßig 
jeden Mittwoch bzw. Donnerstag +++ in 
Dachau/München ist die Gründung eines 
Pflege- bzw. Gesundheitssyndikats geplant 
+++ in München gibt es zudem 
Überlegungen, ein Bildungssyndikat 
aufzubauen +++ in Nürnberg wurde jetzt 
auch eine Kontaktadresse eingerichtet +++ 
am 23./24.9. findet das Regionaltreffen Ost 
in Potsdam statt +++ die Region Süd trifft 
sich am 7.10. in Mannheim +++ für den 
28./29.10. ist in Hannover ein 
Delegiertentreffen zum lAA-Kongreß 
angesetzt +++ der aktuelle Spendenstand 
für die streikenden Arbeiterinnen von 
Mercadona beträgt: 1 568 Euro (Stand 
15.8.) +++ die Gewerkschaft der Teheraner 
Busfahrer dankt der FAU für ihre 
Unterstützung der entlassenen Kolleginnen 
+++ die FAU Bremen hat zusammen mit 
Edition AV unter dem Titel „Die CNT als 
Vortrupp des internationalen Anarcho¬ 
syndikalismus" eine Textsammlung zur 
spanischen Revolution von 1936 
fertiggestellt, die spätestens zur Frankfurter 
Buchmesse erscheinen wird +++ 
ab Oktober veranstaltet die OG Münster am 
vierten Mittwoch im Monat ab 20 Uhr im 
„Don Quijote", Schamhorststr. 57, das „Cafe 
Libertaire" mit kurzem Theorieinput, 
Diskussionsgelegenheit und offenem Treffen 
in gemütlicher Runde für Freundinnen, 
Bekannte und Interessierte +++ 
auf dem Regionaltreffen West am 26. 
August konnte weder die OG Koblenz 
aufgenommen noch die OG Köln als 
aufgelöst festgestellt werden +++ das 
nächste Regionaltreffen West findet am 2. 

Dezember statt +++ die neue 
Kontaktadresse für Interessierte aus NRW 
und Rheinland-Pfalz lautet: 
reko-west@fau.org 


D er Mensch sei frei, es gäbe keine Willkür mehr. Statt in einer Gesellschaft von Klassen lebten wir nun 
unter Gleichen. Das propagieren zumindest die Ideologen in Medien und Politik, auf das Prinzip von 
Wahlen und die Parlamente verweisend. Doch private Tyranneien kontrollieren die Alltäglichkeiten: 
was wir haben, was wir essen und unsere Arbeitszeiten. Im Rahmen ihrer ökonomischen Macht gleicht ihr Sta¬ 
tus dem moderner Fürstentümer, die über alles verfügen können, ohne nur Rechenschaft zu üben. Gleichzei¬ 
tig lernen die Menschen in den Positionen politischer Macht immer mehr, die Bombe zu lieben. Wenn es das 
ist, was wir unter „Demokratie" oder einer gerechten Welt verstehen, dann scheint eben diese Welt gehörig Kopf 
zu stehen. Wir werden eine Welt in Trümmern erhalten, wenn wir sie nicht denen entreißen, deren Schachfi¬ 
guren und Knechte wir derzeit darstellen. In jedem Falle sollten wir die Potentiale wiedergewinnen, die Men¬ 
schen eigen sind, um Verantwortlichkeit und Solidarität zu entwickeln. Und das heisst in erster Linie, ein kämp¬ 
ferisches Klassenbewusstsein zu entdecken. Wenn der Kapitalismus zur gottgewollten Sache erhoben wird, dann 
müssen wir Gott vom Throne stürzen - oder eben Göttinnen und Götter werden. Kapitalismus, er mag noch so 
gefestigt sein, ist und bleibt ein System, das dem gesunden Menschenverstand widerspricht. 

Was für ein Wind hier auf einmal weht? Nun, mit diesen geflügelten Worten läuten wir eine neues Arbeits¬ 
jahr ein. Denn mit der aktuellen DA stellen sich auch die neu besetzten Teilredaktionen Betrieb und Gesellschaft 
und Hintergrund vor, ganz und gar einem Zweck verpflichtet: Lust zu machen zum Lesen und zum Kämpfen. 
Und weil wir kein unverdauliches Theoriegulasch servieren wollen, bleiben wir bei konkreten Themen, die uns 
und anderen unter den Nägeln brennen: Privatisierung, Ausbeutung, Massentlassung und Rationalisierung. 
Letzteres ist natürlich nichts neues, aber ein kapitalistischer Dauerbrenner in wechselndem Gewand. Es dürf¬ 
te deshalb interessante Einblicke ermöglichen, wenn sich die Rubrik Hintergrund der Aufarbeitung dieses The¬ 
mas widmet. 

Selbstverständlich darf der Blick über den Tellerrand wieder mal nicht fehlen. Unter Globales finden sich 
deshalb einige Beiträge, wie Menschen in anderen Ländern ihr Dasein im Kapitalismus bewältigen, selbst un¬ 
ter Bedingungen allgemeiner Brutalität. Es ist immer wieder beeindruckend 
zu sehen, wie Arbeiterinnen und Arbeiter weltweit für ihre Rechte kämpfen 
— auch wenn, wie zum Beispiel in Kolumbien, das eigene Leben dabei in Ge¬ 
fahr gerät. 


Damit wäre unsere Feuertaufe bestanden. Ob gut oder eher schlecht — 
das zu beurteilen überlassen wir unseren Leserinnen und Lesern. Auf jeden 
Fall gab es genug Widrigkeiten und Gelegenheiten zu lernen, um es beim 
nächsten mal noch besser zu machen. Irgendwie ist das ja auch mit eine Auf¬ 
gabe der DA: zu zeigen, dass es möglich ist, auch ohne Bosse und zentrale 
Steuerung etwas zu produzieren. „ Was nützt mir die ganze Selbstorganisation, 
wenn ich auf dem Klo sitze, und das Papier ist alle?" — Nun, so viel auf jeden 
Fall: Es bringt die Erkenntnis, dass ich auf niemanden zu schimpfen brau¬ 
che, weil ich selber für mich verantwortlich bin. Macht ja eigentlich auch 
Spaß! 

Euer DA-Team 


Schreiben der Teheraner Busfahrer (siehe Ticker) 



Syndikate, Ortsgruppen und Kontakte der freien arbeiter/innen-Union (FPU-Ißß) 


Region Nord - 

Bremen .FflU-Iflfl Lokrlföderrtion Bremen, Postfach 10 56 74, 

28056 Bremen, fauhb@fau.org, www.fau-bremen.tk, 
www.bremer-aktion.tk 

Syndikrt der Lohnrbhrngigen und Erwerbslosen (SLE- 
FflU), sle-hb@fau.org, c/o FflU Bremen 


Bielefeld .... c/o „Umweltzentrum'',flugust-Bebel-Str. 16,33602 
Bielefeld, Treffen jeden 1. und 3. Di. im Monat, 19.30 
Uhr, faubi@fau.org, www.fau-bielefeld.de.vu 
Flensburg .... c/o Infocafe, Hafermarkt 6, 24943 Flensburg 
Hamburg .... FflU-Iflfl Hrmburg, Fettstraße 23, 20357 Hamburg. 

Offenes Treffen jeden Fr., 19.00 Uhr, fauhh@fau.org, 

Tel. (040) 43 22 124 

Hannover . . . . UJZ Korn, Kornstraße 28-30, 30167 Hannover. Treffen 
jeden Di. 21.00 Uhr, letzten Di. im Monat offener Abend 
ab 20.00 Uhr, fauh@fau.org. Tiermedizinisches Syndikat, 
tiermedizin@fau.org 

Kiel.Kontakt über OG Hamburg 

Lübeck.Kontakt über OG Hamburg 

Osnabrück . . . FflU-Iflfl Osnrbrück, Postfach 1925, 49009 Osnabrück, 
Treffen: jeden Mo. 20:00 Uhr im Cafe „Mono Negra", Alte 
Münze 12, fauos@fau.org 


Region West - 

Bochum.Kontakt über FflU Dortmund, faudo@fau.org, 

öffentliches Treffen: Jeden dritten Do. im Monat ab 
19.00 Uhr Thekenabend im Sozialen Zentrum Bochum, 
Rottstr. 31 

Bonn.FflU-OG Bonn, Wolfstraße 10 (Hinterhaus), 53111 Bonn- 

flltstadt, Telefon: (0228) 90 93 171, E-Mail: 
faubn@fau.org, www.fau-bonn.de, OG-Treffen jeden Mi. 
20.30 Uhr 

Dortmund .... c/o „Langer August", Braunschweiger Str.22, 44145 
Dortmund, Tel. : (0231) 86 30 105 (Anrufbeantworter), 
Fax: (0231) 86 30 101, faudo@fau.org 
Duisburg .... FflU Duisburg Lokriföderrtion, Querstr.38, 47178 


Duisburg, Schwarz-Roter Stammtisch: Jeden ersten Sa. im 
Monat um 20.00 Uhr im „Bürgerhof", Sternbuschweg 97, 
47057 Duisburg, Info-Telefon und SMS: (0179) 325 86 48, 
faudu@fau.org, www.fau-duisburg.tk 
Düsseldorf ... FflU Düsseldorf, Allgemeines Syndikrt, Postfach 10 24 
04, 40015 Düsseldorf, faud@fau.org, Fax: (01212) 5 110 
29 174, Fon/SMS: (0179) 32 586 48, 
www.fau.org/ortsgruppen/duesseldorf oder 
www.free.de/asti 


Köln . Allgemeines Syndikrt UND Arbeitslosen-Syndikrt c/o 

Infoladen „LC 36", Ludolf-Camphausen Str.36, 50672 
Köln, jeden ersten Do. um 20.00 Uhr, ask@fau.org 
Krefeld .(02151) 39 42 70 

Moers .c/o „Barrikade", Bismarckstr. 41a, 47443 Moers, 


faumo@fau.org 


Münster.FflU Münster, c/o Emma-Goldman-Zentrum, Dahlweg 64, 

48153 Münster, faums@fau.org, 
www.fau.org/ortsgruppen/muenster, Treffen: jeden 2. 
Mi. im Monat 20.00 Uhr und jeden letzten So. 18.00 Uhr im 
Dahlweg 64, Cafe Libetaire, mit Vortrag und Diskussion: 
jeden 4. Mi. im Monat 20.00 Uhr im Don Quijote, 
Scharnhorststr. 57 


Region Ost - 

flitenburg .... fauabg@fau.org 

Berlin .Straßburger Str. 38, 10405 Berlin, faub@fau.org, Tel.: 


(030) 287 008 04, www.fau.org/ortsgruppen/berlin, 
offenes Büro dienstags 16.00 - 20.00 Uhr 
Allgemeines Syndikrt, 2. und 4. Mi. im Monat 19.00 Uhr, 
Bildungssyndikrt, 1. und 3. Mi. im Monat 20.00 Uhr, 
bsy-b@fau.org 

Kultursyndikrt, 1. und 3. Do. im Monat 20.00 Uhr, 
ksy-b@fau.org 

GNLL Berlin-Brrndenburg, Treffen jeden letzten Do. im 
Monat 20.00 Uhr, faugrs@fau.org 
FflU-Tresen jeden 1. und 3. Do. ab 21.00 Uhr im Subversiv, 
Brunnenstr.7 /2.HH, Berlin-Mitte, U8 Rosenthaler Platz 


Dresden.FflU Dresden, c/o Stadtteilladen, Rudolfstr. 7, 01097 

Dresden, offen: freitags 16.00 - 20.00 Uhr, 
fau-dd@gnuviech.info 

Frankfurt/O. . FflU-Iflfl, c/o Backdoor, Rosa-Luxemburg-Str. 24, 15230 
Frankfurt/Oder, fauff@fau.org 

Göttingen . . . FflU-Iflfl Göttingen, c/o Buchladen „Rote Straße", 
Nikolaikirchhof 7, 37073 Göttingen 

Gransee.FflU-Iflfl Ortsgruppe und GNLL/FflU Lrndwirtschrft 

Berlin-Brrndenburg, faugrs@fau.org, c/o Th. 
Beckmann, Dorfstr. 13, 16775 Wolfsruh 
Halle/Saale ... c/o Infoladen Glimpflich, Ludwigstr. 37, 06110 
Halle/Saale, ebenfalls GNLL-KONTflKT 

Leipzig.c/o „Libelle", Kolonnadenstr. 19, 04109 Leipzig. 

Präsenzzeit: mittwochs 17.00 - 18.00 Uhr, 
leipzig@fau.org 

Magdeburg ... FflU Mrgdeburg, faumd@fau.org, c/o „Blaue Welt 
Archiv", Thiemstrasse 13, 39104 Magdeburg 
Potsdam .... FflU Potsdrm, Hermann-Elflein-Straße 32, 14467 

Potsdam, Tel.: (0176) 29 55 01 00, faupdm@fau.org. 


www.fau.org/ortsgruppen/potsdam, Treffen des flSy 
jeden 2. und 4. Mi. 18.00 Uhr, Präsenszeiten jeden 
Donnerstag 16-19 Uhr, FflU-Tresen jeden 2. und 4. Do. ab 
19.00 Uhr in der OLGA, Charlottenstraße 28 in Potsdam 

Region Süd - 

flschaffenburg Kontakt über Frankfurt/M. 


Dachau .Kontakt über München 

Dreieich.Kontakt über Frankfurt/M. 


Frankfurt/M. . c/o DFG/VK, Mühlgasse 13, 60486 Frankfurt/Main, 
sonntags 19.00 Uhr, fauffm@fau.org 

Freiburg. FAU-Ortsgruppe, c/o Infoladen Freiburg KTS, Baslerstr. 

103, 79100 Freiburg, faufr@fau.org, Treffen jeden Mi. 
gegen 20.00 Uhr im autonomen Zentrum KTS 


Gießen/Wetzlar FAU-Ortsgruppe und Bildungssyndikrt, c/o „Infoladen 
Gießen", Alter Wetzlarer Weg 44, 35392 Gießen, 
faugi@arcor.de, faugi@fau.org, www.ak44de.vu, jeden 
Mo. 19.00 Uhr Treffen des Allgemeinen Syndikats und des 
Bildungssyndikats, jeden 2. Mi. ab 21.00 Uhr 
Kneipenabend / Cafe Sabotage - offener Abend für alle 
Interessierten bei Musik und Bier im „Infoladen Gießen" 


Konstanz .... Bildungssyndikrt Konstrnz, www.sybiko.de.vu, 
sy.bi.ko@web.de 

Lieh. FAU-Ortsgruppe, Postfach 1215, 35420 Lieh, 

fauli@fau.org 

Mainz.Kontakt über Frankfurt/M. 

München _Schwanthaler Str. 139 (Rg), 80339 München, (0173) 40 48 

195, faum@fau.org, www.faum.de 

Neustadt/W. . . FAU-Ortsgruppe, Postfach 2066, 76829 Landau, 
faunw@fau.org 

Nürnberg. fnbg@gmx.de 

Tübingen .... c/o Infoladen „Grenzenlos", Schellingstr. 6, 72072 
Tübingen 

Wiesbaden . . . GNLL-KONTflKT, über Frankfurt/Main 

Schweiz - 

FflU-CH.Postfach 580, CH-8037 Zürich 

Bern .FflU Bern, Quartiergasse 17, CH-3013 Bern, 

bern@fauch.ch 


Bundesweite BRnNCHEN-KooRDiNRTiONEN - 

Bildungssyndikrte: 

bsy-public-info@list.fau.org, www.bildungssyndikat.de 
GNLL/FflU Lrndwirtschrft: 

Berlin-Brandenburg, über Gransee, gnll@fau.org 
GNLL/FflU Nrturkostindustrie: über Hamburg 

REGIONRLKOORDINnTIONEN - 

Nord: Hrmburg | West: Münster | Ost: Mrgdeburg | Süd: Frrnkfurt/M. 

Geschrftskommission der FflU-Iflfl - 

Freie Arbeiterinnen Union/Iflfl, Postfach 2043, 30020 Hannover, 
Germany, geko@fau.org 

Internrtionrles Sekretrrirt der FflU-Iflfl - 

Freie Arbeiterinnen Union/Iflfl, Postfach 2043, 30020 Hannover, 
Germany, is@fau.org 

Internrtionrle Arbeiter/Innen-Assozirtion (Iflfl) - 

Iflfl/IWfl/flIT-Sekretariat, Box 1977, Vika 0121, N - Oslo (Norge), 
secretariado@iwa-ait.org, www.iwa-ait.org 
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Das Gesetz des Profits 

Zur Logik des Personalabbaus im Finanzdienstleistungssektor 


S eit Wochen geht sie durch die Presse, die 
allgemeine Aufregung darüber, dass Kon¬ 
zerne wie die Alüanz, die Dresdner Bank oder 
andere deutsche Banken und Versicherungen 
massenhaft Personal entlassen wollen. Und 
dies, da wird die Aufregung zur Empörung, ob¬ 
wohl diese Konzerne in allen Sparten hausho¬ 
he, ja Rekordgewinne machen. 


Massenentlassungen trotz massen¬ 
haft Arbeit 

Ende Juni verkündete der Vorstand des Alüanz- 
Konzerns, zu dem auch die Dresdner Bank ge¬ 
hört, dass von den 21 Standorten elf komplett 
geschlossen werden sollen. 5.000 Stellen sollen 
in Deutschland bei der Allianz und weitere 
2.000 bei der Dresdner Bank abgebaut werden. 
Insgesamt 10.000 Menschen werden nach der 
Vorstellung der Manager auf der Straße landen. 
Ähnlich sieht es in der gesamten Versiche¬ 
rungsbranche aus. Bei ABM Generali, wozu z.B. 
die Aachener und Münchener Versicherung und 
die Volksfürsorge gehören, sind es 1.000 Stel¬ 
len; der Gerling-Konzern wird nach einer an¬ 
stehenden Fusion 1.800 Beschäftigte entlassen. 

Annähernd das gleiche Bild bietet sich im 
Bankenbereich. Annähernd 80.000 Stellen wur¬ 
den hier in den letzten fünf Jahren abgebaut, 
immer noch nicht genug, wenn es nach den 
Vorständen der Unternehmen geht. Die Deut¬ 
sche Bank will um weitere 2.000 Stellen redu¬ 
zieren, die Commerzbank um 1.200. Bei den öf¬ 
fentlichen Sparkassen und den Genossen¬ 
schaftsbanken läuft zurzeit eine Welle von Fu¬ 
sionen und Ausgründungen. So wollen sie sich 
im Wettbewerb mit den überwiegend weitaus 
größeren und finanzkräftigeren Konkurrenten 
behaupten. Auch hier ist natürlich ein weiterer 
Personalabbau für das laufende Jahr vorgese¬ 
hen. 

Die Banken sind mit den Versicherungs¬ 
unternehmen aufs Engste verknüpft, durch 
gegenseitigen Anteilsbesitz, Konzernverflech¬ 
tungen etc. - Banken gehören Versicherungen, 
Versicherungen gehören Banken. Im Banken¬ 
bereich gab es in den frühen 90ern einen zum 
Teil rasanten Aufschwung, was sich nicht zu¬ 
letzt auch in den Beschäftigtenzahlen nieder¬ 
schlug. Waren es 1990 noch 697.500 Beschäf¬ 
tigte, stieg deren Zahl auf einen Höchststand 
von 762.000 im Jahre 2000. Die Branche „lief, 
überall im Finanzsektor wurden Gewinne ge¬ 
macht, die Vorstände fingen an, kleinere und 
auch größere Unternehmen aufzukaufen. Um 
sich selbst zu erhalten, ist das Kapital gezwun¬ 
gen, sich fortwährend auszudehnen. „Progres¬ 
sive Akkumulation" nannte Karl Marx diesen 
Vorgang. 

Trotz steigender Umsätze, und natürlich 


auch Gewinnen, wurde sodann mit „Umstruk¬ 
turierungen" begonnen, mit dem Ziel, die Zu¬ 
kunft der Unternehmen zu gewährleisten. Die 
Zukunft der Unternehmen ist allerdings nicht 
gleichbedeutend mit der Zukunft der Beschäf¬ 
tigten! Das merkten die Menschen bald, die in 
diesen Unternehmen arbeiteten. Arbeitsver¬ 
dichtung und Stellenabbau waren nämüch die 
Mittel der Wahl, um dieses Ziel umzusetzen. Ob¬ 


wohl immer mehr Arbeit da war, z.B. durch mehr 
Abschlüsse von Versicherungs- bzw. Kreditver¬ 
trägen, wurden Beschäftigte entlassen, Stand¬ 
orte geschlossen. Die Arbeit wurde derart ver¬ 
dichtet, dass sie mittlerweile schon als gesund¬ 
heitsgefährdend angesehen werden muss. 

Daneben wurden mehr und mehr Tochter¬ 
unternehmen gegründet, die nicht mehr unter 
die Tarifbestimmungen des Bank- oder Versi¬ 
cherungsgewerbes fallen. So gründete die Deut¬ 
sche Bank eine „Gesellschaft für Kreditbearbei¬ 
tung", nur zu dem Zweck, dass die 500 Be¬ 
schäftigten in diesem Bereich künftig „billiger 
arbeiten". Sie arbeiten nun drei Stunden pro 
Woche länger als ihre Kolleginnen und Kollegen, 
das ganze für ein Gehalt ca. 30 bis 40% unter 
dem Branchentarifvertrag. 


Moralische Entrüstung 

Diese Umstrukturierungen, Ausgründungen 
und Massenentlassungen standen unter dem 
Vorzeichen einer für die Konzerne hervorra¬ 
genden Entwicklung. Die gesamte Branche ver¬ 
bessert von Jahr zu Jahr ihre Abschlüsse. Allei¬ 
ne die Allianz erwirtschaftete im Jahre 2005 ei¬ 
nen Gewinn von über 4,4 Mrd. Euro, das beste 
Ergebnis in der Geschichte des Konzerns! Die 


Deutsche Bank ist in der Lage, eine Eigenkapi¬ 
talrendite von sage und schreibe 25% auszu¬ 
schütten. Das Management wird hierfür wahr¬ 
haft fürstlich belohnt. So wurde Clemens Börsig, 
Vorstandsmitglied der Deutschen Bank (Jah¬ 
reseinkommen 5,6 Mio. Euro), zum Aufsichts¬ 
ratsvorsitzenden gewählt. Seine Vergütung als 
Vorstand, nebst Erfolgsprämien, erhält er weiter 
für die Dauer von vier Jahren. Michael Diek¬ 


mann, Vorstandsvorsitzender der Allianz (fünf 
Mio. pro Jahr, größtenteils „erfolgsabhängig"), 
erklärte, es täte ihm „wirklich leid für die Be¬ 
troffenen", aber er hätte leider keine andere 
Wahl. 

Die Beschäftigten und ver.di, im DGB zu¬ 
ständig für Banken und Versicherungen, ma¬ 
chen nun mobil. In einer Flugblattserie wirft 
der ver.di-Fachbereich Finanzdienstleistungen 
den Vorständen vor, „unmoralisch" zu handeln, 
und versucht, den Herren (Frauen gibt es in 
diesen Ebenen keine) zu erklären, was „Soziale 
Verantwortung" bedeute. „Eine Welle der Em¬ 
pörung" gehe durch Deutschland. Sogar der 
nordrhein-westfälische Ministerpräsident Rütt- 
gers meldet sich zu Wort: „ Mir ist unverständ¬ 
lich, wie der Konzern mit seinen Mitarbeitern 
umgeht." Eine Umgestaltung müsse mit den Be¬ 
schäftigten durchgeführt werden, nicht gegen 
sie. Ein Verbot betriebsbedingter Kündigungen 
bei profitablen Unternehmen solle ausgespro¬ 
chen und die Gehälter der Beschäftigten müs¬ 
sten gesichert werden. 

Die Allianz hat vor, durch die Umstruktu¬ 
rierung etwa 500 Mio. Euro einzusparen; das 
wären nochmals ca. 10% des aktuellen Ergeb¬ 
nisses. Wenn dies nur durch Entlassungen, Per¬ 
sonalkostenabbau und Standortschließungen 


erreicht werden könne, zeige dies, so ver.di, 
dass die Verantwortlichen nicht über genügend 
soziale Kompetenz verfügten, einen großen 
Konzern zu führen. Es wäre offensichtlich, dass 
sie unmoralisch handelten, und somit wären die 
Leistungsprämien der Herren Vorstandsmitglie¬ 
der nicht gerechtfertigt. Moderne Manager hät¬ 
ten eine soziale Verantwortung gegenüber den 
Mitarbeitern und der Gesellschaft. Ein Konzern 
könne nicht behaupten, er habe keine andere 
Wahl, wenn er 10.000 Menschen die Existenz¬ 
grundlage nehme, um seinen Gewinn um 10% 
zu erhöhen. 


Der Wolf frisst keine Kreide mehr 

Diese moralisierende Sicht der Welt liegt jedoch 
vollkommen neben der Wirklichkeit. Im Kapita¬ 
lismus gilt keine Moral, sondern nur Profit. Von 
daher kann seinen Systemverwaltern auch kein 
unmoralisches Handeln vorgeworfen werden. 
Eine wie auch immer geartete „soziale Kompe¬ 
tenz" wird im Sinne der Interessen der Aktio¬ 
näre (shareholder value heißt das heute) nicht 
honoriert, dafür gibt es keine Zusatzgratifika¬ 
tion für Vorstandsmitglieder - die gibt es nur 
und wirklich nur für Erfolg. Und Erfolg heißt hö¬ 
here Rendite. In den USA werden mittlerweile 
sogar die Rentenansprüche der Arbeiterinnen 
aus betrieblichen Pensionskassen verkauft, um 
die Rendite zu erhöhen - dies mit Zustimmung 
der reformistischen Gewerkschaften. Die Ar¬ 
beitsplätze müssen ja erhalten bleiben! „Weit¬ 
sichtige Lösungen" seien gefragt, sagte ein Ge¬ 
werkschaftsführer - ein Gewerkschaftsboss, der 
redet wie ein Konzernboss. 

Im letzten Jahrhundert gab es eine Zeit, in 
der sich der Kapitalismus sanfter gab. Allerdings 
nicht aus moralischen Überlegungen, sondern 
nur, um im eigenen Interesse die Beschäftigten 
ruhig zu halten. Die Gewerkschaften waren als 
„Sozialpartner", was „Erfüllungsgehilfen" be¬ 
deutet, sehr willkommen. Lohnerhöhungen, Ur¬ 
laub, Betriebsrenten, Weihnachtsgeld gab es da. 
Diese Zeit ist nun vorbei. „Das Kapital respek¬ 
tiert nur ein Gesetz - das Gesetz des Profits", 
schreibt Mumia Abu-Jamal, der in den USA im¬ 
mer noch im Gefängnis sitzt. 

Das Kapital ist wieder radikaler geworden, 
in seinen Theorien und auch in seinen Aktions¬ 
formen. Wer dies offensichtlich immer noch 
nicht verstanden hat, sind die großen, die re¬ 
formistischen Gewerkschaften, die immer noch 
an die soziale Kompetenz der Manager appel¬ 
lieren und von ihnen ein moralisches Handeln 
fordern. Es ist nicht möglich, dem Kapitalismus 
ein „menschliches Antlitz" zu verpassen. Die 
einzige Möglichkeit ist, ihn abzuschaffen. Auch 
die Arbeiterinnenbewegung muss sich radikali- 
sieren, zu anderen, zu neuen Ideen, Organisa- 
tions- und auch Aktionsformen finden, sich mit 
anderen Bewegungen vernetzen, sich interna¬ 
tional organisieren. Dann werden wir eine Chan¬ 
ce haben, die Verhältnisse anzugreifen und 
letztlich zu überwinden. 

Bully 



Kolumne Durruti 


W ir spielen Kapitalismus, beschließt man 
eines schönen Tages. Nur wo fängt man 
an? Jochen hat noch etwas Geld über, also wird 
er zum Kapitalisten berufen. Die andern müs¬ 
sen erst mal Arbeiterklasse sein. Der frischge¬ 
backene Bonze beschließt sogleich, eine 
Pfannkuchenfirma zu eröffnen, doch der Kühl¬ 
schrank, leider leer, zwingt uns, erst mal eine 
Runde Kolonialismus einzuschieben. Ab zu 
Aldi! Klaus wird zur Armee ernannt und zieht 
dem Togolesen an Kasse drei gleich mal ordentlich eins über, natürlich erst, nachdem der 
uns erklärt hat, wo die Eier stehen. Aufkommende Zweifel werden alsbald durch natio¬ 
nalistische Parolen beschwichtigt, alle Zutaten sind beisammen, und Jochen erweitert 
noch sein Kapital um zwanzig Euro aus der Tasche des bewusstlosen Kassierers. 

Wieder zu Hause geht's auch gleich los mit der Produktion, und nach Anlaufschwierig¬ 
keiten türmt sich bald ein stattlicher Berg Pfannkuchen vor uns auf. Jochen zahlt uns 
aus: Stundenlohn fünfzig Cent, macht zwei Euro fuffzig für jeden, dann geht's ans Schna¬ 
bulieren. Ein Kuchen kostet je ein Euro, also zwei für jeden, Markus mault. Warum er denn 
so viele Pfannkuchen produziert habe, wenn er sie nicht essen dürfe, will er wissen. Doch 
unser Kapitalist verweist lediglich darauf, er könne ja mehr arbeiten, dann habe er mehr 
Geld und folglich auch mehr Essen. Markus fühlt sich entfremdet von seinen Produkten, 
Andrea setzt auf Solidarität und wir legen zusammen. Nun hat er doch drei Pfannkuchen, 
das lindert den Protest vorerst. Wir verbringen die Nacht in Jochens Badezimmer, für die 
Couch will er zwei Euro; damit wären wir dann pauperisiert, ging ja fix. 

Weil am nächsten Tag alle über Rückenschmerzen klagen, gibt der Firmenchef eine Run¬ 
de Pfannkuchen vom Vortag aus, was die soziale Frage erst mal löst. Dann geht's wieder 
an die Arbeit. Fünf Stunden später ist der Kapitalist unglücklich: Weil Andrea ihren Lohn 


für die Couch aufspart, bricht der Absatz ein. Dem Produkt fehle Attraktivität, wird atte¬ 
stiert, es müssten Äpfel rein. Der Transport von vier Kilo Backäpfeln bringt mir weitere 
zwei Euro ein, für einen gibt's einen Platz auf dem Sessel für die Nacht, der Rest wird auf¬ 
gespart für schwere Zeiten. Weil Apfelschälen die Produktion verlangsamt, beschließt der 
Kapitalist, einen Mixer anzuschaffen, und verkauft uns Firmenanteile mit dem Verspre¬ 
chen auf Rendite. 

Am nächsten Abend machen wir ihm auf der Aktionärssitzung die Hölle heiß, weil die Ge¬ 
winne ausbleiben. Markus wird zum Vorstandsvorsitzenden gewählt. Als erste Amts¬ 
handlung teilt er Andrea mit, sie sei entlassen, und unter Verweis auf die hohe Arbeits¬ 
losigkeit drückt er unsere Löhne auf vierzig Cent herunter. Jetzt sind wir in der Küche 
noch zu zweit, doch dank des Mixers bleibt die Produktion konstant. Andrea bekommt 
jeden Morgen einen Pfannkuchen spendiert, weil sie so schöne Gedichte schreibt - so¬ 
viel zur Kultur. 

Bald jedoch macht sich in der Konzernleitung Panik breit: Die Nachfrage fehle, heißt es 
da. Und tatsächlich, schon nach einer Woche haben wir eine Überproduktionskrise - rub- 
bel die Katz! Andrea schlägt vor, gemeinsam nur noch so viele Pfannkuchen zu produ¬ 
zieren, wie jeder essen kann, und auf den Geldverkehr zu verzichten, woraufhin ihr mor¬ 
gendliches Almosen gestrichen wird und wir sie zur Utopistin erklären. Um die Produk¬ 
tion zurückzufahren wird abermals entlassen, nun steht Karl alleine in der Küche mit dem 
Mixer, der Rest von uns verelendet. 

Da trotzdem keine Besserung eintritt, muss endlich auch Karl seinen Hut nehmen. Ohne 
Mixerbedienpersonal passt sich die Produktion endlich der vorhandenen Kaufkraft an. Ei¬ 
genmündig leert die Konzernleitung die Lager und leidet Stunden unter Übelkeit, womit 
der Kapitalismus endgültig im Arsch wäre und wir abschließend die hirnrissige Parado¬ 
xie der kapitalistischen Wirtschaftsweise für bewiesen erklären dürfen, alle bis auf Jo¬ 
chen: Der ist im Bad und kotzt. 

Christian Schmidt 
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► BERLIN 

AUe VeranstaLtungen, wenn 
nicht anders angegeben, im 
FAU-LokaL, Straßburger Str. 38 

Di. 5. Sept, 20.00 Uhr 

„Ethnische Gruppen und 
Klassenzugehörigkeit in 
Israel" 

Vortrag auf Englisch mit dem 
israelischen Anarchisten Eyal 
Rosenberg 

Mo. 11. September, 20.00 Uhr 
Lunte, Weisestr. 53 
Vortrag: „Rudolf Rocker" 
Portrait eines der wichtigsten 
Theoretiker des 
Anarchosyndikalismus 

Fr. 15. Sept., 20.00 Uhr 
Info: „Pflegekräfte als Eier 
legende Wollmilchsäue?" 

Wie können wir uns gegen 
Zumutungen unserer Leitungen 
zur Wehr setzen? 

Fr. 27. Oktober, 20.00 Uhr 

Kult: Lange Nacht der Marx 
Brothers 

Drei ausgewählte Filme der 
„Anarchisten der Filmszene" 

► FRANKFURT/M. 

Fr. 13. Oktober 
Veranstaltung mit Abel Paz 

Ort und Uhrzeit: siehe 
www.fau.org unter „Termine" 

► HAMBURG 

Veranstaltungsreihe zur 
Spanischen Revolution 1936 
Alle Veranstaltungen in der 
„Schwarzen Katze", Fettstr. 23 

So. 3. September, 20.00 Uhr 
Film: „Vivir la utopia/Die 
Utopie Leben" 

Die filmische Dokumentation 
der anarchistischen Bewegung 
in der Spanischen Revolution 

So. 10. September, 20.00 Uhr 

Filmbiografie Buenaventura 
Durruti (Deutschlandpremiere) 

So. 17. September, 20.00 Uhr 

Vortrag & Diskussion über die 
Hintergründe der spanischen 
Revolution 

Sa. 23. September 
16.30 Uhr 

Das legendäre Vobcmenü 

Vegetarisches 5-Gänge-Menü 
inkl. Wein. Voranmeldung 
erforderlich unter 
040/4322124. 

20.00 Uhr 

Lesung: „Die Füchse der 
Ramblas" 

Mit Autor Oliver Steinke 

► MÜNSTER 

So. 8. Oktober, 19.00 Uhr 
ESG-Aula, Breul 43, Münster 

Lesung und Diskussion mit 
Michael Albert, Autor des 
Buches PARECON 

►OLDENBURG 

Mo. 18. September, 20.30 Uhr 
Alhambra, Fiermannstrasse 83 

Mit der revolutionären 
Gewerkschaft zu einer freien 
Gesellschaft 

Theorie und Praxis des Anarcho¬ 
syndikalismus. Vorgetragen von 
einem Sprecher der FAU 
Bremen. Freie Aussprache. 


Weitere Termine unter: 
http://www.fau.org/termine 
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Werde Pate 

Der seit 1988 existierende A- 
Laden, als anarchistische 
dezentrale Anlauf- und 
Ansprechstelle für 
Informationen und 
Informationsaustausch, muss 
wegen akuter Geldnot seine 
Räumlichkeiten in Berlin-Moabit 
aufgeben und den Standort 
wechseln. Um eines der am 
längsten wirkenden 
anarchistischen Projekte auch in 
Zukunft aufrechtzuerhalten und 
vor einem schrecklichen 
Schicksal z.B. als Wursttheke zu 
bewahren, sucht der Laden 
Paten und Patinnen, die 
finanzielle Unterstützung leisten 
können (z.B. eine regelmäßige 
Spende von fünf Euro pro 
Monat). Spenden und 
Daueraufträge auf folgendes 
Konto: „Freunde der direkten 
Aktion", KtoNr. 489 767 101, BLZ 
100 100 10, Postbank Berlin. 
Siehe auch: www.a-laden.org 
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Die Grenze im Inneren 

Interview mit einem Migranten über Leben und Arbeit in der Illegalität 
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..Ausländer, die ohne Arbeitsgenehmigung arbeiten, erhalten häufig keinen 
leistungsgerechten Lohn, [,,,] Ihre soziale Sicherheit ist nicht gewährleistet". 
So die Feststellung der Bundesregierung in ihrer Publikation Illegale 
Beschäftigung und Schwarzarbeit schaden uns allen. In Konsequenz geht 
die Regierung gegen ..schädliche" illegale Beschäftigung vor; sogar die IG 
BAU zog gegen die lohndrückenden Folgen der Schwarzarbeit zu Felde, indem 
sie Hotlines einrichtete, auf denen Schwarzarbeiterinnen denunziert werden 
sollten. Während der Profit der Unternehmen durch Bußgelder allerhöchstens 
gemindert wird, werden Migrantinnen zum Opfer einseitiger 
Schuldzuweisungen, Nicht etwa reguläre, gesicherte Arbeitsplätze sind die 
Folge, sondern der Entzug ihrer wirtschaftlichen Lebensgrundlage und 
womöglich Ausweisung, Wir haben daher mit einem polnischen Migranten 
gesprochen, um einen Einblick in die soziale und ökonomische Realität von 
Migrantinnen in Deutschland zu bieten. 


- DA: Du lebst und arbeitest seit vielen 
Jahren in Deutschland. Was kannst Du resü¬ 
mierend über Deinen sozialen und ökonomi¬ 
schen Status in diesem Zeitraum sagen? 

L: Ich bin Mitte der 90er Jahre mit einem 
dreimonatigen Touristenvisum nach Deutsch¬ 
land gekommen. Der soziale Status, den ich 
quasi „mit mir gebracht" habe, wurde hier auto¬ 
matisch um den Faktor „illegal" erweitert. „Il¬ 
legal" aus staatlicher Sicht bedeutet: uner¬ 
wünscht, kriminell und gesucht. Dies bedeute¬ 
te, von Anfang an ein prekäres Leben zu führen. 
Konkret hieß das: Auf der Straße nach Lebens¬ 
mitteln zu suchen, von 150 DM im Monat zu le¬ 
ben, sich nur auf Straßen (und nicht in Bars, Ki¬ 
nos oder Cafes) aufhalten zu können, Laden¬ 
diebstahl ... aber auch, alle möglichen Wege 
auszuprobieren, um an Jobs zu kommen... oder 
sich sogar Jobs auszudenken! Meine übertäre 
Lebenseinstellung hat mich vor den vielfältigen 
Schicksalsschlägen von Migrantinnen zwar 
nicht bewahrt, jedoch habe ich dadurch, ver¬ 
glichen mit dem Großteil der „Clandestinos", 
keine größeren Probleme, auf alltäglichen Kon¬ 
sum, Arbeitshunger oder staatliche Zwänge zu 
verzichten. Alldem würde ich mich nämlich 
auch unter „legalen" Umständen zu entziehen 
versuchen. Trotzdem musste ich jahrelang vor¬ 
sichtig und sparsam leben - weit entfernt von 
stabilen Verhältnissen -, immer Kontakte knüp¬ 
fen, flexibel sein und in Bewegung bleiben. Die 
letzten drei Bedingungen deckten sich sogar 
ganz gut mit meinen politischen Aktivitäten. 

- DA: Wie sind die Bedingungen von staat¬ 
licher und gesellschaftlicher Seite genau be¬ 
schaffen. die Migrantinnen in diese Situation 
zwingen? 

L: Lasst es mich mit einfachen Worten be¬ 
schreiben: Du steigst in Rzepin (polnische 
Kleinstadt, 15 km vor der deutschen Grenze) in 
einen Zug, fährst zehn Minuten nach Frank¬ 
furt/Oder und merkst auf einmal, dass deine 
heiligen Bürgerrechte unterwegs dezimiert 
wurden. Dein Wille, deine produktiven Fähig¬ 
keiten mit anderen Menschen auszutauschen, 
wird dir durch zwischenstaatliche Gesetze ge¬ 
nommen. Wenn dein Zug (oder dein Boot) aus 
noch ferneren Regionen der Welt kommt, wird 
dir zusätzlich das Recht genommen, dich frei in 
deiner neuen Heimat zu bewegen. Du willst aber 
- und in einer kapitalistischen Welt musst du 
sogar - deine Arbeitskraft in Austausch stellen. 
Das machst du dann geheim, in der Hoffnung 
auf menschliche/gesellschaftliche Solidarität, 
die du andersrum gegenüber jedem und über¬ 
all zeigen würdest. Doch du merkst, dass ein gar 
nicht so kleiner Teil dieser Gesellschaft, statt 
Solidarität zu zeigen, versucht, von deiner Be¬ 
nachteiligung zu profitieren. Dabei wird dir klar, 
dass in dem Land, aus dem du selber kommst, 
genauso mit Migrantinnen umgegangen wird, 
weil auch dort die Staatslogik besteht und vom 
Kapitalismus verdorbene Menschen existieren. 
Doch die Bedingungen, nach denen Ihr fragt, 
gingen aus Entwicklungen hervor, die in diesem 
Rahmen schwer zu erklären sind; d.h. Konzep¬ 
te von Nation und Nationalstaat, nationaler Pro¬ 
tektionismus und Kolonialismus bis hin zur 
postkolonialen, neoliberalen Globalisierung. Es 
gibt also viel zu tun, wenn wir die Probleme von 
Migrantinnen beseitigen wollen. 

- DA: Welche konkreten Risiken und Ent¬ 
scheidungen gehen mit nicht vorhandenen 
Versicherungen einher? Was sind Deine Erfah¬ 
rungen? 

L: Nicht versichert zu sein und keinen le¬ 


galen Status zu haben, bedeutet im Falle einer 
Verletzung bei der Schwarzarbeit, sich auch 
schwarz behandeln lassen zu müssen. An so et¬ 
was wie Krankengeld brauchst du gar nicht erst 
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ZU denken. Du musst sehr viel Glück haben, 
wenn dich dein Arbeitgeber in solchen Fällen 
unterstützt. Daher nehmen nicht alle jede Ar¬ 
beit an, die mit einem Unfallrisiko verbunden 
ist - vor allem, wenn sie schlecht bezahlt ist. Du 
willst dein Leben ja nicht für ein paar Euro rui¬ 
nieren. In der Regel gilt jedoch: Je mehr Geld es 
zu verdienen gibt, desto größer ist das Risiko, 
das die Menschen einzugehen bereit sind. Das 
erklärt z.B. auch, warum viele Migrantinnen 
als Drogenhändler enden. Doch oft hast du kei¬ 
ne Wahl und nimmst, was du bekommst. 

- DA: Was waren in Deinem Falle die typi¬ 
schen Arbeitsbereiche. in denen Du Beschäfti¬ 
gungfandest? Und wie sieht es mit der Ent¬ 
lohnung aus? 

L: Ganz am Anfang habe ich mir zusammen 
mit einem Kumpel hier in Berlin eine bisher 
nicht praktizierte Einnahmequelle ausgedacht. 
Da wir keine Sprachkenntnisse und null Kon¬ 
takte hatten, gingen wir auf Autofahrer an ro¬ 
ten Ampeln zu mit dem Angebot, ihre Scheiben 
zu putzen. Heute gehört diese Einnahmequelle 
fast schon zur Kreuzberger Folklore. Dann gab 
es die Baustellen, die ich aber eher meiden woll¬ 
te - aus mehreren Gründen: Größeres Risiko 
aufzufliegen, die damit verbundene nervösere 
Arbeitsatmosphäre und dazu das Risiko der 
Lohnabzocke. Ich habe da meine Erfahrungen 
gemacht und mir vorgenommen, mich auf so et¬ 
was nie mehr einzulassen. Danach arbeitete ich 
als Maler und Tapezierer, Zeitungsverkäufer, 



Maurergehilfe, Gärtner, Umzugshelfer, Überset¬ 
zer, Filmkomparse, Messebauer, Türsteher ... 
Bei Renovierungsarbeiten nutzte ich oft die 
Macht des Stereotypen: Polnische Handwerker 
sind gut und bilüg. Das half, solche Jobs zu be¬ 
kommen. Wir haben uns mit mehreren Kumpels 
verständigt, bei den meisten Jobs nicht weniger 
als 15 DM, später acht Euro pro Stunde zu neh¬ 


men, aber es gab auch Situationen, in denen 
der eine oder andere für fünf Euro gearbeitet 
hat. 

- DA: Würdest Du sagen. Deine Erfahrun¬ 
gen sind exemplarisch für die anderer Mi¬ 
grantinnen? 

L: Nein. Es gibt dabei mehrere ausschlag¬ 
gebende Aspekte. Angefangen damit, welchen 
Status du hast und wie weit der Staat bereit ist, 
dich weiter zu „integrieren", oder ob er dich 
vertreiben will. Dann, aus welcher Region der 
Welt du kommst - hier kommt u.a. Rassismus 
ins Spiel. Außerdem kommt zu tragen, aus wel¬ 
chen kulturellen Zusammenhängen du 
stammst: Menschen mit „strengerem" kulturel¬ 
len Hintergrund werden sich evtl, nicht auf alle 
Jobs, die ich z.B. gemacht habe, einlassen. 
Weiterhin, welche Möglichkeiten ergeben sich 
in dem Milieu, in dem du lebst - hier kann es 
sich entweder um Unterstützung aus nationa¬ 
lem/ethnischem Milieu handeln (Migrantinnen 
halten meist zusammen, oft sogar klassenüber- 
greifend) oder um Unterstützung aus der Sze¬ 
ne - mir wurden z.B. oft von verschiedenen Be¬ 
kannten Job-Connections vermittelt. Sogar po¬ 
litische Hintergründe spielen hier eine Rolle: 
Je enger deine selbst gesetzten Grenzen bzgl. 
ausbeuterischen Arbeitsverhältnissen sind, de¬ 
sto begrenzter sind deine Perspektiven und de¬ 
sto aktiver und präziser musst du dich in der il¬ 
legalen Arbeitswelt bewegen. Dennoch gibt es 
einen Aspekt, der für fast alle gilt: In dieser Ar¬ 
beitswelt spielen meist nicht Kompetenzen oder 
Qualifikationen die entscheidende Rolle, son¬ 
dern die persönliche Gewandtheit. 

- DA: Du kannst im wesentlichen nur über 
Deine Situation als Mann sprechen. Dennoch: 
wie schätzt Du speziell die Situation von mi- 
grantischen Frauen ein? 

L: Frauen haben hier natürlich noch be- 
grenztere Perspektiven - vor allem, wenn sie 
von Anfang an emanzipatorische Einstellungen 
bewahren wollen, d.h. bspw. keine Jobs an¬ 
nehmen, die sie in die Gefahr sexueller Belästi¬ 
gung bringen oder bei denen sie von irgendei¬ 
nem Macker rumdirigiert werden. Im Kreis mei¬ 
ner Freundinnen waren Putzjobs in privaten 
und öffentlichen Gebäuden meist die zugäng¬ 
lichste Einnahmequelle in den letzten Jahren - 
meist schlecht bezahlte, aber (in Hinblick auf 
staatliche Verfolgung) relativ sichere Arbeits¬ 
stellen -, aber auch Kneipen. Es gibt viele Jobs, 
bei denen die Arbeitgeber keine Frauen nehmen 
wollen. Wir haben deshalb oft verschiedene 
Tricks genutzt, um unsere Kolleginnen in solche 
Jobs reinzuschleusen. Eine Freundin wiederum 
hat sich für die Prostitution entschieden ... 
Letztendlich glaube ich, es wäre besser, wenn 
Frauen selber hier von ihren Problemen erzäh¬ 
len würden... 

- DA: Wie sieht es mit Erpressbarkeit und 
Unsicherheit aus? Inwiefern haben sich Ar¬ 
beitgeber Deine Situation zunutze gemacht? 

L: Unsicherheit führt dazu, sehr vorsichtig 
mit dem Arbeitgeber über Arbeitsbedingungen 
zu reden und Forderungen zu stellen - ebenso 
wie bei „legalen" Arbeitern, die unter dem 
Druck der Arbeitslosigkeit stehen. Bei Migran¬ 
tinnen kommt noch die Angst vor staatlicher 
Repression (erwischt zu werden, Festnahme, 
Abschiebung ...) hinzu. Als ich z.B. angefangen 
habe, als Gärtner zu arbeiten, dauerte es eini¬ 
ge Wochen, bis ich nach der Deckung meiner 
BVG-Kosten oder flexibler Arbeitszeit gefragt 
habe (ich habe immer versucht, die Arbeit mei¬ 
nen politischen Aktivitäten anzupassen und 
nicht umgekehrt). Außerdem ist der Arbeitge¬ 
ber/Geldgeber nicht immer bekannt, da die 
Jobs auf verschiedene Weise vermittelt werden. 
Oft passiert es, dass du nach geleisteter Arbeit 
nicht rausfinden kannst, an wen du dich wegen 
der Entlohnung richten sollst. Natürlich gibt es 
nur minimale oder gar keine Garantien in Bezug 
auf Arbeitsrecht - Begriffe wie Kündigungs¬ 
schutz oder Vertrag existieren in dieser Welt 
nicht. Die Entlohnung beruht natürlich auf ei¬ 
nem Vergleich mit den Standards unter Migran¬ 
tinnen und nicht mit den regulären Standards 
- d.h. du startest sowieso auf einem anderen 
Niveau. Mit Aussagen wie „für diese Arbeit wird 
aber meistens XY bezahlt" machst du dich nur 
lächerlich und bekommst meistens keinen Job. 


Und dann gibt es noch einen ganz spezifischen 
Aspekt der illegalen Arbeit: Du bist meistens 
Einzelkämpfer und hast alleine oft zu wenig 
Mut, dich zu wehren. Da hat eine Umzugs- oder 
Renovierungsbrigade schon viel mehr zu sagen. 

- DA: Inwiefern ist Solidarität unter Mi¬ 
grantinnen maßgeblich? 

L: Aus der allgemeinen Beobachtung ergibt 
sich eher keine gute Einschätzung bzgl. der Ver¬ 
breitung eines anarchistischen Menschenbilds 
- auch unter Migrantinnen gibt es viel Ego¬ 
ismus, Konkurrenz, oft werden sogar Gegenlei¬ 
stungen für geleistete Hilfe gefordert. Doch 
auch in einer allgemeinen Atmosphäre der Ver¬ 
einzelung und Unsicherheit gibt es viele Fälle 
von gegenseitiger Hilfe und sogar einige Zei¬ 
chen von Widerstand. Ich kenne Geschichten 
von polnischen Arbeitern, die gemeinsam eine 
halbe Baustelle mit nach Hause genommen ha¬ 
ben, nachdem ihnen ihr Lohn nicht gezahlt 
wurde. Ein anderes Mal war es notwendig, ein 
paar Kollegen zusammenzutrommeln, um den 
Chefin die Enge zu treiben und an die gemach¬ 
ten Absprachen zu erinnern. Manchmal, z.B. 
bei Umzügen, haben wir so etwas wie einen 
„italienischen" Streik geführt; d.h. wir haben 
sehr langsam gearbeitet - meistens wenn der 
Auftraggeber anfing, um den Lohn zu scha¬ 
chern, oder er sich uns gegenüber unkorrekt 
verhielt. Wir sagten ihm, dass das nicht in Ord¬ 
nung sei, und verzögerten gleichzeitig die Ar¬ 
beit. Das habe ich damals als working dass mul- 
tikulti bezeichnet, wenn also die Schwarzarbei¬ 
ter aus Polen und Lateinamerika gemeinsam ge¬ 
gen einen deutschen Arbeitgeber solch eine Art 
von Streik durchgeführt haben. Sonst haben 
wir uns auch Jobs untereinander vermittelt oder 
miteinander geteilt; aber auch andere vor mie¬ 
sen Firmen und Personen zu warnen, gehört 
dazu. 

- DA: Kannst Du abschließend eine Ein¬ 
schätzung abgeben, wie sich die Arbeitssitua¬ 
tion von Migrantinnen durch Ausländerpoli¬ 
tik. Arbeitsmarktreformen etc. in den letzten 
Jahren gewandelt hat? 

L: In Bezug auf Migrantinnen sind es in er¬ 
ster Linie nicht die Arbeitsmarktreformen, son¬ 
dern die Reformen zur inneren Sicherheit, die 
die Arbeitsverhältnisse direkter betreffen. Das 
aktuelle Gebot der Arbeitsmarktreformen, „ein 



schlecht bezahlter Job ist besser als keiner", 
gilt für Migrantinnen schon immer. Daher ha¬ 
ben viele von uns die Reformen kaum wahrge- 
nommen. Jetzt sind einfach zusätzlich viele 
Menschen mit deutschem Pass degradiert wor¬ 
den. Ich persönlich beobachte aber schon seit 
einigen Jahren, dass es im Bereich der Minijobs 
sehr eng und die Konkurrenz noch größer ge¬ 
worden ist. Da sich die Arbeitsmarktreform in 
mehreren Punkten mit der Einwanderungspoli¬ 
tik ergänzt, ist sogar die Arbeitssituation von 
Migrantinnen mit Papieren schwieriger gewor¬ 
den. Es wird z.B. eine rassistische Kategorisie- 
rung bei der Vergabe von offiziellen Arbeits¬ 
plätzen und Sozialleistungen verlangt (erst 
„Deutsche", dann EU-PassbesitzerInnen, dann 
die „mit fester Aufenthaltserlaubnis", dann 
„Aussiedler" und am Ende Asylbewerberinnen). 
Die EU-ErWeiterung hat die Situation der Ost¬ 
europäer etwas verbessert, die kapitalistischen 
Ausbeutungs- und Erpressungsmechanismen 
bleiben jedoch dieselben. Nur der Fokus der 
staatlichen Unterdrückung hat sich verlagert 
und trifft jetzt mehr die Migrantinnen anderer 
Herkunft. 

- DA: Wir danken Dir für dieses äußerst 
aufschlussreiche Interview. 

Das ungekürzte Interview ist einzusehen auf 
www.fau.org 
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Fortsetzung,,Kampfzone Maisfeld" von 
Seite 1 

Ihre Erfolge im Kampf um eine Gentechnik¬ 
freundliche Gesetzgebung erzielen die Konzer¬ 
ne nach Meinung vieler Kritiker fast immer hin¬ 
ter verschlossenen Türen, egal ob auf Ebene der 
Welthandelsorganisation (WTO), der EU oder der 
Bundesregierung. Bislang scheint diese Strate¬ 
gie aufzugehen. 

Bis zum Jahr 2004 galt in der EU ein De-fac- 
to-Moratorium, das den Anbau und die Neuzu¬ 
lassung gentechnisch veränderter Organismen 
(GVO) verhinderte. Gegen diese Handelsbe¬ 
schränkungen klagen seit drei Jahren die USA 
und Argentinien vor dem Schiedsgericht der 
WTO. Beide Staaten haben den Anbau von GVO 
in ihren Ländern längst zugelassen und wollen 
nun die europäischen Staaten zur Öffnung ihrer 
Märkte für Importe zwingen. Vor diesem Hinter¬ 
grund wird derzeit europaweit gestritten, in wel¬ 
cher Weise der Gentechnik das Feld bereitet wer¬ 
den soll - mit höchst unterschiedlichem Ergeb¬ 
nis. Die Schweizer z.B. haben in einer Volksab¬ 
stimmung entschieden, für fünf weitere Jahre 
keinen Anbau von GVO zuzulassen. Anders da¬ 
gegen Deutschland: Mit der Zulassung mehrerer 
gentechnisch veränderter Maissorten gab 
Bundesverbraucherminister Horst Seehofer 
Ende 2005 erstmals grünes Licht für den regu¬ 
lären Anbau von GVO, der keiner besonderen 
Genehmigung mehr bedarf. 

Die zugelassenen Maissorten enthalten das 
Genmodul MON-810 aus den Labors des US- 
Unternehmens Monsanto, das 90 Prozent des 
weltweit verkauften GVO-Saatgutes herstellt. Die 
Gensequenz soll Pflanzen unempfindlich ma¬ 
chen gegen das teure Universalbiozid „Round- 
up", mit dem Monsanto einen Großteil seiner 
Gewinne erzielt und das nach Angaben der Wer¬ 
beprospekte fast alle anderen Biozide überflüs¬ 
sig machen soll. 


Monsanto in der Kritik 

Trotz dieser Versprechungen haben in Deutsch¬ 
land in diesem Jahr nur sehr wenige Bauern den 
Genmais angebaut. Ungeklärte Haftungsfragen, 
der drohende Streit mit Gentechnik-Gegnern 
und Nachbarn sowie widersprüchliche Meldun¬ 
gen aus Übersee dürften Gründe gewesen sein. 
Farmer in Kanada und den USA haben nämlich 
mit dem Anbau von gentechnisch veränderten 
Mais-, Raps-, Soja- und Baumwollpflanzen nicht 
nur positive Erfahrungen gemacht. Als Problem 
hat sich u.a. die Verschlechterung der Böden 
und die Resistenzbildung bei Schädlingen er¬ 


wiesen, die den Einsatz zusätzlicher Biozide not¬ 
wendig macht. Sorgen bereitet Landwirten aber 
vor allem die unkontrollierte Verbreitung der 
Gene. Die von den Konzernen beschworene Koe¬ 
xistenz gentechnisch veränderter und unverän¬ 
derter Pflanzen, die angeblich zur Sicherung 
der Wahlfreiheit des Verbrauchers nur einer aus¬ 
reichenden Kennzeichnung auf den Lebens¬ 
mittelverpackungen bedarf, hat den Praxistest 
nicht bestanden. Wo ein Landwirt Gensaaten 
ausbringt, finden sich deren Gene schnell auch 
in den Pflanzen auf den Äckern seiner Nach¬ 
barn wieder, verbreitet durch Wind, Bienenpol¬ 
len und Erntemaschinen. 

Diese Erfahrung musste 1998 auch der Ka¬ 
nadier Percy Schmeiser machen, der sich plötz¬ 
lich mit den Patentanwälten von Monsanto kon¬ 


frontiert sah. Diese hatten auf Schmeisers Feld 
Exemplare patentierter Rapssorten aufgespürt, 
für deren Nutzung sie Lizenzgebühren einfor¬ 
derten. „Das Gericht entschied damals, dass 
Monsantos Patentansprüche rechtens sind", 
warnte Schmeiser im Mai bei einem Besuch in 
Deutschland. „Egal, wie die Pflanzen auf den 
Acker gelangen, sie gehören Monsanto. Und das 
ist wirklich eine erschreckende Nachricht!" Der 
umstrittene Konzern forscht auch an sog. Ter¬ 
minator-Genen, die es unmöglich machen sol¬ 
len, aus geernteten Pflanzen neues Saatgut zu 
gewinnen. Da es in vielen ärmeren und klein¬ 
bäuerlich strukturierten Regionen zur Tradition 
gehört, das Saatgut selbst zu vermehren, be¬ 
fürchten Kritiker, dass hier die Terminator-Tech¬ 
nologie vielen Landwirten die Existenzgrundla¬ 
ge entziehen oder sie in die Konzernabhängig¬ 
keit zwingen wird. 

Genmix auf dem Acker - ein sozialer 
Sprengstoff 

Besonders bei Raps- und Getreidearten wird er¬ 


wartet, dass die manipulierten Gensequenzen 
auch auf verwandte Arten überspringen werden 
(z. B. ist Raps nahe verwandt mit Senf- und 
Kohlsorten). Eine unkontrollierte Verbreitung 
der Gene dürfte in Deutschland nicht nur den 
Anbau von Bioprodukten schwierig machen, 
sondern auch die Vermarktung konventioneller 
Produkte. Fast alle großen Lebensmittelketten 
lassen sich von ihren Lieferanten die Gentech¬ 
nikfreiheit ihrer Produkte vertraglich zusichern 
und führen entsprechende Kontrollen durch. 
„Wer soll mir denn meinen Honig abkaufen, 
wenn da erstmal Gentechik drin ist?" fragt der 
Mitinitiator von Gendreck weg!, Michael Grolm, 
der seine wirtschaftliche Existenz als Berufsim¬ 
ker gefährdet sieht. „Meine Bienen können nun 
mal beide Pflanzen nicht unterscheiden." 


Der Genmix auf den Feldern könnte sich für 
die Dörfer als sozialer Sprengstoff erweisen. Der 
soziale Riss trennt diesmal nicht wie gewohnt 
Biobauern und konventionell wirtschaftende 
Landwirte, sondern geht mitten durch das Land¬ 
volk. Selbst der Bauernverband Bayerns hat sich 
von der Gentechnik distanziert. 

In Badingen diskutierte man am Abend 
nach der Feldbefreiung schon wieder über die 
Aktionen des kommenden Jahres und darüber, 
wie man auch die bevorstehenden Strafge¬ 
richtsprozesse nutzen kann, um politisch Zei¬ 
chen zu setzen. Die ergänzende Kampagne 
Schuldendreck weg! soll in der Zwischenzeit 
dazu beitragen, die Prozesskosten auf möglichst 
viele Schultern zu verteilen. 

Jürgen Bartz 

Spendenkonto: 

Stop gmo eV., Kto-Nr.: 200 398 34 01, BLZ: 430 
609 67, GLS Gemeinschaftsbank, Verwendungs¬ 
zweck: Gendreck weg! 

(Die Überweisung ist auch über das Spenden¬ 
formular auf der Website möglich.) 



Hil Watte oder Faust? 

Widerstand gegen LKH-Verkauf kommt nicht in Gang 


W ieder erfuhren es die Beschäftigten der 
Niedersächsischen Landeskrankenhäu¬ 
ser (NLKH) zuerst aus den Medien: Ende 
April gab die Landesregierung bekannt, nur 
einen Teil der Standorte zu verkaufen. Bad 
Rehburg, bisher Außenstelle von Wunstorf, 
Brauel und Moringen, dem künftig das so¬ 
genannte „Feste Haus" in Göttingen(^) an¬ 
gegliedert ist, bleiben im Landesbesitz. Hier 
sind ausschließlich psychisch kranke straf¬ 
fällige Patientinnen untergebracht. Alle an¬ 
deren Häuser in Göttingen, Tiefenbrunn, 
Königslutter, Hildesheim, Osnabrück, Weh¬ 
nen, Wunstorf und Lüneburg stehen zum 
Verkauf. In den acht LKHs mit rd. 3.600 Bet¬ 
ten sind 5.840 Kolleginnen beschäftigt. Nur 
wenige Tage nach der genannten Meldung 
wurde das europaweite Bieterverfahren er¬ 
öffnet, das auf Hochtouren läuft. 

Anfang Mai wurde Finanzminister Möll- 
ring von ver.di aufgefordert, in Verhand¬ 
lungen über einen Überleitungstarifvertrag 
zu treten. Postwendend wurde dem Haupt¬ 
personalrat von den Transaktionsberatern 
angeboten, eine Dienstvereinbarung abzu¬ 
schließen. Nach §78 NdsPersVG(^) kann die¬ 
se jedoch nicht regeln, was üblicherweise in 
Tarifverträgen geregelt wird.(^) Sie garan¬ 
tiert keine individuell einklagbaren Rechte; 
für die Durchsetzung und Einhaltung ihrer 
Inhalte kann nicht gestreikt werden. Das 
Angebot wurde ausgeschlagen. 

Einen Monat später sicherten die Sozi¬ 


alministerin Ross-Luttmann und der Fi¬ 
nanzminister Tarifverhandlungen zu. Ver.di 
will mehr als die nach §613a BGB(^) vorge¬ 
sehenen Rechte absichern und ging Ende 
Juni mit folgenden Forderungen in die erste 
Runde: Weitergeltung des Tarifvertrags für 
den Länderbereich (TV-L) und ergänzender 
Tarifverträge, Übernahme der für Ärztinnen 
in Uni-Kliniken geltenden Regelungen des 
TV-L, unbefristeter Ausschluss betriebsbe¬ 
dingter Kündigungen einschließlich Ände¬ 
rungskündigungen, Rückkehrrecht der Be¬ 
schäftigten zum Land bei Insolvenz oder 
Stillegung eines Krankenhauses, Anwen¬ 
dung der Dienstvereinbarungen und zu 
Gunsten der Beschäftigten geltender Rege¬ 
lungen sowie des Betriebsverfassungsgeset¬ 
zes, verbunden mit dem Verzicht auf Ten- 
denzschutz(^), Übergangsmandat für Inter¬ 
essenvertretungen, Sicherung der Ausbil¬ 
dung, des Fortbildungsangebots und sozia¬ 
ler Einrichtungen. 

In der zweiten Verhandlungsrunde im 
Juli machten die Arbeitgeber hingegen 
deutlich, dass sich die Bedingungen für 
eine Überleitung an den Kriterien der Nds. 
Hafengesellschaft orientieren sollen, die 
2005 privatisiert wurde; d.h. Tarifbindung 
sowie Ausschluss betriebsbedingter Kündi¬ 
gungen und Änderungskündigungen nur 
bis 2009, keine Übernahme der Neube¬ 
schäftigten in den Überleitungstarifvertrag, 
Rückkehrrecht zum Land erst nach Kündi¬ 


gung aufgrund einer Insolvenz oder Liqui¬ 
dation und Ausschluss von Tendenzschutz. 
Die Verhandlungen werden seit dem 23. Au¬ 
gust fortgesetzt. 

Bisher haben es die Beschäftigten wei¬ 
testgehend den örtlichen Funktionärinnen 
überlassen, sie per Flugblatt oder E-Mail zu 
informieren und betriebliche Aktionen zu 
initiieren. Über keine der Forderungen wur¬ 
de vorher auf Belegschaftsversammlungen 
diskutiert. Allein der unterschiedliche In¬ 
formationsstand lässt schon Rückschlüsse 
auf die Voraussetzungen zu, sich entschlos¬ 
sen zu wehren und nicht alles über sich her¬ 
einbrechen zu lassen. Nur selten gelingt es, 
diese Lethargie zu durchbrechen. Wie in Lü¬ 
neburg, wo am 26. Juni 70 Kolleginnen zur 
direkten Aktion schritten und zwei Mitar¬ 
beiter der vom Land mit dem Verkauf be¬ 
auftragten Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
PricewaterhouseCoopers daran hinderten, 
das LKH zu betreten. Zwei Polizisten konn¬ 
ten sie nur unter Rangeleien ins Gebäude 
bringen, wobei ein beteiligter Psychologe 
schwer verletzt wurde. 

flnarr 

Anmerkungen 

(^)Ein hoch gesicherter forensischer Be¬ 
reich 

(^)Niedersächsisches Personalvertretungs¬ 
gesetz 

(^)Arbeitsentgelte und sonstige Arbeitsbe¬ 
dingungen 

(^)Bürgerliches Gesetzbuch; §613a regelt 
den Schutz des sozialen Besitzstands der 
Beschäftigten bei Betriebsübergang (ein 
Jahr Bestandsschutz). 

(^)D.h. Erhalt der wirtschaftlichen Mitbe¬ 
stimmung 


§§§-Dschungel 

Einblicke in die Rechtslage von Ärbeitsemigranten/innen 

Dieser Einblick soll aufzeigen, welcher „Geist" hinter den Gesetzen für Arbeitsemi¬ 
granten/innen steht. Evtl, hilft er, Orientierung zu geben, wenn Hilfe erforderlich ist. 
Zentrale Vorschriften sind das Sozialgesetzbuch Drittes Buch (SGB III), die Arbeits¬ 
genehmigungsverordnung, die Anwerbestoppausnahmeverordnung und seit 
01.01.2005 die Beschäftigungsverordnung (BeschV). 

Auszüge aus dem Presseinfo 007/2005 vom 18.01.2005 der Agentur für Arbeit 

Mit dem Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes am 1. Januar 2005 wird auch der Ar¬ 
beitsmarktzugang von neu einreisenden und bereits im Bundesgebiet lebenden Auslän¬ 
dern neu geregelt 

Danach wird die Entscheidung über den Aufenthalt mit der Entscheidung über den Ar¬ 
beitsmarktzugang zusammengefasst 

Voraussetzung für den Arbeitsmarktzugang von Ausländern ist in jedem Eall ein konkre¬ 
tes Arbeitsplatzangebot Darüber hinaus darfßr die Ausübung der Beschäftigung grund¬ 
sätzlich kein bevorrechtigter Arbeitnehmer (z.B. Deutsche oder EU-Staatsangehörige) zur 
Verßgung stehen. 

Gering qualifizierte ausländische Arbeitssuchende erhalten nur in Ausnahmefällen Zugang 
zum deutschen Arbeitsmarkt. 

Die neue Rechtlage erleichtert hoch qualifizierten und qualifizierten Eachkräften den Ar¬ 
beitsmarktzugang. 

Arbeitsgenehmigungsverordnung - ArGV (Auszüge) 

§1 Arbeitserlaubnis 

(Abs. 1) Die Arbeitserlaubnis kann nach Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes er¬ 
teilt werden 

§9 Arbeitsgenehmigungsfreie Beschäftigung 
Keiner Arbeitsgenehmigung bedürfen 

(Abs. 5) Personen, die unter Beibehaltung ihres gewöhnlichen Aufenthaltes im Aus¬ 
land von ihrem Arbeitgeber mit Sitz im Ausland in das Inland entsandt werden, um 
Montage- und Instandhaltungsarbeiten... 
wenn die Dauer der Beschäftigung drei Monate nicht übersteigt; 

§12a Erweiterung der Europäischen Union 

(Abs. 1) Staatsangehörigen derjenigen Staaten (Polen etc.) ... wird, sofern sie am 1. 
Mai 2004 oder später für einen ununterbrochenen Zeitraum von mindestens zwölf Mo¬ 
naten im Bundesgebiet zum Arbeitsmarkt zugelassen waren,... eine Arbeitsberechti¬ 
gung erteilt. 

(siehe aber auch die unten aufgeführte „Dienstleistungserbringung") 

Aufenthaltsgesetz - AufenthG (Auszüge) 

Erwerbstätigkeit und die Integration von Ausländern 
§7 Aufenthaltserlaubnis 

(Abs. 1) Die Aufenthaltserlaubnis ist ein befristeter Aufenthaltstitel. 

§9 Niederlassungserlaubnis 

(Abs. 1) Die Niederlassungserlaubnis ist ein unbefristeter Aufenthaltstitel. 

§18 Beschäftigung 

(Abs. 1) Die Zulassung ausländischer Beschäftigter orientiert sich an den Erforder¬ 
nissen des Wirtschaftsstandortes Deutschland unter Berücksichtigung der Verhältnisse 
auf dem Arbeitsmarkt... 

§39 Zustimmung zur Ausländerbeschäftigung 

(Abs. 1) Ein Aufenthaltstitel, der einem Ausländer die Ausübung einer Beschäftigung 
erlaubt, kann nur mit Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit erteilt werden ... 

Beschäftigungsverordnung - BeschV (Auszüge) 

Zulassung von neu einreisenden Ausländern zur Ausübung einer Beschäftigung 
§1 Grundsatz 

Die Erteilung eines Aufenthaltstitels zum Zweck der Beschäftigung bedarf in den Fäl¬ 
len der Paragraphen 2 bis 16 nicht der Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit ge¬ 
mäß §39 des Aufenthaltsgesetzes. 

§3 Hochqualifizierte 

Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung einer Niederlassungserlaubnis an Hochqua¬ 
lifizierte nach §19 Abs. 2 des Aufenthaltsgesetzes. 

§4 Führungskräfte... 

§15 Dienstleistungserbringung 

Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines Aufenthaltstitels an Personen, die von 
ihren Arbeitgebern mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder ei¬ 
nem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
zur Erbringung einer Dienstleistung vorübergehend (sechs Monate) in das Bundesge¬ 
biet entsandt werden,... 

§39 Werkverträge 

Die Zustimmung zu einem Aufenthaltstitel zur Ausübung einer Beschäftigung auf der 
Grundlage einer zwischenstaatlichen Vereinbarung für die Beschäftigung im Rahmen 
von Werkverträgen bei demselben Arbeitgeber kann für längstens zwei Jahre (max. 
drei) erteilt werden. 

Klartext: Die ausländischen Unternehmen können ihren Arbeitern bezahlen, was sie wol¬ 
len, da sie zu den Bedingungen des Herkunftslandes arbeiten. 1000 Euro bruttoßr 200 
Stunden Arbeit sind keine Seltenheit. 

Anwerbestoppausnahmeverordnung - ASAV (Auszüge) 

§6 Grenzgängerbeschäftigung 

(Abs. 1) Einem Ausländer, der in einem an die Bundesrepublik Deutschland angren¬ 
zenden Staat wohnt, Staatsangehöriger dieses Staates ist und dort keine Soziallei¬ 
stungen bezieht, kann die Arbeitserlaubnis für eine mehr als geringfügige Beschäfti¬ 
gung im Sinne des §8 Abs. 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch bei täglicher Rück¬ 
kehr in seinen Heimatstaat oder für eine auf längstens zwei Tage in der Woche be¬ 
grenzte Beschäftigung innerhalb der in der Anlage zu dieser Verordnung aufgeführ¬ 
ten Grenzzone erteilt werden... 

Ansonsten gilt das Freizügigkeitsgesetz/EU - FreizügG/EU 

(Abs. 4) Unionsbürger bedürfen für die Einreise keines Visums und für den Aufenthalt 
keines Aufenthaltstitels. 

Damit dürfte dann die Zwei- oder gar Dreiklassengesellschaft deutlich genug beschrieben 
sein! 

Thersites 

Menschen sind keine Ware! 
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Klüngelgewerkschaft 
setzt sich durch 

Mitte August wurde ein 
TarifabschLuss im Arbeitskampf 
der Ärzte an kommunalen 
Krankenhäusern erzielt. Die 
Tarifkommission des Marburger 
Bundes hat bereits dem 
Tarifvertrag zugestimmt, nun 
steht nur noch die 
Urabstimmung aus. Fällt diese 
positiv aus, gäbe es zum ersten 
Mal in der Tarifgeschichte der 
Bundesrepublik einen 
eigenständigen Ärztetarif für 
kommunale Krankenhäuser. Der 
MB feiert das Ergebnis als Ende 
der Fremdbestimmung durch 
eine ärzteferne 
Großgewerkschaft, mit dem 
Finger auf ver.di zeigend, die 
mit der VKA einen eigenen 
Tarifvertrag ausgehandelt hatte. 
Viele andere Beschäftigte im 
Krankenhausbereich dagegen 
betrachten den Sonderweg des 
MB als Beginn einer Klüngelei. 

Die Debatte über 
Gewerkschaftsstrategien ist 
hiermit eröffnet. 


Akt. Ausgabe (7-8/06): 

♦ Kirsten Huckenbeck: 
»PIN AG - Prekari- 
sierung (nicht nur] 
im Norden« 

♦ Christa Sonnenfeld: 
»Gauner auf der 
Regierungsbank«, 
soziale Proteste klei¬ 
ner Gruppen 

♦ Achim Neumann: 
»Export-Schlager«, 
die Lidl-Kampagne 
auf dem »Europäi¬ 
schen Sozialforum« 

♦ Donna McGuire: 
»WorkChoices...«, 
Australiens Arbeits¬ 
gesetzgebung u.a. 

O Ich möchte ein kosten¬ 
freies Probeexemplar 

PF 10 20 62 

63020 OFFENBACH 

express-afp@t-online.de 



Mythos Mittelstand 

Bundesregierung und EU wollen mittelständische Unternehmen fördern - mit zweifelhaften Perspektiven 


E S ist das Schicksal der Politik, immer wieder 
mißverstanden zu werden. Entscheidend da¬ 
bei ist, auf die richtige Weise und von den rich¬ 
tigen Leuten falsch verstanden zu werden. Als 
im April des vergangenen Jahres SPD-Chef Mün¬ 
tefering mit seiner Äußerung von „Heu¬ 
schreckenschwärmen" für Wirbel sorgte, wurde 
er gleich zweifach zu Unrecht kritisiert. Zum ei¬ 
nen, weil er keineswegs den Kapitalismus, son¬ 
dern Kapitalisten scholt. Zum anderen, weil er 
nicht alle, sondern nur ganz bestimmte Unter¬ 
nehmer ins Visier nahm. 

Zu den damals eifrig Empörten zählte Pa¬ 
trick Adenauer, Enkel des ersten Bundeskanzlers 
und mittelständischer Unternehmer. Sich in 
Ehre und Existenz gekränkt fühlend, stänkerte 
er zurück, wie er nur konnte - und betrieb so¬ 
mit unfreiwillig Wahlwerbung für die SPD, die 
mit dieser strategisch angestoßenen Debatte 
doch nur Stimmen von links zurückholen woll¬ 
te. Tragisch genug für jemanden, dem das Cre¬ 
do, üeber tot als rot zu sein, gewissermaßen in 
die Wiege gelegt ist, ging er Müntefering damit 
auch gleich in der zweiten Hinsicht auf den 
Leim. Denn gerade seinereiner war nun wirklich 
nicht gemeint. 

Böse Kapitalisten, guter Kapitalismus 

Angesichts aufkeimenden Unmuts über die neo¬ 
liberale Politik der rot-grünen Regierung in ih¬ 
rer angestammten Wählerschaft, der Arbeiter¬ 
klasse, lenkte die SPD den Groll auf ein altbe¬ 
währtes Feindbild: den Großunternehmer. Der 
Kapitalismus ist gut, nur manche Kapitalisten 
eben nicht. Jene nämlich, die mehr von Zins 
und Rendite als von echter Arbeit leben, mal in 
diesem, mal in jenem Land Aktien kaufen, um 
diese dann an der Börse zu verspekulieren, und 
denen das Los der Arbeiterinnen, die das wo¬ 
möglich den Job kostet, herzüch egal ist, weil es 
ihnen nur um Profit, Zylinderhüte und dicke Zi¬ 
garren geht. 

Hinter dem Bild des raffgierigen Managers 
verbirgt sich ein zweites, nämüch das der Idylle 
des kleinen Familienbetriebes. Der Seniorchef 
schuftet in seinem Büro bis zum Umfallen, stets 
um das Wohl seiner Angestellten besorgt, wäh¬ 
rend der Juniorchef, vor Tatendrang nur so 
strotzend, sich für flache Hierarchien im Betrieb 
einsetzt und seinen Untergebenen das Du an¬ 
bietet, selbst wenn er sie - leider, leider - raus¬ 
schmeißen muß. Schließlich würde das tradi¬ 
tionsreiche Unternehmen sonst von irgendwel¬ 
chen Zigarre rauchenden Haifischen verschluckt 
werden. 

Großes kleines Kapital 

Patrick Adenauer kennt das. Als er den elter¬ 
lichen Betrieb übernahm, stand dieser gar nicht 
gut da. Aber er krempelte die Ärmel hoch, zog 
alle innovativen Register und brachte das klei¬ 
ne Bauunternehmen wieder so richtig in 
Schwung. Daß er dafür einen Teil der Beleg¬ 
schaft feuern mußte, schmerzt ihn; er weiß um 
seine Verantwortung. Und um seine Macht. Des¬ 
halb ist er auch Präsident der „Arbeitsgemein¬ 
schaft Selbständiger Unernehmer", kurz ASU, 
dem Verband sog. kleiner und mittelständischer 
Unternehmen (KMU). 

Laut EU-Defintion handelt es sich dabei um 
Unternehmen mit nicht mehr als 250 Beschäf¬ 
tigten und weniger als 50 Mio. Euro Jahresum¬ 
satz. Insgesamt betrachtet stellen KMU aller¬ 
dings keineswegs eine Randerscheinung in der 
Wirtschaft dar. Die mehr als drei Mio. KMU in 
Deutschland produzieren knapp 40% der steu¬ 
erpflichtigen Umsätze und beschäftigen fast 


drei Viertel aller Lohnempfänger. Wenn Arbeits¬ 
klima und -Bedingungen beim Mittelstand tat¬ 
sächlich so rührend wären, wie das Klischee ver¬ 
heißt, hätte sich das eigentlich rumsprechen 
müssen. 

Schaut man sich aber die Forderungen ge¬ 
nauer an, die die ASU erhebt, verfliegt jeder An¬ 
schein von Idylle rasch. Die Gesellschaft solle 
„wieder auf ihre natürliche Basis" gestellt wer¬ 
den, nämlich „Eigenverantwortung, Familie und 
Privatversicherung". Schuld am wirtschaftlichen 



Klischeefamilienbetrieb 


und sozialen Niedergang trage allein die „büro¬ 
kratische Diktatur des Wohlfahrtsstaats", die 
Nichtstun belohne, und das „Machtkartell" aus 
Parteien, Gewerkschaften und Großindustrie, 
das künstlich die Löhne dermaßen hoch¬ 
schraubt, daß die KMU kaum zum Zuge kom¬ 
men. Löhne runter, Arbeitszeit und Rentenalter 
rauf, „dann hätten wir Vollbeschäftigung", ist 
Adenauer überzeugt. Vertreter der Großindu¬ 
strie äußern sich selten derart radikal marktli¬ 
beral wie die ASU. Und sie stößt damit keines¬ 
wegs nur auf taube Ohren. 

Mittelstands-Entlastungsgesetz 

Praktisch jede Partei hat sich die Förderung des 
Mittelstandes auf ihre Fahnen geschrieben. Mö¬ 
gen die Vorstellungen im Detail auch ausein- 
anderüegen, von CSU bis Linkspartei verspre¬ 
chen sich alle wahre Wunder von den KMU. Das 
ist nicht nur in Deutschland so. So hat die EU ein 
neues Programm zur Förderung von KMU be¬ 
schlossen, das „Rahmenprogramm für Wettbe¬ 
werbsfähigkeit und Innovation" (CIP - Compe- 
titiveness and Innovation Framework Program). 
Neben einem umfangreichen, auf Jahre 
(2007-2013) angelegten Maßnahmenkatalog, 
der vor allem auf Steuererleichterungen, Dere¬ 
gulierung und Angleichung gesetzlicher Be¬ 
stimmungen auf EU-Ebene setzt, umfaßt es För¬ 
dermittel in einer Gesamthöhe von 3,6 Mrd. (!) 
Euro. Die „Mittelstandsinitiative" der Bundesre¬ 
gierung und das unlängst vom Bundestag be¬ 
schlossene „Mittelstandsentlastungsgesetz" ste¬ 
hen damit in engem Zusammenhang. Ob damit 
tatsächlich ein Wachstumsschub ausgelöst wird, 
bleibt abzuwarten. Fest steht hingegen, wer die 
größten Opfer zu tragen hat, sollten alle im Ge¬ 
setzesvorhaben angedachten Eckpunkte umge¬ 
setzt werden: die Arbeiterklasse. 

So sind etwa Lockerungen beim Daten¬ 
schutz von Beschäftigten vorgesehen, die zur 
Folge haben könnten, daß Firmen Zugriff auf die 
Fingerabdrücke ihrer gesamten Belegschaft be¬ 
kommen. Und wenn im Zusammenhang von Ar¬ 
beitsschutz, Arbeitsunfällen und Versiche¬ 
rungsschutz von „Vereinfachung und Flexibili¬ 


sierung" die Rede ist (ein entsprechender Ge¬ 
setzesentwurf soll bis 2008 vorüegen), kann ei¬ 
nem schon ein wenig gruseln. Die Stoßrichtung 
geht zulasten von Arbeitnehmerrechten, wie 
schon die Aufweichung des Kündigungsschut¬ 
zes unter der alten rot-grünen Regierung be¬ 
legt. 

Mittelstand und Gewerkschaften 

In einem kleinen oder mittelständischen Unter¬ 
nehmen beschäftigt zu sein, wird in zunehmen¬ 
dem Maße bedeuten, Ausbeutung und Chefwill¬ 
kür ausgeliefert zu sein. Es mag schwierig sein, 
in einer großen Kette das Recht auf gewerk¬ 
schaftliche Arbeit durchzusetzen, wie die Bei¬ 
spiele Mercadona/Spanien oder Starbucks/USA 
(siehe hierzu Bericht auf S. 12) zeigen; in den 
KMU existieren derartige Rechte nur einge¬ 
schränkt oder gar nicht. Und vom Rechtlichen 
einmal ganz abgesehen, bieten mittelständische 
Unternehmen Gewerkschaften eine viel kleine¬ 
re Angriffsfläche als große. Wie soll man auch 
nur einige hundert Kollegen organisieren, wenn 
diese auf dutzende Kleinfirmen verteilt sind? 
Wie internationale Solidarität üben, wenn es vor 
Ort gar keine Filialen gibt, zu deren Boykott man 
aufrufen könnte? Je kleiner ein Betrieb, je ge¬ 
ringer die Belegschaft, desto weniger greifbar 
wird er für gewerkschaftliche Arbeit, desto 
schwieriger wird es, mit Bedingungen umzuge¬ 
hen, die von KMU zu KMU schwanken, und 
branchenübergreifende Vereinbarungen zu tref¬ 
fen. Es kommt nicht von ungefähr, daß große 
Arbeitskämpfe sich zumeist gegen große Gegner 
richteten. 

Böser Kapitalismus, gute Kapitalisten 

Dennoch wäre es falsch, den schwarzen Peter 
nun dem Kleinkapitalismus zuzuschieben. Nicht 
nur, weil die Grenzen zwischen Groß- und Klein¬ 
kapital oft fließend sind. So zählt z.B. die spa¬ 
nische Supermarktkette Mercadona - mit über 
16.000 Beschäftigten und 350 Filialen nicht 
eben ein Tante-Emma-Laden - als Familien¬ 
unternehmen; ihr Chef D. Juan Roig ist Präsi¬ 
dent des Verbandes der spanischen Familien¬ 
unternehmer lEF, der Schwestersektion der ASU 
im europäischen Dachverband der Kleinunter¬ 
nehmer GEEF. Darüber hinaus sind die meisten 
KMU eng mit Großunternehmen verzahnt, z.B. 



als Zuüeferer nicht selten völlig von einem be¬ 
stimmten Unternehmen abhängig, das womög¬ 
lich gar nur seine Produktion in eine neue Klein¬ 
firma ausgelagert hat. 

Nur darf man sich eben nicht der Illusion 
hingeben, ein kleineres Unternehmen sei von 
Grund auf humaner oder moralisch besser, nur 
weil es sich keine Paramiütärs in Kolumbien lei¬ 
sten kann oder der Chef einen morgens grüßt. 
Es ist leichter, sich auf einen Jemand als auf ein 
abstraktes Etwas einzustellen; das ist nur 
menschlich. Doch das Problem sind nicht die 
Kapitalisten, weder in ihrer jeweiligen Persön¬ 
lichkeit noch in ihrer Funktion. Es ist der Kapi¬ 
talismus selbst. Und der ist nicht teilbar. 

Matthias Seiffert 


Repression & 
„Sicherheit“ 

Gewerkschafter observiert 

Wie Anfang Juli bekannt wurde, hat der Berli¬ 
ner Verfassungsschutz anscheinend die Beob¬ 
achtung „linksextremistischer Gruppen" als Ve¬ 
hikel genutzt, um dadurch Informationen über 
gewerkschaftliche Aktivitäten zu sammeln. Be¬ 
troffen seien u.a. ver.di, IG Metall und IG Bau. 
Gewerkschaftsfunktionäre tun sich derweil bei 
einer politischen Bewertung der Angelegenheit 
schwer - es bleibt zunächst lediglich bei mora¬ 
lischer Empörung. Zurecht, denn leider dürfte 
der Vorwurf „staatgefährdender" Bestrebungen 
in Bezug auf diese Gewerkschaftsverbände 
selbst dem unkundigsten Beobachter als reali¬ 
tätsfern gelten. In der Gewerkschaftslandschaft 
wird solch eine Tendenz wohl langfristig nur 
der FAU Vorbehalten bleiben. 

Gesetzesverschärfung gegen G8-Pro- 
test 

Im Juni verschärfte der Landtag Mecklenburg- 
Vorpommerns massiv das Sicherheits- und Ord¬ 
nungsgesetz (SOG), um der Polizei beim G8-Gip- 
fel 2007 in Heiligendamm weitreichende Mittel 
gegen den G8-Protest an die Hand zu geben 
(u.a. öffentliche Videoüberwachung, Nutzung 
eines Autokennzeichenlesesystems, zwangs¬ 
weise Blutabnahme für die DNA-Dateien, Aus¬ 
weitung der Rasterfahndung, präventive Tele¬ 
kommunikationsüberwachung). Beim Camp In¬ 
ski (G8-Protestcamp bei Bad Doberan) vom 4. 
bis 13. August wurde bereits von der zwangs¬ 
weisen Blutentnahme Gebrauch gemacht. 

Gegen Clowns 

Am 29. Juli räumte die Polizei das DIY-Against 
the state-Camp in Freiburg. Bereits am Abend 
zuvor wurde eine Person in der Nähe des Kul¬ 
turzentrums KTS wegen angeblicher Sprühe- 
reien festgenommen. Daraufhin solidarisierten 
sich 80-100 Besucherinnen mit der Person und 
protestierten gegen deren Festnahme. Die Po¬ 
lizei rückte mit einem Großaufgebot an. Bei an¬ 
schließenden Auseinandersetzungen soll ein 
Beamter nach Aussage der Polizei schwer am 
Auge verletzt worden sein. Tags darauf lies die 
Stadt Freiburg das nahegelegene DIY-Camp räu¬ 
men. Der Polizei versuchte jeden Ansatz von 
Protest gegen ihr Vorgehen zu unterbinden. So 
wurde am nächsten Tag auch die „Clown-Ar¬ 
mee" gemeinsam mit anderen Demonstrieren¬ 
den und unbeteiligten Passanten in der Frei¬ 
burger Innenstadt eingekesselt und anschlie¬ 
ßend festgenommen. Das brutale Verhalten der 
Polizei führte zu empörten Reaktionen in der 
Bevölkerung. Eine Betroffene beschrieb den 
Sachverhalt so: „Sie haben sich einen Grund 
gesucht und gefunden, um ein politisch unbe¬ 
quemes Festival mundtot zu machen." 

Kriminalisierung von Antifa¬ 
schismus 

Am 7. August begann ein Prozess gegen fünf 
Antifaschistinnen in Potsdam. Ihnen wird ge¬ 
fährliche Körperverletzng an einem bekannten 
Potsdamer Neonazi vorgeworfen. Ursprünglich 
lautete der Tatvorwurf auf versuchten Mord. 
Dieser Vorwurf gründete sich einzig und allei¬ 
ne auf die Einschätzung der Staatsanwaltes P. 
Petersen, Antifaschistinnen würden den Tod ei¬ 
nes Nazis „jederzeit beabsichtigen oder wenig¬ 
stens billigend in Kauf nehmen." Eine der An¬ 
geklagten saß fünf Monate in Untersuchungs¬ 
haft, bis sie nach einer Kampagne der Soli¬ 
gruppe Potsdam freigelassen wurde. Petersen 
wurde in eine andere Abteilung versetzt. Die 
Soligruppe Potsdam begleitet den Prozess und 
wird weiteren Entgleisungen der Justiz öffent¬ 
lich engegentreten. 

Siehe auch: www.soligruppe-potsdam.de/ 
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Hessische Verhältnisse 

Studierende machen Dampf gegen Studiengebühren 


M itte Mai 2006 begann - vor allem in Hes¬ 
sen und besonders in Frankfurt a.M. 
(worauf sich der Artikel im folgenden be¬ 
schränkt) - erneut eine Protestbewegung ge¬ 
gen Studiengebühren. Die Einführung von 
Studiengebühren ist in die zunehmende 
Ökonomisierung der Hochschule, insbeson¬ 
dere durch die Einführung von Bachelor- und 
Master-Abschlüssen, einzuordnen. Im weite¬ 
ren Rahmen ist sie Teil einer Reihe reaktio¬ 
närer Entwicklungen in fast allen Bereichen 
der Gesellschaft. Studiengebühren, wie 
überhaupt die tiefgreifenden Veränderungen 
an der Uni, bedeuten die Übertragung der 
Logik von Hartz IV, Sozialabbau und Stand¬ 
ortpolitik auf die Universität. 


Protest und Polarisierung 

Der Protest dagegen war nichts allzu neues 
und nichts, was spektakulär zu werden ver¬ 
sprach, fanden doch vor drei Jahren bereits 
bundesweit Proteste gegen die Einführung 
von Langzeitstudiengebühren statt. Doch 
während 2003 symbolische Aktionsformen 
dominierten, ging es im Frühsommer 2006 
zur Sache. 

Fast jede Woche fanden spontane Demos 
statt, die sich u.a. dadurch auszeichneten, 
dass sie unangemeldet waren. Dabei wurden 
regelmäßig Mülltonnen angezündet, Absper¬ 
rungen auf die Straße gezerrt, Böller und 
Farbeier geworfen. Mehrfach wurden Auto¬ 
bahnen blockiert, der Hauptbahnhof ge¬ 
sperrt, S-Bahnen behindert, Polizeisperren 


durchbrochen und die Konfrontation mit der 
Staatsmacht gesucht. Die Polizei reagierte 
zunehmend gereizter, je näher die WM rück¬ 
te, und setzte immer wieder massiv Pfeffer¬ 
spray und Schlagstöcke ein, um die schnell 
agierenden Studierenden zu stoppen. In die¬ 
sem Zusammenhang wurde auch eine Party 
im Frankfurter Studierendenhaus gestürmt, 
wobei 47 Personen in Gewahrsam genommen 


wurden. Die heftigste Bilanz brachte eine 
Demo in Frankfurt am 6. Juli, zu der knapp 
6.000 Menschen anreisten: Die Autobahn 
wurde von den Demonstrierenden gesperrt 
und immer wieder wurden Straßen blockiert. 
Es gab heftige Auseinandersetzungen mit der 
Polizei, die gegen die Studierenden vorging, 
sowie 235 Festnahmen. 

Neben diesen öffentlichen Aktionen 
wurden mehrfach kleinere Anschläge, wie 
z.B. Farbbeutel-Attacken auf CDU-Gebäude, 
verübt. Zudem fanden immer wieder Vernet¬ 
zungsversuche mit Gewerkschaften und an¬ 
deren sozialen Gruppen statt, um den Protest 
inhaltlich und praktisch zu verbreitern - was 
jedoch nur mäßig erfolgreich war. 

Eine zehntägige Blockade des „AfE- 
Turms", in dem die Erziehungs- und Gesell¬ 
schaftswissenschaften untergebracht sind, 
schuf u.a. die Möglichkeit für einige Dozen¬ 
tinnen und Dozenten, sich zu organisieren 
und im Rahmen der Proteste in Erscheinung 
zu treten. Die Blockade endete, als knapp 
650 Studierende an einer W am Turm teil- 
nahmen und die Hälfte von ihnen - teils 
auch von ihren Professorinnen dazu aufge¬ 
rufen - das Ende der Blockade durchsetzte. 

Die Professorinnen und Dozentinnen 
standen - wie das genannte Beispiel zeigt - 
dem Protest sehr unterschiedlich gegenüber: 
Während teilweise Dozentinnen ihre Studie¬ 
renden geradezu auf die Straße drängen 
mussten, riefen andere dazu auf, die Turm¬ 
blockade abzubrechen. Dabei wäre es auch 
an den Lehrenden, sich zu wehren; schließ¬ 


lich sind sie u.a. durch immer stärkere Kon¬ 
trolle von der Ökonomisierung der Hoch¬ 
schule mindestens ebenso betroffen wie die 
Studierenden. 

(Noch) Keine französischen Ver¬ 
hältnisse 

Weit verbreitet auf den Demonstrationen war 


eine relative Akzeptanz von Gewalt gegen 
Gegenstände: Brennende Müllcontainer und 
Barrikaden aus Baustellenabsperrungen er¬ 
regten kaum noch den Unwillen der aktiven 
Kommilitoninnen. Dieses „neue" Militanzge- 
fühl der Studierenden lässt sich sicher zu ei¬ 
nem Großteil durch die ständigen Verweise 


auf die breiten, militanten und vor allem er¬ 
folgreichen Proteste gegen das CPE-Gesetz in 
Frankreich erklären. Erfolg ist schließlich 
das beste Argument. 

Diese Akzeptanz von Militanz, die sich 
z.B. in der Einsatzfreudigkeit beim Durch¬ 
brechen von Polizeisperren zeigte, lässt auch 
auf eine inhaltliche Radikalisierung von Tei¬ 
len der Studierenden schließen. Einige 
scheinen erkannt zu haben, dass soziale 
Rechte gegen den Staat erkämpft werden 
müssen. Dennoch war die Begründung für 
den Protest häufig, dass der Staat seine „Ver¬ 
antwortung" für die Bildung nicht mehr 
wahrnehme. Über ein Staatsverständnis, das 
den Sozialstaat als Nonplusultra begreift, ka¬ 
men viele nicht hinaus. Offen bleibt die Fra¬ 
ge, ob den Studierenden überhaupt bewusst 
war, dass die Demos zum Großteil nicht an¬ 
gemeldet waren und beispielsweise eine 
Autobahnblockade nicht vom Demonstra¬ 
tionsrecht gedeckt ist. 

Die soziale Revolution wollten wohl die 
wenigsten der Aktiven. Verbreitet war jedoch 
ein Verständnis, das den Kampf gegen Stu¬ 
diengebühren im größeren Zusammenhang 
des Kampfes gegen Sozialabbau etc. begreift. 
Das „Vorurteil", die Studierenden würden nur 
für ihre Privilegien auf die Straße gehen, 
mag in gewisser Hinsicht berechtigt sein, 
kann aber dem Protest - weil er objektiv in 
die Kämpfe gegen Sozialabbau einzuordnen 
ist - nicht seine Legitimität absprechen. 

In inhaltlicher Hinsicht gelang es zwar, 
auf den Vollversammlungen immer wieder 


Redebeiträge zu platzieren, die über das The¬ 
ma Studiengebühren hinausgingen - diese 
blieben jedoch weitgehend verbale Erinne¬ 
rungen, die nicht zu praktischen Initiativen 
führten. Besuche mit Demos beim Arbeits¬ 
amt, was der Bewegung eine Öffnung in 
Richtung des Themas Sozialabbau im Allge¬ 
meinen gegeben hätte, kamen nicht zustan¬ 
de. Ebenso blieb die praktische Solidarität - 
z.B. in Form eines Besuches bei den streik¬ 
enden Allianz-Angestellten - aus. 

Was insgesamt als Zwischenstand bleibt, 
ist die Erkenntnis, dass die oft geforderten 


„französischen Verhältnisse" - also vor allem 
die solidarische Unterstützung vieler ver¬ 
schiedener, von der Regierungspolitik Be¬ 
troffener - in größerem Umfang bisher aus¬ 
geblieben sind. In Deutschland wird, wenn 
eine Gruppe z.B. gegen Lohnsenkung oder 
Studiengebühren kämpft, von Betroffenen 
anderer Maßnahmen noch immer eher die 
Beschneidung der Leistungen der sich weh¬ 
renden Gruppe gutgeheißen, anstatt dass 
sich ein Beispiel genommen und selber für 
mehr Rechte, höhere Löhne oder Gebühren¬ 
freiheit gekämpft wird. 

Mitte Juli hat der zuständige Minister in 
Hessen, Udo Corts, erste Kompromiss- und 
Gesprächsbereitschaft bei der Ausarbeitung 
des Gesetzes signalisiert: So sollen seinem 
ersten Vorschlag zufolge knapp zehn Prozent 
„sozial Engagierte" von den Gebühren aus¬ 
genommen werden. Als „Erfolg" der Proteste 
wird wohl - zumindest auf dieser Ebene - 
ein Kompromiss dieser Art zu verbuchen 
sein, ein Kompromiss, der dem Protest das 
Wasser abgraben wird, wenn es nicht gelingt, 
Kontinuität (erstmal über die Semesterfe¬ 
rien) herzustellen. Ein vielleicht größerer Er¬ 
folg wäre - zumindest in Bezug auf die Uni 
selbst - die weitere Vernetzung/Organisie¬ 
rung der verschiedenen, bei diesen Prote¬ 
sten erfolgreich zusammenarbeitenden lin¬ 
ken Kräfte, um auch weiterhin ein kritischer 
und wahrnehmbarer Stachel in der Univer¬ 
sität zu sein. 

Lars Mertens (Autonome Antifa [f]) 




Fish & Chips in deutschen Mensen 

Chipkartensysteme an der Hochschule 


E inst waren Studierende dazu angehalten, 
den Abschluss mehr oder weniger aus ei¬ 
genem Antrieb zu erreichen, vorausgesetzt, 
man hatte die Selektionsschranke der Hoch¬ 
schulzulassung überhaupt überwunden. Es 
galt, mit derartiger Eigeninitiative die eige¬ 
ne Brauchbarkeit als akademische Arbeits¬ 
kraft zu belegen. Der heutigen Bildungspo¬ 
litik gilt das als ein viel zu nachsichtiger 
Blick auf das Menschenmaterial an den 
Hochschulen. Das Studieren barg schon im¬ 
mer für diejenigen, die einen so großen Teil 
ihrer Existenz als Arbeitskraft in ihre Ausbil¬ 
dung stecken, das Risiko, als überflüssig zu 
enden. Das ist heute mehr denn je der Fall, 
gilt aber als Lauf der Dinge. Als wirklich stö¬ 
rend gilt hingegen das Risiko, wie es sich 
aus Sicht des Staates darstellt: Die Hoch¬ 
schule als schwarzes Loch einer Investition, 
die sich sowohl langfristig und grundsätz¬ 
lich als auch zielgerichtet und punktgenau 
rentieren soll. Die Konsequenz ist klar: Die 
„Ressource" Hochschule soll effektiver ge¬ 
nutzt werden. 

Also ist die Disziplin der Beteiligten ge¬ 


fragt, wobei man es nicht bei einem leeren 
Appell belässt. Vielmehr wird ein verwal¬ 
tungstechnisches Korsett geschnürt, das die 
Benutzung jedes einzelnen Studiengangs, 
einschließlich aller individuell erforder¬ 
lichen Studienzeiten und -leistungen, mess- 
und steuerbar macht. 

Die auf das Eigeninteresse der Studie¬ 
renden setzende Disziplinierung wird ergänzt 
um einen technischen Apparat - und hier 
kommen Chipkartensysteme mächtig ins 
Spiel. Mit zugleich immer weniger Verwal¬ 
tungsaufwand wird mittels dieser Systeme in 
ihrer einfachsten Form heute bereits hin- 
und hersortiert. Beispiel: Karten regeln als 
Zahlungsmittel in der Mensa, wer in das Pri¬ 
vileg eines subventionierten Essens kommt 
und wer nicht. Der nächste große Schritt 
sind personalisierte Multifunktionskarten. 
Bereits heute spiegelt sich an mancher Hoch¬ 
schule jede erbrachte Studienleistung, jede 
Zulassung und die Restlaufzeit des Studiums 
in einem zentral gespeicherten persönlichen 
Datensatz wider. 

Noch potenter wird ein solcher Daten¬ 


satz, wenn er mittels Vernetzung mit der per¬ 
sönlichen Chipkarte stets von überall her 
ausgelesen und aktualisiert wird. Die Erfül¬ 
lung der verwaltungsmäßigen Vorgaben 
durch die Studierenden wird so direkter 
nachvollziehbar sein als je zuvor - für die 
Studierenden selbst und für die Verwaltung. 
Es wird auch möglich sein, Privilegierungen, 
physische Zugänge etc. mehr oder weniger 
eng mit der Tätigkeit und dem Status des je¬ 
weiligen Studierenden zu verknüpfen. 

Von der Hochschulverwaltung wird die 
Einführung der Chipkartensysteme als ein 
Service für die Studierenden dargestellt. Und 
tatsächlich hilft diese Technik, das Ideal ei¬ 
nes verwalteten, disziplinierten, transparent 
gemachten Studierens zu verwirklichen, des¬ 
sen Notwendigkeit im Bewusstsein der Be¬ 
teiligten ohnehin verankert ist. Heute stu¬ 
diert man eben nicht mehr „drauflos", son¬ 
dern muss es zielgerichteter als zuvor auf 
den Abschluss angelegt haben: Man kennt 
seine Prüfungsordnung, die Studiengebüh¬ 
ren, Strafgebühren bei Übertretung der Re¬ 
gelstudienzeit und ggf. Ausnahme- und „Ku- 


lanz"-Regeln - und natürlich den Stand des 
Studienkontos. Letzteres ist ein „Konto" für 
etwas, das es früher selbstverständlich un¬ 
begrenzt gab. Mit der Chipkarte trägt man 
nun jederzeit das Kontolimit mit sich herum. 
Wenn das nicht komfortabel ist! 

Bereits seit vielen Jahren wird an der 
Einführung von Geschäftssignatur-, Bürger¬ 
und Krankenakten-Karten und nicht zuletzt 
Identifikationschips auf Personal- und Rei¬ 
sepässen gearbeitet. Die schon relativ weit 
fortgeschrittene Einführung der Chipkarten¬ 
systeme an Hochschulen soll dabei helfen. 
Nicht zuletzt, indem die Karten an der Aura 
von Jugend, Ideenreichtum, technischem 
Fortschritt und individueller Entfaltung teil¬ 
haben sollen, die an den Hochschulen so all¬ 
gegenwärtig sei. Vielleicht ist es auch so, 
dass wer bereits im Studium stets mit dem 
Kontrolleur in der Tasche irgendwelchen An¬ 
forderungen nachgekommen ist, dies irgend¬ 
wann für selbstverständlich hält. Und wo¬ 
möglich wird er später als Mitglied der aka¬ 
demisch geschulten Verwaltungselite umso 
kreativer neue Einsatzbereiche für viele klei¬ 
ne persönliche Kontrolleure in der kapitali¬ 
stisch verwalteten Welt finden. 

Andreas Jansen 

Der Autor arbeitet mit bei jungelinke, Kon¬ 
takt via info@junge-linke.de 
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Neues aus der Welt des 
Chips 

Wie Mitte August bekannt 
wurde, hat der deutsche 
ChipspeziaList Infineon erneut 
einen miUionenschweren 
Auftrag an Land gezogen. 
Soweit nichts spektakuläres, 
wären da nicht der Kunde und 
die verlangte Leistung. Infineon 
soll nämlich die nächste 
Generation der Reispässe, die 
schon ab nächstem Jahr in den 
USA ausgebeben werden sollen, 
mit Hochsicherheitschips 
ausrüsten. Das Unternehmen 
rühmt sich, schon jetzt zu den 
Großakteuren auf dem neuen 
Markt der 

Sicherheitstechnologie zu 
gehören. In der Tat beliefert 
Infineon bereits 20 Länder, in 
denen biometrische Pässe 
eingeführt werden sollen, 
darunter natürlich auch 
Deutschland. Infineon sieht 
diesen Markt noch in seiner 
Anlaufphase und kalkuliert 
bereits mit Milliardengewinnen. 
Sicherheit, pardon: 
Überwachung muss ja auch ihr 
Geld wert sein. 
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Die großen Streiks 

Die geschilderten Streiks stehen 
exemplarisch für die 
verschiedenen Dimensionen des 
Arbeitskampfs, vom Bummel- bis 
zum Generalstreik, von der 
Fabrikbesetzung bis zum 
Aufstand, vom Erfolg auf ganzer 
Linie bis zum totalen Scheitern. 
Im Vordergrund steht dabei 
weniger die historische 
Beurteilung, sondern vielmehr 
das Interesse vom heutigen 
Standpunkt aus. 
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Literatur zum ITF- 
Widerstand 

Dieter Ne lies. Widerstand und 
internationale Solidarität Essen 
2001 

Dieter Ne lies, „Das 
abenteuerliche Leben des 
Hermann Knüfken", in: ÖTV- 
Report Seefahrt, Nr. 3/1996 
Bob Reinalda (Hrsg.), The 
International Transportworkers 
Federation 1914-1945: The Edo 
Fimmen Fra, Amsterdam 1997 


Es ist so eine Sache mit dem Internationalismus. Als Begrijfhuchstählich eine ideelle 
Institution in der Arbeiterbewegung, bestehen kaum Vorstellungen zu einer praktischen 
Konzeption. Die klaffende Lücke einer fehlenden internationalistischen Praxis kann auch 
durch das weit verbreitete Bekenntnis zum Internationalismus nicht kompensiert werden. 
Dies gilt nicht weniger für die Gewerkschaftsbewegung. Trotz der Verankerung 
internationalistischer Ideen und der Existenz internationaler Organisationen kamen die 
Gewerkschaften in diesem Punkt meist nie über die Theorie hinaus. Ohne die Bedeutung 
von organisatorischem Austausch, Solidaritätsbekundungen und -aktionen sowie 
materiellen Hilfsleistungen schmälern zu wollen, konnte - und kann vor allem heute - 
diese bis zuletzt mäßige Praxis den Erfordernissen im Kampf gegen ein global agierendes 
Kapital niemals gerecht werden. Nur wenn die Arbeiterklasse den Zustand nationaler 
Zersplitterung in der Praxis überwindet und zu internationalen Aktionen und 
Arbeitskämpfen übergeht, kann sie ihre volle Stärke entfalten. 

In Anbetracht des ideellen Stellenwertes des Internationalismus verwundert es umso 
mehr, dass die Gewerkschaftsbewegung in dieser Hinsicht besonders wenig zu verzeichnen 
hat Zuletzt gab es zwar durchaus erfreuliche Ansätze zu beobachten (z.B. die 
Streikaktionen in 14 Ländern gegen die EU-Dienstleistungsrichtlinie Port Package im Nov. 


2003 oder die Aktionen in Häfen weltweit zur Unterstützung der streikenden US- 
Dockarbeiter 2002), doch alles in allem waren internationale Streiks in der Geschichte 
eine Seltenheit. Oft in der Arbeiterbewegung diskutiert und eingefordert (z.B. zur 
Verhinderung des 1. Weltkriegs), scheiterte die Realisierung meist an der nationalen 
Evderung. 

Wirklich ernsthafte internationale Arbeitskämpfe fanden - wenn überhaupt-in den 
Transportsektoren statt, wobei sich z.B. die Internationale Transportarbeiter-Pöderation 
(TIE) besonders hervortat. 

Anfang des Jahrhunderts versuchte sie sich mehrfach in der Organisierung europäischer 
Arbeitskämpfe und ebenso in internationalen Aktionen politischer Art (z.B. zur 
Beendigung des Polnisch-Sowjetischen Kriegs 1920/21). Eine Besonderheit stellen vor 
allem ihre Aktionen im Widerstand gegen den deutschen Nationalsozialismus dar. Zwar 
kein Arbeitskampf, handelt es sich doch zumindest um einen politischen Arbeiterkampf; 
um eine Auseinandersetzung ganz anderer Art also, die zum Teil aber dennoch ein 
ähnliches Grundvorgehen verlangt. Die Organisierung von Arbeiterinnen zu 
Widerstandsaktionen auf internationaler Ebene ist deshalb ein Aspekt, der uns bei der 
Erage nach der Machbarkeit und Effizienz internationaler Streiks von Nutzen sein kann. 


Ankerlos 

Die Internationale Transportarbeiter-Föderation im 
Widerstand gegen den Nationalsozialismus 


D eutschland darf den Krieg nicht gewinnen, 
das war im Großen und Ganzen unsere Pa¬ 
role", erinnert sich Hermann Knüfken, ehema¬ 
liger Aktivist der revolutionären Matrosenbewe¬ 
gung im 1. Weltkrieg. Für ihn und die Antwer- 
pener ITF-Gruppe, die die Politik der ITF gegen 
den Faschismus maßgeblich formte, blieb die 
Erfahrung der Rätebewegung und ihres Gehaltes 
organisatorisch wie inhaltlich so lebendig, daß 
sie sie zum Herz ihrer Agitation unter den See¬ 
leuten gegen den Nationalsozialismus machten. 

Ebenjene ITF war eine international agie¬ 
rende Industriegewerkschaft, der nationale Ge¬ 
werkschaftsverbände der Seefahrer, Binnen¬ 
schiffer, Straßentransportarbeiter, Straßen- und 
Eisenbahner angeschlossen waren, die keines¬ 
wegs in ihrer Mehrheit revolutionär, aber durch¬ 
aus internationalistisch waren, so daß durch die 
Wahl Edo Fimmens zum Sekretär der vielleicht 
ranghöchste Sozialrevolutionär der internatio¬ 
nalen Gewerkschaftsbewegung installiert wur¬ 
de. 

Angestachelt von den Erfolgen der Matro¬ 
senbewegung, hatte sich in der Weimarer Repu¬ 
blik unter den Seeleuten und Hafenarbeitern 
insbesondere der großen Hafenstädte ein Mi¬ 
lieu herausgebildet, das dem Staat als besonders 
gefährlich erschien und gegenüber dem Natio¬ 
nalsozialismus bis weit in die 30er Jahre hinein 
resistent blieb. 


Widerstandsfähiges Seemannsgarn 

Die Seeleute organisierten sich im syndikalisti¬ 
schen, später erst kommunistischen „Deutschen 
Seemannsbund" und machten als solche alle 
Wandlungen der kommunistischen Gewerk¬ 
schaftspolitik mit, freilich ohne große organi¬ 
satorische Zugeständnisse zu machen. Die Kom¬ 
intern richtete in allen größeren Hafenstädten 
Interclubs ein, die stark frequentiert und mit 
Arbeitsbörsen für Seeleute zu vergleichen waren. 
Aufgrund der zunehmenden Repression wurden 
schon in der Weimarer Zeit auf Seiten der radi¬ 
kalen Arbeiter Bordzellen auf den Schiffen und 
ein Netz von Vertrauensleuten eingerichtet, wel¬ 
ches die Handlungsfähigkeit unter verschärften 
Bedingungen gewährleisten sollte. 

Den Unternehmern und dem Staat war solch 
umstürzlerisches Gedankengut unter den See¬ 
leuten ein Dorn im Auge. Zwar war die Zahl der 
Seeleute recht gering, aber ihre zentrale Stellung 
im Produktionsablauf umso bedeutender. Die 
Heuerstellen führten Schwarze Listen, kommu¬ 
nistischen Seeleuten wurde die Anstellung ver¬ 
wehrt; dafür griffen sie verstärkt auf Mitglieder 
der „Nationalsozialistischen Betriebszellenorga¬ 
nisation" mit ihrem sozialpazifistischen Pro¬ 
gramm zurück. 

Mit den Nationalsozialisten teilten die Ree¬ 
der im wesentlichen die Ziele der deutschen 
Rechten: Revision des Versailler Vertrages, „na¬ 
tionale Wiedergeburt", Antisemitismus und Haß 
auf die Arbeiterbewegung. Das Reederorgan 
„Hansa" forderte den „eisernen Besen" ange¬ 
sichts der nationalsozialistischen Machtergrei¬ 
fung und bejubelte rückhaltlos die „Säube¬ 
rungspolitik" der Nationalsozialisten. 

Als Hitler die Staatsmacht übernahm, gab 
die deutsche Arbeiterbewegung ein trauriges 
Bild ab. Die Arbeiterorganisationen ergaben sich 
größtenteils kampflos ihrem Schicksal: Der er¬ 


hoffte Generalstreik büeb aus. Der Allgemeine 
Deutsche Gewerkschaftsbund signalisierte den 
Nationalsozialisten sogar Kooperationsbereit¬ 
schaft. „Die furchtbare Niederlage der stärksten 
Arbeiterorganisationen Europas" sei eine Kon¬ 



sequenz von „verbürgerlichten Führern" und 
den „nicht weniger unfähigen Kommunisten mit 
ihrer radikalen Zersplitterungspolitik", so die 
ITF in einem illegalen Flugblatt. 


Die letzte Bastion 

Die ITF hatte durchaus schlechte Erfahrungen 
gemacht. Ihr Vorschlag, einen internationalen 
Verkehrsboykott gegen Deutschland zu verhän¬ 
gen, wurde durch mangelnde Kooperation der 
kommunistischen wie sozialdemokratischen Ge¬ 
werkschaftsführungen ebenso zunichte ge¬ 
macht wie der Versuch, beim Völkerbund wegen 
der Bewaffnung der SA als einer Verletzung des 
Versailler Vertrags zu intervenieren. Für die Kon¬ 
zeption der Widerstandsgruppen der ITF blieb 
von da an die Erfahrung wesentlich, daß die 
deutsche Arbeiterbewegung versagt hatte. 

Auf der Basis der antifaschistischen Kämp¬ 
fer sollte die revolutionäre Arbeiterbewegung 
rekonstituiert werden. Von der kontinuierlichen 
Agitation in den Betrieben unter Einbeziehung 
der konkreten Lebensumstände und Erfahrun¬ 
gen der Arbeiter wurde eine schleichende Zer¬ 
setzung des Faschismus erwartet. Fimmen nahm 
nun unermüdlich Kontakt mit den Resten der 
zerschlagenen Gewerkschaftsbewegung auf, um 
eine illegale Wiederherstellung der deutschen 
Gewerkschaften herbeizuführen. 

Fimmen betrachtete den Kampf gegen den 
Faschismus aus einer internationalen Perspekti¬ 
ve: Der Widerstand war nicht allein auf den 
Wiederaufbau der Gewerkschaften in Deutsch¬ 
land begrenzt; er schloss die Unterstützung ita¬ 
lienischer Arbeiter ebenso ein wie die der spa¬ 
nischen Republik im Bürgerkrieg. Ebenso zielte 
der Kampf in Deutschland nicht auf die „Wieder¬ 
herstellung der Zustände von 1918 bis 1932", 
der Sturz Hitlers sei eine Etappe. „Wir wollen 
ein Deutschland, in dem die organisierte Arbei¬ 
terschaft durch die von ihr gebildeten Organe, 
nämlich den revolutionären Obleuten, die In¬ 
nen-, Außen- und Wirtschaftspolitik selbst be¬ 
stimmt." 

Dieser strategische Gehalt blieb maßge¬ 
bend, auch wenn der anfängliche Optimismus 
zunehmend der Ernüchterung wich. Im Verlauf 
ihrer Tätigkeit verloren die Aktivisten der ITF 
ihr Vertrauen in die Fähigkeit der Arbeiterbe¬ 


wegung, von sich aus die nationalsozialistische 
Herrschaft abzuwerfen. 1938, nach dem An¬ 
schluß Österreichs, galt für die Aktivisten der 
kommende Krieg als sicher. So formulierte die 
ITF-Zeitung „Die Schiffahrt" als Ziel: „Die 
Niederlage dieses Deutschlands, das nicht unser 
Deutschland ist". 


Grundlagen des Widerstands 

1935 richtete sich Hermann Knüfken an Edo 
Fimmen, dessen Sozialrevolutionäre Vorstellun¬ 
gen er teilte. Mir einerm Haufen gleichgesinnter 
Exilierter bildete Knüfken fortan die Antwerpe- 
ner Gruppe der ITF. Diese bestand aus einer 
Gruppe von Aktivisten, die meist die verschie¬ 
denen Organisationen der revolutionären Arbei¬ 
terbewegung durchlaufen hatten und selber auf 
Erfahrung und Kontakte in der Seeschiffahrt 
zurückgreifen konnten. 

Bei den Seeleuten gestaltete sich die Arbeit 
am ergiebigsten. Auf Grund der Resistenz der 
Seeleute und ihrer kontinuierlichen Arbeit 
konnte die ITF bis 1938 Vertrauensleute und Be¬ 
triebszellen auf einem Großteil der Schiffe der 
deutschen Handelsflotte agitieren. Die Antwer- 
pener ITF schätzte, daß eine überwiegende 
Mehrheit der Seeleute antifaschistisch einge¬ 
stellt seien. Ein offenens Auftreten hielt man 
auf Grund der Repression für unmöglich. Die Tä¬ 
tigkeit der Gruppen konzentrierte sich somit 
hauptsächlich auf Sabotageakte und Informa¬ 
tionsübermittlung. 

Eine selbstverständliche Tätigkeit stellte das 
Außerlandesbringen von Verfolgten dar, die als 
bünde Passagiere auf den Schiffen mitreisten. 
Die Gestapo schätzte, daß ein Großteil der ille¬ 
galen Literatur und Flugblätter, die nach 
Deutschland geschaffte wurden, über die Häfen 
in Antwerpen und Rotterdam oder Eisenbahn¬ 
transporte aus dem Ausland liefen. Zurückgrei¬ 
fen konnte die ITF auf die individuelle Resistenz 
der Arbeiter, die sich in Form von gehäuften 
Verstößen gegen disziplinarische Regeln zeigte, 
die trotz der verschärften Anwendung und juri¬ 
stischen Verstärkung der Schiffahrtsordnung 
auftraten. 

Obwohl Hans Jahn für die ITF ein enges Netz 
von Zellen knüpfen konnte, gestaltete sich die 
Organisierung der Eisenbahner ungleich schwie¬ 
riger, da ein konstanter Kontakt zu den Exilier¬ 
ten sowie verlässliche Informationen über die 
Widerstandskraft der Eisenbahner nicht gege¬ 
ben waren. Nichtsdestotrotz hatten die Eisen¬ 
bahner eine Methode gefunden, wodurch sie 
Waggons zu falschen Bestimmungsorten sen¬ 
den konnten, was der Gestapo immerhin so är¬ 
gerlich war, daß sie ein neues Verfahren der 
Routenbestimmung durchsetzte und die Eisen¬ 
bahner für politisch äußerst fragwürdig hielt. 


„Heute Spanien, morgen Deutsch¬ 
land" 

Auseinandersetzungen zwischen Fimmen und 
der Antwerpener Gruppe kamen wegen des Spa¬ 
nischen Bürgerkriegs auf. Zwar waren sich bei¬ 
de Parteien in der Unterstützung der spanischen 
Republik einig, jedoch herrschte über das Vor¬ 
gehen Uneinigkeit. Hielt Fimmen die Aktivisten 
in Antwerpen für unabkömmlich, so zogen eini¬ 
ge von diesen es vor, in den Reihen der antifa¬ 
schistischen Milizen in Spanien zu kämpfen: Zu¬ 
nächst bei einer kommunistischen Kolonne der 
UGT, dann wegen Auseinandersetzungen mit 
den Stalinisten bei der anarchistischen Kolonne 
Durutti, wo die ITF Kontakte zur Gruppe DAS 
(Deutsche Anarchosyndikalisten im Ausland) 
knüpfte, die 1941/42 ausgeweitet wurden, um 
kriegswichtige Erztransporte aus Schweden, wo 
die DAS aktiv waren, und Norwegen zu sabotie¬ 


ren. 

Der Spanische Bürgerkrieg wirkte auf die 
Aktivisten der ITF als Fanal. Nach der Niederla¬ 
ge der Arbeiter in Deutschland und Österreich 
richteten sich auf Spanien alle Hoffnungen. Un¬ 
ter der Parole „Heute Spanien, morgen Deutsch¬ 
land" sollten die Verhältnisse im internationalen 
Maßstab umgekehrt werden. Vorbehaltlos unter¬ 
stützte die ITF die Sache der Republik, bis Fe¬ 
bruar 1937 sammelte sie über 40.000 Gulden an 
Spenden und verhinderte im September 1936 
einen Waffentransport von Deutschland nach 
Franco-Spanien. Die ITF half der Republik, im 
Ausland Schiffe zu kaufen, und bot ihre Zu¬ 
sammenarbeit beim Aufbau einer katalanischen 
Kriegsmarine an. Eine Initiative der ITF für eine 
vollständige Handelsblockade Franco-Spaniens 
scheiterte 1936 nur am Widerstand englischer 
Gewerkschaften. Man kannte fast alle Schiffe, 
die von Deutschland aus illegalerweise Waffen 
nach Spanien transportierten, im Hafen von 
Hamburg und Stettin wurde die Verladung von 
Waffen durch Sabotage und Arbeitsverzögerung 
herausgezögert, während die Durchführung ei¬ 
ner Aktion, einen deutschen Waffentransport 
auf die Seite der Republik zu bringen, scheiter¬ 
te. 

Mit Beginn des 2. Weltkriegs verschärfte die 
ITF ihre Sabotageaktionen, die Eisenbahnerleg¬ 
ten systematisch Strecken lahm und Vertrau¬ 
ensleute der ITF auf den Schiffen erhielten 
Quecksilberphiolen, mit deren Hilfe die Schiffs¬ 
motoren lahmgelegt werden konnten. Doch büe- 
ben die Aktionen der ITF zu isoliert, um den Fa¬ 
schismus ernsthaft bedrohen zu können. 


Verzweifelte Versuche 

Aus verschiedenen Gründen war der Widerstand 
der ITF, gemessen an ihrem Zweck, im letzten 
Ende erfolglos: Der große Ausstand der Arbeiter 
in Deutschland büeb aus, eine Zusammenarbeit 
mit den kommunistischen Kadern verunmög¬ 
lichte sich durch die Manöver der kommunisti¬ 
schen Parteien. Enttäuscht von der Arbeiterbe¬ 
wegung wandte sich die ITF zunehmend den al¬ 



liierten Geheimdiensten zu. Doch die kapitaü- 
stischen Staaten verweigerten sich einer beid¬ 
seitigen Kooperation mit den Linksradikalen der 
ITF, insbesondere da England dachte, daß der 
deutsche Eroberungsdrang durch Appeasement 
zu besänftigen sei. Selbst als die ITF signalisier¬ 
te, daß es mögüch wäre, einen Teil der deut¬ 
schen Handelsflotte durch flüchtige Mann¬ 
schaften in ausländischen Häfen festhalten zu 
können, gaben die Alliierten den Flüchtigen kei¬ 
ne Aufenthaltserlaubnis. 

Der Kampf der ITF gegen den Nationalsozi- 
aüsmus war von Anfang an ein defensiver; eine 
Synthese von Antifaschismus und Revolution 
konnte die alte Arbeiterbewegung nicht mehr 
leisten. Die Zusammenarbeit mit den Geheim¬ 
diensten kapitaüstischer Staaten war der letzte 
Rettungsanker, der keinen Boden mehr fand. 
Die gewerkschaftliche Nachkriegspoütik der Al¬ 
liierten und der ehemaligen und wiedererneu¬ 
erten Funktionäre des ADGB folgte schüeßlich 
auch anderen Interessen als denen der Wider¬ 
standskämpfer. 

Moe 
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Proteste gegen Hochschulreformen 

„Französische Verhältnisse" in Griechenland: Synergieeffekte und Effizienz im Widerstand 


Z U Beginn des Sommers herrschte zwei Mo¬ 
nate lang der Ausnahmezustand an den 
griechischen Universitäten. Während bei den 
fast parallel stattfindenden Protesten der Stu¬ 
dierenden an deutschen Hochschulen wortra¬ 
dikal mit .^französischen Verhältnissen" gedroht 
wurde — um sich dann unverrichteter Dinge in 
die Semesterferien zu verabschieden — haben 
es griechische Studentinnen geschafft, die Re¬ 
gierung der konservativen Nea Dimokratia zur 
vorläufigen Rücknahme ihres Gesetzentwurfs 
zur „Reformierung des Hochschulsystems" zu 
zwingen. 

Ab Mai hatten die Studentinnen gestreikt 
und bis Mitte Juni 350 der insgesamt 450 Fa¬ 
kultäten besetzt. Sie wurden dabei seit Anfang 
Juni von den ebenfalls streikenden Lehrerin¬ 
nen und Professorinnen unterstützt. Bei Groß¬ 
demonstrationen mit bis zu 15.000 Teilnehmer¬ 
innen in Athen und Thessaloniki war es im Lau¬ 
fe der Mobilisierungen wiederholt zu schweren 
Auseinandersetzungen mit der Polizei gekom¬ 
men. 


Um was geht es genau? 

Hintergrund für die größten studentischen 
Mobilisierungen seit fünfzehn Jahren ist die 
geplante Hochschulreform von Bildungsmini¬ 
sterin Marietta Giannakou-Koutsikou, welche 
unter anderem die faktische Abschaffung des 
staatlichen Bildungsmonopols und die Einfüh¬ 
rung privater Hochschulen beinhaltet. Da Pri¬ 
vatuniversitäten in Griechenland nach Artikel 
16 der Verfassung verboten sind, müsste diese 
geändert werden. Große Teile der Studieren¬ 
den und viele Hochschulprofessorinnen be¬ 
fürchten, dass Kinder reicher Familien damit 
in Zukunft bevorzugt und die staatlichen Uni¬ 
versitäten benachteiligt werden könnten. Die 
konservative Regierung begründet die geplan¬ 
te Maßnahme mit der Anpassung an die Anfor¬ 
derungen des so genannten Bologna-Prozes¬ 
ses, der zur Schaffung eines einheitlichen eu¬ 
ropäischen Hochschulraums bis zum Jahr 2010 
führen soll. Außer der Einführung privater Uni¬ 
versitäten — was im übrigen noch auf einem 
Plan der zuvor regierenden sozialdemokrati¬ 
schen PASOK zurückgeht — sah der Gesetzent¬ 
wurf auch die Verkürzung der Studiendauer, 
die Einführung einer Bewertung von Professor¬ 
innen, die stärkere Verknüpfung von For¬ 
schung und Wirtschaft sowie die Abschaffung 
des Hochschulasyls und der kostenlosen Bil¬ 
dung vor. So sollten Studierende, die die Re¬ 
gelstudienzeit um mehr als die Hälfte über¬ 
schreiten, zwangsexmatrikuliert werden. Das 
heißt, ein Studium mit einer Regelstudienzeit 
von acht Semestern müsste nach höchstens 
zwölf Semestern abgeschlossen sein. Im Mo¬ 
ment kann man solange studieren wie man will, 
was viele sehr wichtig finden, da sie nur 


„nebenbei" studieren können und noch ein 
oder zwei schlecht bezahlte Jobs ausüben, um 
die immens gestiegenen Lebenshaltungskosten 
aufzubringen. Desweiteren sah der Entwurf vor, 
dass das Studium und die Universitätsbücher 
generell nicht mehr umsonst sein sollten, was 
bei dem dramatischen Mangel an modernen Bi¬ 
bliotheken und den großen Einkommens¬ 
unterschieden in der Bevölkerung ein Studium 
für ärmere Schichten überhaupt erst möglich 
machte. Folgerichtig forderte die Bewegung 


nicht nur die Rücknahme des umstrittenen Ge¬ 
setzentwurfs, sondern auch die drastische Auf¬ 
stockung der Bildungsmittel und die Einstel¬ 
lung neuer Lehrerinnen und Professorinnen. 


Die Hochschulen in Griechenland 
sind heute dramatisch unterfinan¬ 
ziert. 

Nur dreieinhalb Prozent des Brutto-Inlands- 
produkts fließen nach Gewerkschaftsangaben 
in die Bildung. Mindestens fünf Prozent wären 
jedoch ihrer Meinung nach notwendig, um eine 
einigermaßen ordentliche Infrastruktur aufzu¬ 
bauen. So fehlt es an Gebäuden, Laboren, Bi¬ 
bliotheken, Wohnheimen und an Geld für die 
Forschung. Einer von vier Professoren arbeitet 
nur mit einem Zeitvertrag. Für viele von ihnen 
ist die Lehrtätigkeit deshalb nur ein Zweitjob, 
dessen mageren Lohn sie mit bis zu einjähriger 
Verspätung erhalten. 


Das Hochschulasyl — eine griechi¬ 
sche Besonderheit mit geschichtli¬ 
chem Hintergrund 

Ein weiterer Punkt des Gesetzentwurfs betraf 
die von der Polizei geforderte Abschaffung des 
Hochschulasyls. Am 17. November 1973 hatte 
die damals herrschende Obristenjunta den so¬ 


genannten Studentenaufstand im Athener 
Polytechnikum mit Panzern blutig niederge¬ 
schlagen. Noch heute wird jedes Jahr am 17. 
November — mittlerweile ein staatlicher Feier¬ 
tag — der Toten des Aufstands gedacht. Die er¬ 
ste linke griechische Regierung in der Ge¬ 
schichte, die nicht durch einen Putsch gestürzt 
wurde (die PASOK-Regierung von Andreas Pap¬ 
andreou 1981), erließ vor diesem Hintergrund 
1982 ein Gesetz, das es der Polizei verbietet, 
Universitätsgelände zu betreten, ohne zuvor 


die Zustimmung eines Hochschulgremiums, in 
dem außer der Universitätsleitung auch Stu¬ 
dentinnen sitzen, eingeholt zu haben. Dieses 
Gesetz ist laut Polizei „nicht mehr zeitgemäß", 
da sich die Universitäten in den letzten Jahren 
zu „Sammelbecken des Ungehorsams" entwik- 
kelt hätten. 


Zur Rolle anarchistischer Gruppen 

Die Aktionen und Besetzungen hatten Anfang 
Mai begonnen, wurden zu der Zeit jedoch so¬ 
wohl von den Massenmedien als auch von Par¬ 
teien und Gewerkschaften beinahe komplett 
ignoriert. Als die Universitätsbesetzungen Zu¬ 
nahmen, behaupteten einige Tageszeitungen, 
anarchistische Gruppen organisierten die Pro¬ 
teste, um sich selbst eine Bühne für Gewalt zu 
schaffen. Obwohl anarchistische Gruppen na¬ 
türlich an den Mobilisierungen beteiligt waren, 
haben sie nicht die Stärke, eine solch große Be¬ 
wegung zu initiieren. Getragen und organisiert 
wurde diese von den Vollversammlungen der 
besetzten Fakultäten, die sich zu einem späte¬ 
ren Zeitpunkt auch landesweit koordinierten. 
Die Aktivistinnen in den Vollversammlungen 
und besetzten Fakultäten kommen zumeist aus 
den verschiedenen in Griechenland existieren¬ 
den linksradikalen und anarchistischen Grup¬ 
pen und linken Kleinstparteien. Fast alle sind 


miteinander verfeindet, schaffen es jedoch 
innerhalb größerer Bewegungen, informell 
oder zumindest auf persönlicher Ebene wenn 
schon nicht zusammenzuarbeiten, dann doch 
zumindest gemeinsam zu mobilisieren. Diese 
Art der Organisation über Parteien- und Grup¬ 
penzugehörigkeiten hinweg wurde, wie schon 
in der Vergangenheit, von den Angestellten der 
Universitätsmensen durch die Ausgabe von ko¬ 
stenlosem Essen solidarisch unterstützt. 


Aktionen verschiedenster Art fanden 
in allen Universitätsstädten Grie¬ 
chenlands statt. 

Im Zentrum der Bewegung, in Athen, kam es 
hierbei zu den härtesten Auseinandersetzun¬ 
gen mit den MAT-Einheiten (gleich SEK) der 
Polizei. Mehrmals versuchten Demonstrantln- 
nen, zum Bildungsministerium vorzudringen, 
was jedes Mal mit massivem Tränengaseinsatz 
verhindert wurde. Die griechische Polizei setz¬ 
te hierbei wiederholt Tränengasgranaten ein, 
deren Haltbarkeitsdatum abgelaufen war, was 
nach Aussage von Ärzten zu schweren Gesund¬ 
heitsschäden führen kann. Aus den Reihen ent¬ 
schlossener Demonstrantinnen wurde die Poli¬ 
zei immer wieder mit Molotowcocktails attak- 
kiert, auch Banken und Geschäfte im Stadt¬ 
zentrum wurden entglast. Obwohl es bei den 
Auseinandersetzungen Verhaftungen und auch 
Verletzte auf beiden Seiten gab, steht die Mehr¬ 
heit der Studentinnen hinter diesem Vorgehen 
militanter Gruppen, da sie ihre persönliche Zu¬ 
kunft von der Regierung bedroht sehen. Ob 
dies auch dazu führt, sich in den kommenden 
Strafprozessen mit den Angeklagten zu solida¬ 
risieren, ist nach den Erfahrungen ähnlicher 
Mobilisierungen in der Vergangenheit aller¬ 
dings überaus fraglich. 


Die linken Oppositionsparteien 

Die Oppositionsparteien KKE (Kommunistische 
Partei Griechenlands), die Linksallianz (ähn¬ 
lich wie Linke/WASG mit ökologischen Gruppen 
angereichert) und die sozialdemokratische PA¬ 
SOK hatten die Bewegung zu Beginn verschla¬ 
fen. Sie solidarisierten sich mit deren Anwach¬ 
sen und der Hoffnung auf zukünftige Wähler¬ 
stimmen und sorgten durch ihren Einfluss in 
den Gewerkschaften dafür, dass die konserva¬ 
tive Regierung nach Generalstreikdrohungen 
Ende Juni 2006 zum ungeordneten Rückzug 
gezwungen werden konnte. Alle drei verurteil¬ 
ten die Auseinandersetzungen mit der Polizei 
scharf. Es steht zu befürchten, dass die Nea Di¬ 
mokratia nach den Kommunalwahlen im Ok¬ 
tober versuchen wird, zumindest Teile des Ge¬ 
setzes in Absprache mit der PASOK zu verab¬ 
schieden. 

Ralf Dreis, FflU Frankfurt 



Studierendendemonstration im Juni 


Kuwait: Frauen dürfen jetzt wählen 

„Es rettet uns kein höh'res Wesen, kein Gott, kein Kaiser, noch Tribun ..." 


K uwait ist eine „konstitutionelle Erbmon¬ 
archie", regiert von der Herrscherdyna¬ 
stie Al-Sabah. Seit 1991 existiert ein Ein¬ 
kammer-Parlament mit 50 Sitzen und be¬ 
grenzten Befugnissen. So wird etwa der Mi¬ 
nisterpräsident vom dynastischen Herrscher 
bestimmt und das Parlament hat keine Mög¬ 
lichkeit diese Entscheidung zu beeinflussen. 
Die Zusammensetzung des Parlamentes sah 
nach den Wahlen 2003 folgendermaßen aus: 
21 Islamisten, 14 Regierungsunterstützer, 3 
Liberale und 12 Unabhängige. Politische Par¬ 
teien sind nicht erlaubt, so agieren politi¬ 
sche Gruppierungen als De-facto-Parteien 
(z.B. die Islamisten). 


Kuwait: Daten und Fakten 

Kuwait hat ca. 2,5 Millionen Einwohner, da¬ 
von sind ca. 1,2 Millionen Staatsbürgerin¬ 
nen und 1,3 Millionen Migrantinnen (mehr¬ 
heitlich aus anderen arabischen Ländern, 
Indien und Pakistan). 85% der Bevölkerung 
sind Musliminnen, davon 70% Sunnitinnen, 


30% Schiitinnen. Große Teile der Bevölke¬ 
rung sind von der offiziellen Politik ausge¬ 
schlossen. Bis 2005 hatten die kuwaitischen 
Frauen weder das aktive noch das passive 
Wahlrecht. Die überwiegende Mehrheit der 
Bevölkerung, nämlich die Migrantinnen, hat 
nach wie vor kein Wahlrecht. Auch ist die 
kuwaitische Politik gegenüber Migrantinnen 
sehr repressiv. So wurden 1992 Palästinen¬ 
serinnen, Jordanierinnen und Jemenitinnen 
als „kollektive Bestrafung" ausgewiesen, 
weil die PLO, Jordanien und Jemen sich beim 
zweiten Golfkrieg auf die Seite Iraks (und 
damit gegen Kuwait) gestellt hatten. 


Die öffentliche Debatte um das 
Frauenwahlrecht 2005 

2005 fand in Kuwait eine öffentliche Debat¬ 
te statt, weil die herrschende Al-Sabah-Dy- 
nastie Frauen das Wahlrecht zugestehen 
wollte, während sich die islamistische Oppo¬ 
sition dagegen wehrte. Aber was waren die 
Motive der herrschenden Al-Sabah-Dynastie? 


Zum einen ging es darum, sich in der öf¬ 
fentlichen Debatte der westlichen Schutz¬ 
mächte (insbesondere der USA) als demo¬ 
kratischer und westlicher Staat zu präsen¬ 
tieren. Im Rahmen der US-amerikanischen 
Legimitation für den dritten Golfkrieg, wo 



Kuwaitische Frauen demonstrieren vor dem 
Parlament für ihre politischen Rechte (07.03.05). 


die Förderung von Demokratie zumindest in 
der öffentlichen Debatte eine Rolle spielte, 
wurde es für Staaten wie Saudi-Arabien und 
Kuwait dringlicher, grundlegende demokra¬ 
tische Reformen durchzuführen. Die Befür¬ 
worter des Frauenwahlrechts argumentier¬ 


ten sowohl außenpolitisch: „Wir sind nicht 
vom Rest der Welt isoliert, und in allen Län¬ 
dern der Welt geht der Trend dahin, Frauen 
die politische Beteiligung zu erlauben" (Mu¬ 
hammad Sharar, stellvertretender Minister¬ 
präsident) als auch entwicklungspolitisch: 
„Nachdem Frauen weltweit ihre Rechte er¬ 
halten haben, ist die Zeit für die kuwaiti¬ 
schen Frauen gekommen, um ihre politi¬ 
schen Rechte zu erhalten. [...] Wachstum 
kann nicht ohne Frauen erreicht werden" 
(Faisal al-Haji, Sozial- und Arbeitsminister). 

Zum anderen sollten die politisch akti¬ 
ven Frauen gegen die Islamisten und für die 
Regierung positioniert werden. Die herr¬ 
schende Dynastie versuchte ihr Überleben 
zum einen über die externe Unterstützung 
durch den Westen und zum anderen über die 
Zurückdrängung der islamistischen Opposi¬ 
tion zu sichern. Die Einführung des Frauen¬ 
wahlrechtes schien aus der Sicht Al-Sabahs 
sinnvoll, um an beiden „Fronten" zu punk¬ 
ten. 

Die islamischen Politiker argumentier¬ 
ten gegen das Frauenwahlrecht mit der (an¬ 
geblichen) Unvereinbarkeit von Islam und 
politischer Partizipation von Frauen. 

Fortsetzung auf Seite 10 


Griechenland 

Die beiden anarchistischen 
Gefangenen Panagiotis Aspiotis 
und Petros Karasarinis wurden 
am 6. Juli 2006 gegen Kaution 
von jeweils 2.000 Euro aus der 
U-Haft entlassen. Ihr Genosse 
Giorgos Kalaizidis sitzt noch 
immer. Die Anklagepunkte gegen 
alle drei werden 
aufrechterhalten (siehe DA 
Nr. 176). 


Albanien: Heute alles 
für einen Euro! 

Der albanische Ministerpräsident 
Sali Berisha will mit einem 
Sonderangebot ausländische 
Anleger in das arme Balkanland 
locken. Investoren sollten alles 
für einen Euro bekommen, 
kündigte der Regierungschef 
seinem Kabinett an. „Wir sollten 
Land und Wasser für einen Euro 
anbieten, sie können für einen 
Euro in unser Land kommen und 
für einen Euro hier ein Geschäft 
anmelden", sagte Berisha. Um 
Albanien zum attraktivsten Land 
zu machen, müsse man „das 
Undenkbare denken und sich das 
Unvorstellbare vorstellen". 
Albanien könne den für einen 
angestrebten EU-Beitritt nötigen 
Wirtschaftsboom nur erreichen, 
wenn es das billigste und das 
beste Land für Investoren werde, 
sagte Berisha weiter. Bis zum 
10. September erwartet er von 
seinem Kabinett erste 
Ausarbeitungen zu seiner Idee. 


Nr.34 I Frühling 06 

arranca! 



Richtungskämpfe und 
Straßenforderungen 

Vorne links und dann immer geradeaus 


In jedem gut sortierten Buchhandel erhältlich. 
Erscheint drei- bis viermal im Jahr. 

Bestellung und Infos: 

c/o Buchladen Schwarze Risse, 

Gneisenaustr. 2a, 

10961 Berlin 

www.nadir.org/arranca 
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Solidaritätsaktion vor 
der spanischen Bot¬ 
schaft in Bratislava 

Am 13. Juli veranstaltete die 
Priama akda eine 
Solidaritätsaktion mit dem Streik 
der spanischen CNT vor der 
spanischen Botschaft in 
Bratislava. Mit einer schwarz¬ 
roten Fahne und dem 
Transparent Jn Solidarität mit 
dem Streik der CNT-AIT bei 
Mercadona" versammelten sich 
die Aktivistinnen vor der 
Botschaft. Ein Protestbrief 
wurde an den Botschafter 
übergeben. Ein Polizist meinte, 
dass ein Journalist, der 
anwesend war, um über die 
Aktion zu berichten, Teil des 
Protestes wäre, und 
misshandelte ihn. Im Endeffekt 
bedeutete es Streß für den Cop, 
der sich nun einer offiziellen 
Beschwerde der Presseagentur 
gegenübersieht. 
Der Protest war nett und lustig, 
und wir werden mit anderen 
Aktionen weitermachen, um den 
Streik zu unterstützen 
Bis die CNT gewinnt! 
(Für die Priama akcia: Michal 
Tulik) 

www.priamaakcia.sk, e-mail: 
priamaakcia@priamaakcia.sk 


Marokko: Kampagne ge¬ 
gen sexuelle Belästi¬ 
gung am Arbeitsplatz 

Zwei Beschäftigte des Sofitel- 
Flotels in Rabat (das zur 
verschiedentlich „unangenehm" 
aufgefallenen Accor-Kette 
gehört) hatten die Courage, 
erlittene Belästigungen an die 
Öffentlichkeit zu bringen — und 
wurden daraufhin nicht nur von 
ihrem Küchenchef, sondern auch 
von der Verwaltung drangsaliert. 

Woraufhin die 
Menschenrechtsorganisation 
AMDFI zusammen mit den beiden 
Gewerkschaftsverbänden UMT 
und CDT und anderen 
Organisationen der sozialen 
Bewegung Marokkos ein 
gemeinsames Netzwerk gegen 
sexuelle Belästigung bei der 
Arbeit gründete. Dieses 
Netzwerk organisierte am 21. 
Juni eine erste Aktion — ein Sit- 
In vor dem Flotel im 
Stadtzentrum Rabats und eine 
internationale 
Unterschriftenkampagne. 
Quelle: labournet.de 
Mehr Infos: „Le Reseau de lutte 
Contre l'Flarcelement Sexuel au 
Maroc" 


Slowakei: Blick zurück nach vorne 


Werkschaft der christlichen NKOS anschließt. 

Heute/Aktuell 


Geschichte wird gemacht: Die Priama akcia und ihr Kampf für den libertären Kommunismus 


D ie Geschichte der Slowakei im 20.Jahrhun¬ 
dert war eng mit der Entwicklung des Staa¬ 
tes Tschechoslowakei verbunden. 

Als Nazideutschland die Tschechoslowakei 
in der Folge des Münchner Abkommens von 
1938 zerschlagen hatte, wurde von den Nazis 
ein „unabhängiger" klero-faschistischer Staat 
Slowakei installiert, der als Verbündeter der fa¬ 
schistischen Mittelmächte am Zweiten Weltkrieg 
teilgenommen hat. 1948 führte die KP der 
Tschechoslowakei einen Staatsstreich durch, 
übernahm die Macht und errichtete in enger Zu¬ 
sammenarbeit mit der Sowjetunion einen auto¬ 
ritären Staatssozialismus. Nach der Wende 1989 


Zeit geändert, um die jeweilige Parteiklientel zu 
bedienen. Gleichzeitig wurden beispielsweise 
Schulen geschlossen, und auch die Universitä¬ 
ten waren und sind chronisch unterfinanziert. 

Gegen diese Entwicklungen formierte 
sich ab Ende der 1990er Jahre Wider¬ 
stand. 

Zum einen traten verschiedene Nichtregie¬ 
rungsorganisationen auf den Plan, zum anderen 
brachen zum ersten mal seit der Überwindung 
des Staatskapitalismus Massenstreiks mit zehn¬ 
tausenden von Arbeiterinnen aus. Diesem 


engen Kontakten zur sozialdemokratischen Par¬ 
tei. Die kleinere „Unabhängige Christliche Ge¬ 
werkschaft der Slowakei" (NKOS), mit immerhin 
mehreren zehntausend Mitgliedern, ist jedoch 
noch unternehmerfreundlicher als ihre sozial¬ 
demokratischen Konkurrentin. Die sozialpart- 
nerschaftüche Ausrichtung der Gewerkschaften 
KOZ und NKOS hat letztlich dazu geführt, dass 
die Mitgliedschaft insgesamt von zwei Millionen 
im Jahr 1989 auf ca. 500 000 in 2004 gefallen 
ist, d.h. dass nur noch jede/r vierte Beschäftig¬ 
te gewerkschaftlich organisiert ist. Zur zentra¬ 
len und einzigen offiziellen 1. Mai-Demonstra¬ 
tion der KOZ in der Slowakei, die jedes Jahr an 
einem anderen Ort stattfindet, kommen nie 
mehr als 2000 Gewerkschafterinnen. 


Dokoncit’reformy, 

^ alebo zacmat odznovu? 

NEVOLIM ! 

Vyrozhodnet^ l'ZjOnaSOOB 




Wahlplakat der Slowakischen Christdemokratischen Union in Bratislava 


vmrde in der Tschechoslowakei eine bürgerlich¬ 
parlamentarische Demokratie mit einer kapita¬ 
listischen Wirtschaft etabliert. 1993 trennte sich 
die Slowakei nach einem Unabhängigkeitsrefe¬ 
rendum von Tschechien, behielt aber für die 
etwa 5,4 Mio. Einwohnerinnen den eingeschla¬ 
genen bürgerlich-kapitalistischen Weg bei. Zu¬ 
nächst regierte in der Slowakei eine Koalition 
aus nationalistischer, sozialdemokratischer und 
konservativer Partei, die, parallel zu den Ent¬ 
wicklungen in den anderen zerfallenen Staaten 
des ehemaligen Ostblocks, eine neue Machteli¬ 
te etablierte. 

Nach der Wende 

Diese Gewinnerinnen des „regime change" for¬ 
cierten die Privatisierung der slowakischen 
Wirtschaft und schufen eine gewaltige Korrup¬ 
tion, in der sich die neuen Eliten maßlos be¬ 
dienten. Wieder waren Beziehungen zu Par¬ 
teien, diesmal zu „demokratischen", der Schlüs¬ 
sel zu Macht, Geld und Einfluss. Da diese Ent¬ 
wicklung eine stark nationalistische Färbung 
aufwies und slowakische Investorinnen gegen¬ 
über dem ausländischem Kapital bevorzugt wur¬ 
den, kam es zu einer internationalen Isolierung 
der Slowakei. Bei den Wahlen von 1998 setzte 
sich in einer Art Trotzreaktion eine rechte Koa¬ 


Widerstand lag die elende soziale Lage der Mehr¬ 
heit der Bevölkerung zu Grunde. Etwa 60% der 
Arbeiterinnen lebte an oder unter der Armuts¬ 
grenze. Die Reallöhne waren immer noch nie¬ 
driger als 1989, wobei der durchschnittliche Mo¬ 
natslohn von 350 Euro darüber hinwegtäuschte, 
dass viele Arbeiterinnen diesen nicht annähernd 
bzw. nur mit Überstunden, Nacht- und Wochen¬ 
endschichten erreichten. Dies hat sich bis heu¬ 
te im wesentlichen erhalten. Erschwerend für 
viele Menschen in der Slowakei kommt noch 
hinzu, dass der gesellschaftliche Reichtum nicht 
nur zwischen oben und unten extrem unter¬ 
schiedlich verteilt ist, sondern auch geogra¬ 
phisch. In der Hauptstadt Bratislava wird die 
Hälfte des slowakischen Bruttosozialproduktes 
erzeugt und dementsprechend beträgt hier die 
Arbeitslosenquote „nur" 6%. Ganze Regionen im 
Osten und Norden des Landes sind dagegen wirt¬ 
schaftliche Brachzonen, mit einer fünfmal (!) so 
hohen Arbeitslosenrate wie in der Hauptstadt. 
Trotzdem werden die Arbeitsbedingungen in den 
Betrieben durch „Reform"gesetze ständig ver¬ 
schlechtert: Das Verkürzen der Kündigungsfri¬ 
sten, längere Arbeitszeiten ohne Lohnausgleich, 
erzwungene Kurzarbeit und der Abbau von Si¬ 
cherheitsbestimmungen am Arbeitsplatz sind 
nur einige Beispiele, wie der Klassenkampf in 
der Slowakei von oben forciert wird. 


Libertäre und antiautoritäre Gruppen 
und Organisationen... 

... sehen sich in der Slowakei einer besonders 
schwierigen Ausgangslage gegenüber. Im 
Gegensatz zu Tschechien gibt es keine anarchi¬ 
stische Tradition in diesem Land, an die anzu¬ 
knüpfen wäre! Es hat in der gesamten Ge¬ 
schichte der Slowakei keine einzige übertäre Or¬ 
ganisation bestanden. So ist das 1999 in Bratis¬ 
lava gegründete Redaktionskollektiv der Zei¬ 
tung „Priama akcia" (PA — Direkte Aktion) die 
erste slowakische anarchistische Gruppe über¬ 
haupt. Ein Jahr später wandelt sich das Zei¬ 
tungskollektiv in die anarchosyndikalistische 
Organisation gleichen Namens um. Fortan ar¬ 
beitet die PA an der Verbreitung der Ideen des 
Anarchosyndikalismus. Die Priama akcia hat 
Mitglieder in mehreren Städten, wobei der 
Schwerpunkt in Bratislava liegt. Sie gliedert sich 
in zwei Regionen (Bratislava und Ostslowakei) 
und trifft sich zweimal im Jahr zu landesweiten 
Kongressen. Sie hat sich mittlerweile innerhalb 
der undogmatischen Linken den Ruf einer Or¬ 
ganisation erworben, die unaufhörlich für eine 


Anti-Wahl-Comic der Priama akcia 

kontinuierliche Organisierung eintritt und sich 
für eine selbstorganisierte und kämpferische Ge¬ 
werkschaft einsetzt. In den letzten Jahren hat 
sich die PA an allen größeren Protesten und Ak¬ 
tionen der Arbeiterinnenklasse beteiligt. Zu er¬ 
wähnen sei hier ein viertägiger Streik der Ei- 
senbahnerlnnen und ein Streik der Lehrerin¬ 
nen. Besonders engagiert haben sich PA-Aktivi- 
stlnnen am Kampf der Arbeiterinnen in der SCP- 
Fabrik, da dies der bisher einzige Konflikt war, 
in dem Streikende die Politik des Gewerk¬ 


in den letzten Monaten legt die PA gezwunge¬ 
nermaßen ihr Augenmerk einerseits auf die fa¬ 
schistische Mobilisierung, die sich immer häu¬ 
figer gegen die zahlenmäßig starke Minderheit 
der Roma wendet, und andererseits auf die Par¬ 
lamentswahlen vom 16. Juni 2006. Im Rahmen 
ihrer Antifakampagne organisiert die PA eine 
Konzerttournee, verbunden mit Infoständen, 
Filmvorführungen und antifaschistischen An¬ 
sprachen. Dabei kommt es in der zentralslowa¬ 
kischen Stadt Ruzomberok und im ostslowaki¬ 
schen Bardejor dazu, dass Spezialeinheiten der 
Polizei einschreiten und die Konzerte verhin¬ 
dern, was seit der Unabhängigkeit der Slowakei 
noch nie vorgekommen ist. Überraschender¬ 
weise und spontan wehren sich aber auch die 
Konzertbesucherinnen, führen Strassenblocka- 
den durch und sorgen dafür, dass das rabiate 
Einschreiten der Staatsmacht als Schuss nach 
hinten losgeht. In ihrer Anti-Wahl-Kampagne 
nutzt die PA die erhöhte Aufmerksamkeit der Öf¬ 
fentlichkeit, um mit einer Informationsoffensi¬ 
ve in Erscheinung zu treten. Dazu druckt und 
verteilt die Priama akcia eine achtseitige Selbst¬ 
darstellung in hoher Auflage mit der Überschrift 
„(Ne) Volit' Nestaci" (Nicht wählen — dies ist 
nicht genug). In ihr werden die Ideen und Me¬ 
thoden des Anarchosyndikalismus vorgestellt, 
die gesellschaftlichen Entwicklungen kritisch 
beleuchtet und auf die Alternative des libertä¬ 
ren Kommunismus hingewiesen. Zur Informa¬ 
tionskampagne der PA gehören auch die Film¬ 
feste, die sie im Sommer 2006 in freien und 
staatlichen Kulturzentren bzw. Galerien durch¬ 
führen. Desweiteren begleiten PA-Mitgüeder den 
einzigen größeren Arbeitskonflikt, der zur Zeit 
in der Slowakei ausgefochten wird. Dabei weh¬ 
ren sich die Beschäftigten im Gesundheitswesen 
mit Streiks gegen Privatisierungen und Künik- 
schüeßungen. Nachdem Gerichte diese Arbeits¬ 
niederlegungen der Ärztinnen und des Pflege¬ 
personals untersagt haben, verrichten diese 
eben Dienst nach Vorschrift, was ebenfalls zu 
Störungen im Arbeitsablauf der Kliniken führt. 


Zusätzlich organisieren die Streikkomitees des 
Gesundheitswesens immer wieder Demonstra¬ 
tionen und Aktionen gegen die Privatisierungs¬ 
pläne der Regierung. 

Abschließend und zusammenfas¬ 
send... 

... lässt sich über den Anarchosyndikalismus in 
der Slowakei feststellen, dass die Ausgangslage 
für die Genossinnen der Priama akcia äußerst 



lition durch, die die Hoffnung einer Mehrheit 
der wählenden Bevölkerung in den nächsten 
vier Jahren bitter enttäuschte. Der Lebensstan¬ 
dard breiter Schichten sank weiter und die Ar¬ 
beitslosenrate pendelte sich bei 19% ein. Der 
versprochene Kampf gegen die allgegenwärtige 
Korruption, mit der die rechten Parteien in den 
Wahlkampf gezogen waren, erwies sich als Far¬ 
ce. Ständig wurden Gesetze innerhalb kürzester 


Die Gewerkschaftsbewegung 

All diesen Entwicklungen setzen die beiden of¬ 
fiziellen slowakischen Gewerkschaften kaum 
Widerstand entgegen. Die größere von ihnen, 
der Gewerkschaftsbund KOZ, hat sich in den 
letzten Jahren zu einer sozialdemokratischen 
Arbeitnehmerinnenvertretung gewandelt, mit 


Schaftsbundes KOZ abgelehnt und ihre eigene 
Interessenvertretung gegründet haben. Auf den 
Streikversammlungen wird durch Gegenrede der 
PA-Mitgüeder erfolglos zu verhindern versucht, 
dass die Streikleitung die Selbstinitiative der 
Belegschaft ausbremst und in ihr genehme Bah¬ 
nen lenkt. Die Funktionärinnen dieser neu ge¬ 
gründeten Betriebsgewerkschaft schaffen es 
schließlich, dass sich diese unabhängige Ge- 


schwierig ist. Als kleine anarchosyndikaüstische 
Ideenorganisation auf sich allein gestellt, der 
Mögüchkeit beraubt, an eine anarchistische Tra- 
ditionsünie anzuknüpfen, führen sie dennoch 
einen engagierten Kampf zur Verbreitung liber¬ 
tär-kommunistischer Ideen. 

Michal (Pfl Bratislava) und Roman (FflU 
München) 


Fortsetzung,,Kuwait: Frauen dürfen jetzt 
wählen" von Seite 9 

2005 fand ein Symposium mit dem Titel „Gemäß 
der islamischen Rechtssprechung haben die 
Frauen keine poütischen Rechte" statt, organi¬ 
siert u.a. von islamistischen Parlamentariern. 
Die folgenden Zitate stammen aus diesem Sym¬ 
posium: „Die westlichen Länder versuchen die 
islamische Rechtssprechung zu verletzen, um 
die musümischen Gesellschaften zu ruinieren" 
(Daifallah Buramya, islamistischer Parlamenta¬ 
rier). „Wir sollten den externen Forderungen 
nach politischen Rechten für Frauen nicht 
nachgeben. [...] Die Angelegenheit geht weiter 
als die Wahlen. Das westliche Ziel ist ein um¬ 
fassender sozialer Wandel in Kuwait, mit Aus¬ 


wirkungen auf die Struktur der kuwaitischen 
Familien" (Ghanem Al-May, islamistischer Par¬ 
lamentarier). Noch im selben Jahr wurde in Ku¬ 
wait durch den Druck der Herrscherfamilie Al- 
Sabah und gegen den Widerstand des islami- 
stisch dominierten Parlaments die Einführung 
des Frauenwahlrechtes beschlossen. 

Parlamentswahlen 2006 

Die Parlamentswahlen, die für 2007 geplant wa¬ 
ren, wurden auf 2006 vorgezogen. 28 Kandida¬ 
tinnen stellten sich zur Wahl — mit schlechten 
Aussichten: Bei den Wahlen zum Gemeinderat 
von Kuwait-Stadt im April 2006 hatte die weib- 
üche Wahlbeteiligung nur 30% betragen, und 
durch die vorgezogenen Wahlen hatten die po¬ 


litisch unerfahrenen Kandidatinnen zu wenig 
Zeit, um sich zu etablieren. Bei den Parla¬ 
mentswahlen am 30. Juni 2006 lag die gesam¬ 
te Wahlbeteiligung bei 65% und die Wahlbetei¬ 
ligung der Frauen bei 35%. Die Islamisten ka¬ 
men auf 21 Sitze, die Regierungsunterstützer 
auf 13. Keine der 28 Kandidatinnen schaffte es 
ins Parlament. Die aussichtsreichste Kandidatin 
Rola Daschti erreichte 1540 Stimmen — das sind 
etwa 11% in ihrem Wahlbezirk. So scheint es, 
dass auch bei den nächsten Wahlen die Frau¬ 
enbewegung in Kuwait keine eigene Stimme im 
Parlament haben wird. Auch die internationale 
NGO-Szene, die sich für das Frauenwahlrecht 
stark gemacht hatte, wird sehen müssen, dass 
sich die konkrete Situation der kuwaitischen 
Frauen weniger durch Appelle an die herr¬ 


schende Dynastie als durch Unterstützung der 
Selbstorganisation von kuwaitischen Frauen 
verbessern lässt. Die Wahrnehmung, dass die 
Durchsetzung des Frauenwahlrechts ein Projekt 
der herrschenden Al-Sabah-Dynastie ist, hat 
sich wahrscheinlich ebenfalls negativ auf die 
Wahlbeteiligung der kuwaitischen Frauen aus¬ 
gewirkt. 

Die aktuelle Entwicklung in Kuwait deutet 
an, dass es für die poütische Beteiligung der Mi- 
grantlnnen und die Verbesserung ihrer Lebens¬ 
situation ebenfalls der Selbstorganisation be¬ 
darf — und nicht nur staatlicher Reformen von 
oben. Aber in einem Staat, wo sogar Gewerk¬ 
schaften nicht zugelassen sind, ist es bis dahin 
ein weiter Weg. 

Ismail Küpeli 
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Rumänien - das unbekannte Land im Südosten 

„Bis zur Revolution wird es länger als ein Menschenleben dauern" 


• • 

U ber Rumänien ist vieles unbekannt. In 
der Öffentlichkeit tauchen das Land und 
seine Menschen in letzter Zeit hauptsächlich 
in Zusammenhang mit Umweltkatastrophen 
und dem Beitritt zur Europäischen Union am 
1. Januar 2007 auf. 

Rumänien mit seinen 22 Millionen Ein¬ 
wohnerinnen ist eines der ärmsten Länder 
Europas. Nur der Mehrheit der Menschen im 
angrenzenden Moldawien geht es noch 
schlechter. Über Rumänien lässt sich viel sa¬ 
gen, viele Ereignisse und Entwicklungen ver¬ 
dienen eine genaue Betrachtung. Nicht nur 
der Sturz des nationalistisch-kommunisti¬ 
schen Diktators Ceausescu und die darauf¬ 
folgende Machtergreifung des „Sozialdemo¬ 
kraten" Ion Iliescu sowie die bis heute be¬ 
stehende Unterdrückung sexueller Selbstbe¬ 
stimmung. Auch die nahezu allmächtige or¬ 
thodoxe Kirche und der große Einfluss 
rechtsextremistischer und faschistischer 
Kräfte gehört genauso thematisiert wie die 
Politik und die Korruption. Dieser Artikel 
konzentriert sich auf die soziale Situation im 
Land, die sozialen Kämpfe und ihre Trägerin¬ 
nen. Bis heute existiert in Rumänien keine 
anarcho-syndikalistische Bewegung. 


Die soziale Situation 

Die offiziellen Statistiken berichten von einer 
Erwerbslosigkeit von knapp 6,0%. Im Jahr 
2002 soll sie noch über 10 % betragen haben. 
Ein Grund für diese offiziell niedrige Rate 
dürfte in der Schwierigkeit begründet liegen, 
Arbeitslosenunterstützung durch den Staat 
zu erhalten. Denn für die Antragsstellung 
sind eine Unmenge an Papieren vorzulegen, 
die zu besorgen viel Geld kostet, sowie die be¬ 
rühmt-berüchtigte „Cartii Muncii", das Ar¬ 
beitsbuch. 

Das Arbeitsbuch ist ein beliebtes Mittel 
zur Disziplinierung der Arbeiterinnen. Denn 
hier kann jeder Chef, jeder „Patron" Einträge 
vornehmen, die darüber entscheiden, ob 
der/die Kollege/-in überhaupt finanzielle 
staatliche Unterstützung erhält oder nicht. 
Fehlzeiten werden aufgelistet, das „Verhal¬ 
ten" wird bewertet usw. Es ist ein klares Re¬ 
pressionsinstrument gegen die Arbeiterin¬ 
nen, das noch aus der Zeit der kommunisti¬ 
schen Diktatur stammt. Genauso wie eine na¬ 
hezu allmächtige Bürokratie, die für alles und 
jedes eine beglaubigte Bestätigung verlangt. 
Ein Unterfangen, das viel Nerven, Zeit und 
Geld kostet. 

Kein Wunder, dass viele in der Beste¬ 
chung der Beamten einen Weg sehen, Dinge 
schneller geregelt zu bekommen. Auf der 
Strecke bleiben einmal mehr diejenigen, die 
arm sind und die Korruption nicht mittragen 
wollen. 

In Rumänien gibt es einen staatlich fest¬ 
gelegten Mindestlohn, der 310 RON 
(3.100.000 alte ROL) beträgt. Das sind umge¬ 
rechnet ungefähr 80 Euro. Wenn man be¬ 
denkt, dass die üblichen Mieten für ein klei¬ 
nes Zimmer um die 50 Euro liegen, eine Zwei- 
Zimmer-Wohnung in Bukarest oder dem west¬ 
lichen Rumänien oftmals 120 Euro kostet, ist 
klar, dass viele Familien jeden Monat von 
neuem um ihre Existenz kämpfen. Viele teilen 
sich deshalb gemeinsam kleine Wohnungen 
oder Zimmer. In den letzten Jahren sind be¬ 
ständig die Wasser-, Gas- und Strompreise ge¬ 
stiegen. Genauso wie die gesamten Lebens¬ 
haltungskosten. Reiche westeuropäische 
Stromanbieter wie EON sind in Rumänien „ak¬ 
tiv" geworden, haben die ehern, staatlichen 
Betriebe aufgekauft und privatisiert. Sie ver¬ 
sprechen und verdienen sich eine goldene 
Nase am rumänischen Markt. 

Unter den Jugendlichen ab 15 Jahren ist 
die Erwerbslosigkeit besonders hoch. Viele 
Rumänen arbeiten im europäischen Ausland, 
wie z.B. in Spanien und Italien. Einige auch 
in Israel. Mit dem meistens geringen Ver¬ 
dienst unterstützen sie ihre Familien und 
Freunde zuhause. Auch die Lage der Rentner- 
Innen ist nicht besser. Monatliche Renten in 
Höhe von 35 Euro sind keine Seltenheit. Vie¬ 
len bleibt nur, durch den Verkauf von Hand¬ 
arbeiten hinzuzuverdienen. 

Das Gesundheitssystem ist mangelhaft. 


Immer wieder kommt es dazu, dass benötig¬ 
te Medikamente an berechtigte Empfänger¬ 
innen nicht ausgehändigt werden. 


Wirtschaft und soziale Kämpfe 

Seit Anfang der 90er Jahre des letzten Jahr¬ 
hunderts haben sich viele ausländische Fir¬ 
men, größtenteils aus Italien, den USA, 
Österreich und Deutschland in Rumänien 
niedergelassen. Sie produzieren hauptsäch¬ 
lich für die Textil- und Autoindustrie, beuten 
die noch vorhandenen Bodenschätze des 
Landes aus, sind in der Holzbranche aktiv 
und profitieren von Niedriglöhnen und na¬ 
hezu völlig entrechteten Arbeiterinnen. Ru¬ 
mänien ist auch für seine hoch moderne Waf¬ 
fenproduktion bekannt. In Cugir, einer Klein¬ 
stadt in Transsilvanien, produziert die dorti¬ 
ge größte Waffenfabrik des Landes für US- 
Aufträge. Sie gehört STC, einer Tochterge¬ 
sellschaft von Daimler-Chrysler. Neben die¬ 
ser industriellen Produktion ist das Land von 
riesigen landwirtschaftlichen Nutzflächen 
geprägt. Vielerorts wird noch von Hand ge¬ 
pflügt und geerntet. 

Die stattfindenden sozialen Kämpfe in 
Rumänien werden von den gewerkschaft¬ 
lichen und sozialen Bewegungen anderer 
Länder oftmals nicht wahrgenommen. Doch 
sind die sozialen Konflikte durchaus zahl¬ 
reich, und die organisierte Arbeiterbewegung 
existiert in Rumänien seit dem 19. Jahrhun¬ 
dert. Ein Opfer dieses sozialen Kampfes ist 
der aktive Gewerkschafter und Metallarbeiter 
Virgil Sahleanu aus lasi. Am 7. September 
2000 wurde er von einem bezahlten Killer¬ 
kommando erschossen, da er ein Wortführer 
des Widerstandes gegen die Privatisierung 
der Fabrik Tepro-Istat (zum internationalen 
Mittal-Steel-Konzern gehörend) war. Im Jahr 
2000 hatte die Firma über 1.400 Beschäftig¬ 
te. Die Hintermänner des Mordes sind der 



Miron Cozma während der „Mineriade" im Juni 1990 


ehemalige Firmendirektor sowie der tsche¬ 
chische „Investor". Mitverstrickt ist der Ge¬ 
schäftsführer eines Security-Unternehmens. 


Kampf gegen das „Sklavengesetz"" 

Im Frühjahr 2005 führte die Verabschiedung 
des neuen Arbeitsgesetzes „Codul Muncii" zu 
großen Protesten und Streiks in vielen Städ¬ 
ten des Landes. Unter der Parole „Codul Mun¬ 
cii — Codul Sclavi" (Arbeitsgesetz — Skla¬ 
vengesetz) zogen Arbeiterinnen verschie¬ 
denster Branchen auf die Straße und vor die 
Bürgermeisterämter. Die größten Versamm¬ 
lungen fanden in Constanza am Schwarzen 
Meer mit 7.000 Beschäftigten, Bukarest und 
Arad mit jeweils 5.000 Kolleginnen statt. Am 
12. März 2005 nahmen landesweit geschätz¬ 
te 30.000 Arbeiterinnen an den Kundgebun¬ 
gen teil. 

Das von der konservativ-liberalen Regie¬ 
rung beschlossene neue Arbeitsgesetz sieht 
unter anderem die jederzeitige Kündigung 
von Beschäftigten vor. Die Kündigung muss 
nicht begründet werden. Befristete Arbeits¬ 
verträge können abgeschlossen werden, und 
Unternehmer können spontan Überstunden 
verlangen. Eine Einwilligung der Arbeiterin¬ 
nen ist nicht notwendig. Die wöchentliche 
Arbeitszeit wurde auf 48 Stunden ausgewei¬ 
tet. Die Proteste konnten die Verabschiedung 
dieses Gesetzes nicht verhindern. 


Gut organisierte Arbeiterinnen finden 
sich im Transportsektor, bei der Eisenbahn 
und der Post. Die Eisenbahner streikten 2005 
über mehrere Wochen, bis sie schließlich ei¬ 
nem Kompromiss zustimmten. Der letzte gro¬ 
ße landesweite Streik in diesem Jahr war der 
der Professorinnen und Lehrerinnen an den 
Universitäten und Schulen. Er endete mit ei¬ 
nem Teilerfolg. 


Die Gewerkschaften 

Die Mitgliederzahl der fünf großen Gewerk¬ 
schaften ist rückläufig. Vereinte jede dieser 
Organisationen noch bis vor wenigen Jahren 
jeweils um eine Million Mitglieder, hat sich 
dies geändert. Größte Gewerkschaft ist die 
CNSLR (Confederatia Nationala a Sindicate- 
lor Libere din Romania — Fratia) mit 800.000 
Mitgliedern. Sie ist in manchen Regionen und 
Branchen durchaus kämpferisch und stammt 
aus der alten kommunistischen Staatsge¬ 
werkschaft. Der „Blocul National Sindical" 
(BNS) vereint etwa 400.000 Mitglieder, ge¬ 
nauso wie CNS „Cartel Alfa" (Confederatia Na¬ 
tionala Sindicala). Vertreter von „Cartel Alfa" 
nahmen an den Weltsozialforen teil und sind 
bestrebt, zusammen mit anderen Gewerk¬ 
schaften einen neuen internationalen Ge¬ 
werkschaftsverband, die „International Trade 
Union Confederation" im November 2006 in 
Wien zu gründen. Interessant ist auch die 
vierte im Bunde, die „Confederatia Sindicale 
Nationala Meridian" (CSN-Meridian). In ihr 
sind viele Minenarbeiter organisiert sowie 
Beschäftigte in der Kautschukindustrie. Ihr 
gehören etwa 170.000 Mitglieder an. Sie ist 
auch die einzige Gewerkschaft, die beständig 
die Freilassung und Begnadigung des ehe¬ 
maligen „Arbeiterführers" Miron Cozma for¬ 
dert, der während der „Mineriade" im Juni 
1990 mit tausenden Bergarbeitern nach Bu¬ 
karest marschierte und dort die Opposition 
gegen die erste „demokratische" Regierung 
— die in Wirklichkeit aus politischen Profi¬ 
teuren des Sturzes des Diktators bestand — 
massiv physisch bekämpfte und einschüch¬ 
terte. Miron Cozma ist eine tragische Gestalt, 
er ist das Bauernopfer im Interesse der poli¬ 
tischen Machtgruppen. CSN-Meridian ist ne¬ 
ben dieser ungebrochenen Solidarität auch 
die Gewerkschaft, die sich am deutlichsten 
auf die Geschichte der internationalen und 
rumänischen Arbeiter- und Gewerkschafts¬ 
bewegung bezieht. So betrachtet sie Pierre- 
Joseph Proudhon als einen der Wegbereiter 
der organisierten Arbeiterbewegung. Ganz 
anders als die Confederatia Sindicatelor De- 
mocratice din Romania, die CSDR. Ihr letzter 
populärer Vorsitzender Victor Ciorbea wurde 
später Vorsitzender der christdemokratischen 
Bauernpartei. 

Allen Gewerkschaften ist zu eigen, das — 
wie beinahe in allen Bereichen der Politik Ru¬ 
mäniens — Positionen je nach Interesse ver¬ 
ändert werden. Ist es in der Politik schon üb¬ 
lich, die Parteizugehörigkeit nach der Wind¬ 
richtung zu ändern, so finden sich auch in 
der Gewerkschaftslandschaft krasse Gegen¬ 
sätze. Gerade die betont kämpferische CSN- 
Meridian hat sich so die Herausgabe von Bro¬ 
schüren von der National- und der Commerz¬ 
bank Sponsoren lassen. 


Anarcho-Syndikalismus und Anar¬ 
chismus 

Rumänien ist das einzige europäische Land 
ohne starke anarcho-syndikalistische Tradi¬ 
tion. Dass es auch hier anarcho-syndikalisti¬ 
sche Ortsföderationen gab, ist nahezu unbe¬ 
kannt. Ihre Geschichte ist geprägt von bluti¬ 
ger Unterdrückung, Folter und Mord. Nach¬ 
weislich existierten Gruppen von Anarcho- 
syndikalistlnnen in Arad und Cernowitz 
(heute Ukraine). Diese bestanden auch aus 
Angehörigen der deutschen Minderheit Ru¬ 
mäniens und hielten Kontakt zur deutschen 
FAUD. In verschiedenen Orten existierten an¬ 
archistische Gruppen, die zum Teil Zeitungen 
und weitere Informationen herausgaben. Der 
aus lasi stammende Anarchist Eugen Relgis 
(1895-1987) war Mitherausgeber der anar¬ 
chistischen Zeitungen „Cugetul Liber" (Freier 


Gedanke) und „Umanitarrismul" (Huma¬ 
nismus). Die erstarkende faschistische Be¬ 
wegung und die ohnehin repressive, reaktio¬ 
näre Regierung zwangen ihn schließlich zur 
Flucht nach Uruguay. Er gilt als einer der be¬ 
deutendsten Vertreter des gewaltfreien An¬ 
archismus. Einige Jahrzehnte vor ihm finden 
sich Spuren des Anarchisten Zamfir C. Arbu- 
re (1848-1933). Arbure, dessen Pseudonym 
Ralli lautete, war aktives Mitglied der Jura- 
Föderation und mit Bakunin, Kropotkin und 
Malatesta persönlich bekannt. Er veröffent¬ 
lichte zahlreiche Beiträge, gab Zeitungen und 
Bücher heraus, auch in Rumänien. Seine 
Tochter Ecaterina (1873-1937) war ebenfalls 
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eine aktive und bekannte Kämpferin, die sich 
Schwerpunktmäßig für eine verbesserte Ge¬ 
sundheitsfürsorge für die Arbeiterinnen ein¬ 
setzte. Der revolutionäre italienische Anar¬ 
chist Errico Malatesta überlegte nach Aus¬ 
kunft des anarchistischen Historikers Max 
Nettlau gegen 1880, sich in Braila niederzu¬ 
lassen und dort an den Anfängen der organi¬ 
sierten anarchistischen Bewegung Rumä¬ 
niens teilzunehmen. 

Heute gibt es keine anarcho-syndikali¬ 
stische Bewegung, auch keine bekannten An¬ 
sätze dafür im Land. In wenigen Städten wie 
Timisoara, Craiova, Cluj, Bukarest und lasi 
gibt es anarchistische Gruppen, die mit eige¬ 
nen Veröffentlichungen und Demonstratio¬ 
nen an die Öffentlichkeit treten. Dabei sind 
die Übergänge zur Punk-Szene fließend. Vie¬ 
lerorts sind sie polizeilicher Repression aus¬ 
gesetzt. 


Ein Ausblick 

Wie überall ist es der falsche Weg, sich von 
der Masse der Bevölkerung zu isolieren. Der 
revolutionäre oder Anarcho-Syndikalismus 
wird da eine Chance entwickeln können, wo 
er Mißstände konkret angeht und Alternati¬ 
ven aufzeigt. Im sozialen wie auch im selbst- 
versorgerischen Bereich. Trotz einer großen, 
historisch begründeten Abneigung gegen 
kollektives Handeln existieren vielerorts Pro¬ 
duktions- und Konsumkooperativen. Kämp¬ 
ferische Kolleginnen und Branchen aus allen 
Gewerkschaften können für den Syndika¬ 
lismus interessiert werden. Dabei kann der 
Syndikalismus von seiner Vielzahl konkreter 
Erfahrungen zehren und interessant werden. 
Genauso wie durch seine verbindliche inter¬ 
nationale Solidarität. 

Der Feinde sind viele in Rumänien, sie 
sind bestens organisiert und werden auch 
von einer Vielzahl deutscher „Experten" be¬ 
raten. Gegen jeden Streik machen die Medien 
mobil, der Nationalismus wird gepredigt, 
Frauen zu Sexobjekten und auf eine Mutter¬ 
rolle reduziert. 

Der Weg der Befreiung in Rumänien ist 
ein langer und extrem steiniger. Viele Pro¬ 
bleme müssen angegangen werden. Das eige¬ 
ne Leben kann schneller in Gefahr geraten 
als in anderen europäischen Ländern. „Bis 
zur Revolution wird es länger als ein Men¬ 
schenleben dauern", sagte mir heute eine 
Freundin. Und: „Wir werden unser Bestes ge¬ 
ben." 

M.V. 
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Generalstreik in Guinea 

Eine Woche Lang, vom 8. bis zum 
16. Juni, erlebte das 
westafrikanische Guinea 
(Hauptstadt Conakry) einen 
Generalstreik, der von der 
GewerkschaftsaLLianz CNTG-USTG 
und den (v.a. befristet 
angesteLLten) Lehrerinnen und 
ihrer Gewerkschaft SLEG 
getragen wurde. 

Dabei ging es um Fragen 
steigender 

Lebenshaltungskosten (Reis- 
und Benzinpreise), um 
Lohnzahlungen, 
Arbeitsbedingungen, aber auch 
um öffentliche Freiheiten — 
diese Problematik kann man in 
einer franko-afrikanischen und 
neokoLoniaLen Diktatur wie dem 
Regime von Lansana Conte nicht 
ausklammern. Aus diesem Anlass 
schickte die CNT eine 
SoLidaritätsbekundung und 
beteiligte sich an zwei 
Versammlungen vor der 
guineanischen Botschaft in 
Paris. Wenn auch ein Teil der 
Forderungen erfüLLt und der 
Streik ausgesetzt wurde, so sind 
die Wut und der Willen der 
Arbeiterinnen dieses Landes 
noch Lange nicht verflogen: Die 
CNT wird auch beim nächsten 
Streik Unterstützung Leisten, 
damit den bei Demonstrationen 
getöteten Studierenden 
Gerechtigkeit widerfahre, und 
für die Würde der guineanischen 
Arbeiterinnen eintreten. 


G8-Treffen in Russland: 
SKT-Gewerkschafterln- 
nen verhaftet 

Am Morgen des 11. Juli wurde 
bekannt, dass in Jekaterinburg 
(am Osthang des Urals) 
Aktivistinnen der Sibirischen 
Konföderation der Arbeit (SKT) 
aus Omsk verhaftet wurden, die 
sich auf dem Weg nach 
St.Petersburg befanden, um dort 
am Russischen Sozialforum (11.- 
15. Juli) teiLzunehmen. 

Bei der Verhaftung wurde den 
Aktivistinnen der „Besitz 
illegaler Dokumente" unterstellt, 
obwohl sie nur Zeitungen, 
Zeitschriften und ähnliches mit 
sich führten. Am Vormittag des 
darauffolgenden Tages wurden 
sie zwar wieder auf „freien Fuß" 
gesetzt, mussten aber unter 
Druck eine Erklärung 
unterschreiben, dass sie das 
Stadtgebiet Jekaterinburgs 
frühestens am 14. Juli verlassen 
(d.h. zu spät für eine sinnvolle 
Teilnahme am Sozialforum!), 
weil sie am 13. zu einem 
Gespräch mit der Polizei 
und/oder dem 
Inlandsgeheimdienst FSB 
erscheinen müssen. Die FAU-IAA 
und die CNT-F Legte auf Wunsch 
der Kollegin der SKT, deren 
Ehemann und Sohn verhaftet 
wurden, Protest bei den 
Botschaften ein. 
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Iran: Mansoor Ossanlou 
freigelassen 

Mansoor Ossanlou, der 
inhaftierte Vorsitzende der 
Teheraner 

Busfahrergewerkschaft VAHED, 
wurde am 9. August um 15:30 
Uhr Ortszeit aus dem Gefängnis 
entlassen, in dem er 
siebeneinhalb Monate 
festgehalten wurde. Seiner 
Freilassung ging eine 
mehrmonatige Kampagne der 
Gewerkschaft voraus, die von 
internationaler Solidarität 
unterstützt wurde. Grund für die 
Inhaftierung war die Gründung 
einer unabhängigen 
Gewerkschaft in der Islamischen 


SINALTRAINAL-Mitglied 

ermordet 

Am 17. August 2006 um ca. 
23:00 abends wurde Carlos A. 
Montes Bonilla, Mitglied der 
Gewerkschaften SINALTRAINAL 
und SINTRAHOCAR ermordet. 
CARLOS hinterlässt 7 Kinder und 
seine Frau Maria Elvia Älvarez 
Delgado. Carlos Montes arbeitete 
seit 30 Jahre im Club Infantas 
der Beschäftigten des 
staatlichen Erdölunternehmens 
ECOPETROL und nahm an der 
Kampagne gegen das 
transnationale Unternehmen 
Coca Cola sowie an den 
gewerkschaftlichen Aktivitäten 
im Erdölhafen teil. 
Dieser Mord ist Teil der 
Vernichtungspolitik gegen 
Gewerkschaften und soziale 
Bewegungen und Teil der 
permanenten Verfolgung der 
Gewerkschaft SINALTRAINAL, die 
im Rahmen der „Politik der 
demokratischen Sicherheit" 
unter der Regierung Älvaro Uribe 
Velez vorangetrieben wird. 
Wir verurteilen dieses 
Verbrechen und die Politik der 
Regierung, die bereits das Leben 
Tausender Kolumbianerinnen 
und Kolumbianer gefordert 
hat. 

Wir rufen die internationale 
Gemeinschaft auf, Druck auf die 
kolumbianische Regierung 
auszuüben, damit sie dieses 
Blutbad stoppt und das Recht 
auf Leben, gewerkschaftliche 
Organisierung und freie 
Meinungsäußerung respektiert. 
Wir bitten darum, Protestnoten 
zu schicken an: 
Dr. Älvaro Uribe Velez 
Presidente de la Repüblica 
E-mail: 

auribe@presidencia.gov.co 
Fax: 57 1 566 2071 
(Kolumbienkampagne, Text von 
Red. gekürzt) 
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Streikwelle in Bangladesh 

Abwesenheit von Gewerkschaften ist auch kein Fortschritt 


V bm 20. Mai bis zum 6. Juni 2006 kam es zu 
zahlreichen spontanen wilden Streiks in den 
Textilindustriegebieten in und rund um Dhaka. 
Regierung und Chefs reagierten mit massiver 
Repression. Allein in der ersten Woche dieser 
größten Streikwelle seit Jahrzehnten wurden, so 
die offiziellen Zahlen, mindestens drei Arbei¬ 
terinnen erschossen, 3.000 verletzt und etüche 
Tausend ins Gefängnis gesteckt. 


Export produzierenden Zonen (EPZ) 

Der Textil- und Bekleidungssektor macht 70% 
der Exporte aus Bangladesh aus. Ca. 1,8 Millio¬ 
nen Arbeiterinnen (90%) repräsentieren 40% al¬ 
ler Industriearbeitskräfte des Landes. 1994 wur¬ 


rück. 

Am 23. Mai waren sämtliche Industrievor¬ 
städte von Dhaka durch zahlreiche wilde Streiks, 
Demonstrationen, Autobahnblockaden und Ver¬ 
sammlungen der Arbeiterinnen lahm gelegt. 

Auch am 24. Mai blieben die Fabriken ge¬ 
schlossen, obwohl die Regierung mittlerweile 
Spezialeinheiten der Bangladesh Rifles (Grenz¬ 
schutzpolizei) in das Gebiet geschickt hatte. 
Gleichzeitig organisierte die Regierung ein Tref¬ 
fen zwischen dem Arbeitgeberverband (BGMEA) 
und einer aus den bestehenden gelben Gewerk¬ 
schaften zusammengeschusterten „Gewerk¬ 
schaftskoordination". Ein Kommentator be¬ 
merkte: „Während die Erhebung bereits im Gan¬ 
ge war, stellten die Gewerkschaften eine Liste 



de ein Mindestlohn eingeführt. 

Seitdem hat er sich kaum verändert und be¬ 
trägt zur Zeit 900 Taka (10,12 Euro) im Monat; 
selbst dieser wird oft nicht bezahlt. Seit Einfüh¬ 
rung des Mindestlohnes sind zwölf Jahre ver¬ 
gangen, und die Konsumgüterpreise sind mitt¬ 
lerweile um das Dreifache gestiegen. Hunger¬ 
löhne sind nur eine Form der Ausbeutung. 
Schon vor einigen Jahren wurde die gesetzliche 
Wochenarbeitszeit auf 72 Stunden ausgeweitet. 
Tatsächlich muss pro Tag bis zu 16 Stunden, 
teilweise sogar mehr gearbeitet werden, und das 
an sieben Tagen in der Woche ohne öffentliche 
Ferien, ohne Jahresurlaub! 

Hinzu kommt, dass die Bosse „eine unbe¬ 
kümmerte Missachtung der Sicherheit der Ar¬ 
beitsplätze an den Tag legen, wie der Tod von 
4.000 Arbeiterinnen durch Arbeitsunfälle, wie 
Feuer und Gebäudeeinstürze, zeigt". 


Eine kleine Chronologie 

Am 18. Mai forderten Arbeiterinnen der Fabrik 
FS Sweatshirt in Sripur, einer Vorstadt von Dha¬ 
ka, die Erhöhung ihrer Löhne. Im Zuge dessen 
wurden einige Kolleginnen verhaftet. 

Am 20. Mai reagierten ca. 1.000 Arbeiterin¬ 
nen dieser Fabrik mit einem Sitzstreik im Be¬ 
trieb. So unterstrichen sie nicht nur ihre Forde¬ 
rung nach mehr Lohn, sondern auch nach Frei¬ 
lassung ihrer inhaftierten Kolleginnen. Die Lei¬ 
tung reagierte darauf, indem sie die Arbeiterin¬ 
nen einsperrte. Die herbeigerufene Polizei und 
die privaten „Sicherheitskräfte" der Firma gin¬ 
gen mit der ihnen üblichen Brutalität vor. Die so 
Angegriffenen versuchten das Firmengelände 
zu verlassen und sich in der Nähe erneut zu ver¬ 
sammeln. Dieser Versammlung schlossen sich 
anderen Arbeiterinnen und ihre Familien aus 
den benachbarten Slums, wo die meisten Ar- 
beiter/-innen leben, an. Der nun entstehende 
Umzug forderte nicht mehr „nur" eine Lohner¬ 
höhung und die Freilassung der Gefangenen, 
sondern auch ein Ende der staatlichen (und pri¬ 
vaten) Repression. 

Am 22. Mai 2006 erreichte die Bewegung 
Sayar EPZ, eine weitere Industrievorstadt von 
Dhaka. Arbeiterinnen von Universal Garments 
Ltd. forderten die Auszahlung ihrer ausstehen¬ 
den Löhne. Der private „Sicherheitsdienst" der 
Fabrik griff die Versammlung an, aber anstatt 
sich zu einfach zu zerstreuen und nach Hause 
zu gehen, gingen die Arbeiterinnen zu benach¬ 
barten Betrieben und riefen die anderen Arbei¬ 
terinnen zur Unterstützung auf. Diesmal schlu¬ 
gen die Arbeiterinnen gegen Polizei und para¬ 
militärischen Kräfte, die geschickt wurden, um 
„Ruhe und Ordnung" wiederherzustellen, zu¬ 


von Forderungen vor und drohten, ab dem 12. 
Juni in den Streik zu treten, falls diesen Forde¬ 
rungen nicht entsprochen werde." Noch am sel¬ 
ben Abend erklärten der Minister für Arbeit, die 
BGMEA und die Gewerkschaftsrepräsentanten, 
dass man sich mit allen Forderungen der Arbei¬ 
terinnen einverstanden erklärt habe: Erhöhung 
des Mindestlohnes auf 3.000 Taka (33,75 Euro), 
vorschriftsmäßige Einhaltung wöchentlicher 
Auszeiten und Urlaubstage, usw. Nun wäre es 
Zeit, in Ruhe und Ordnung wieder zur Arbeit 
zurückzukehren und die öffentliche Sicherheit 
wiederherzustellen. 

Am 25. Mai sah es so aus, als ob der von der 
BGMEA, den Gewerkschaften und der Regierung 
gewünschte Effekt eintreten würde. Die Lage 
entspannte sich wieder. Allerdings kam es zwi¬ 
schen dem 29. Mai und dem 6. Juni wieder zu 
zahlreichen Demonstrationen, Arbeitsniederle¬ 
gungen und Besetzungen. 

Auslöser war die Ankündigung der BGMEA, 
sich nicht an die Vereinbarungen vom 24. Mai 
halten zu wollen. Schließlich gelang es der Re¬ 
gierung und der BGMEA mit Hilfe des massiven 
Einsatzes von Polizei, Spezialeinheiten, parami¬ 
litärischen Gruppen und privaten „Sicherheits¬ 
kräften", die Streikwelle zu brechen. 


Blick nach vorne 

Die Streikwelle der Textilarbeiterinnen zusam¬ 
men mit all den anderen Aktionsformen, welche 
die Arbeiterinnen und ihre Familien anwand¬ 
ten, wurde zu einer der größten und militante¬ 
sten Kämpfe, die Bangladesh erlebt hat. Die be¬ 
stehenden Gewerkschaften haben (noch) keine 
Basis in der Textilarbeiterschaft. Dies könnte 
sich in Zukunft ändern. Die Chefs selbst haben 
wohl eingesehen, dass die Abwesenheit von Ge¬ 
werkschaften für sie ein Problem sein kann. Un¬ 
ter anderem drückt sich dies in Kommentaren 
aus, dass die Streikwelle nicht in dieser Weise 
explodiert wäre, wenn es Gewerkschaften gege¬ 
ben hätte. Damit blasen die Chefs in das selbe 
Horn wie die bestehenden Gewerkschaften. Aus 
deren Kreisen hört man u.a.: „Wenn es Gewerk¬ 
schaften in den Fabriken gegeben hätte, hätte 
die Situation nicht solch eine gewaltsame Wen¬ 
dung genommen." oder: „Die Abwesenheit von 
Gewerkschaften ist weitaus gefährlicher als die 
Präsenz aktiver Gewerkschaften." 

Die bloße Abwesenheit von Gewerkschaf¬ 
ten ist allerdings auch kein Fortschritt. Ein ech¬ 
ter Fortschritt wäre aber die Entwicklung eige¬ 
ner, beständiger Formen der Selbstorganisation, 
nicht nur in Bangladesh. 

Rudolf Mühland 
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Nrchrichten von der Klrssenfront 


Mercadona — der Kampf geht weiter! 

Über 130 Tage befinden sich die Beschäftigten der spanischen Einzelhandelskette Mercado¬ 
na im Streik. Nun hat der Arbeitskampf einen neuen vorläufigen Höhepunkt erreicht. 

Am 3. August ließen sich drei Aktivistinnen vor einem Supermarkt in der Innenstadt von Bar¬ 
celona für elf Stunden an drei Meter hohen Kreuzen aufhängen. Die Kreuze tragen Inschrif¬ 
ten wie „Fester Vertrag" oder „Niedrige Preise". 

Die CNT-Mitglieder, vornehmlich aus Lateinamerika, wollen durch diese Aktion auf ihre mi¬ 
serablen Arbeitsbedingungen und die Ausbeutung durch den Mercadona-Konzern hinweisen. 
Die Arbeiterinnen wurden, durch Vermittlung des Außenministeriums, vorwiegend im spa¬ 
nischsprachigen Amerika angeworben und nach Spanien geholt. Bei Mercadona litten sie un¬ 
ter massiven Schikanen, mangelhaften Sicherheitsmaßnahmen und arbeiteten ohne Pausen 
unter zum Teil haarsträubenden hygienischen Bedingungen. Von den im Betrieb vertretenen 
Gewerkschaften enttäuscht, organisierten sie sich in der CNT-AIT und machten ihre Rechte 
geltend. Als daraufhin drei von ihnen entlassen wurden, traten sie am 23. März in einen un¬ 
befristeten Streik. Ihr Kampf wird begleitet durch zahlreiche Kundgebungen, Demonstratio¬ 
nen und phantasievolle Aktionen. 

FORA Argentinien: Escrache in der Werkstatt Wlosko (Schuhfabrik) gegen 
die Entlassung eines Arbeiters, der seine Rechte eingefordert und die Or¬ 
ganisation gefördert hat. 

Am 11. Juli wurde ein Schuhmacher-Arbeiter der Werkstatt Wlosko (San Antonio de Padua, 
Merlo) entlassen, nachdem er die Einordnung in die richtige Kategorie nach Dienstalter, die 
korrekte Abrechnung des Weihnachtsgeldes und die Bezahlung der Überstunden gefordert 
hatte. Die Arbeitsbedingungen ruinieren die Gesundheit der Arbeiterinnen, nicht nur durch 
den ausgedehnten Arbeitstag (11-14 Stunden bei 80 Cent bis 3,90 Peso pro Stunde), sondern 
auch, weil sie stehend oder auf Holzbänken sitzend arbeiten, die einzige Pause — für das Mit¬ 
tagessen — höchstens 30 Minuten dauert und die physiologischen Notwendigkeiten während 
des Tages zurückgehalten werden müssen, da der Gang zu den unhygienischen Toiletten 
übermäßig kontrolliert wird. 

Die Sociedad de Resistencia de Oficios Varios de Morön — FORA (freie Organisation der Ar¬ 
beiterinnen) wird nicht zulassen, daß dieser Tatsache nichts folgt. Sie liefert durch Escrache 
eine beispielhafte Aktion und ein Lehrstück, so dass Alberto Wlosko mit dieser so teuren Tat¬ 
sache nicht so billig wegkommt. 

Die, die mit ihrer Arbeit den gesellschaftlichen Reichtum schaffen, den andere genießen, 
treibt nicht der Geist der Rache, sondern der Gerechtigkeit und Würde. 

Gegen den Mißbrauch und die Ausbeutung durch die Chefs: Solidarität, Kampf und Organi¬ 
sation! 

Mehr Infos: oficiosvariosmoron@fora-ait.com. ar 

Chile: Weltgrößte Kupfermine wegen Streiks geschlossen 

Wegen eines Streiks hat die weltgrößte Kupfermine in Chile ihre Produktion eingestellt. Die 
2052 Arbeiter fordern Gehaltserhöhungen von 13 Prozent und eine Einmalzahlung von 30.000 
Dollar (rund 23.300 Euro). Der Eigentümer der Mine, das britisch-kanadische Konsortium BHP 
Billiton, hatte den Arbeitern eine Gehaltserhöhung von drei Prozent und eine Einmalzahlung 
von 17.000 Dollar angeboten, was diese aber ausschlugen. Sie stellten die Maschinen ab und 
erschienen nicht mehr zur Arbeit, außerdem blockierten sie alle Zugangsstraßen zu der 
Escondida-Mine, um Streikbrecher von der Arbeit abzuhalten. BHP kündigte rechtliche Schrit¬ 
te gegen die an der Blockade beteiligten Arbeiter an. Die Mine in der Atacama-Wüste liefert 
acht Prozent der weltweiten Kupfer-Produktion, die bei 1,3 Millionen Tonnen jährlich liegt. 
Ihr Anteil an der chilenischen Kupferförderung liegt bei fast 25 Prozent. Zu den Hauptab¬ 
nehmern des Kupfers aus der Escondida-Mine gehört auch Deutschland. Das Metall wird viel¬ 
fach in der Automobil- und Elektroindustrie verwendet. Zahlreiche Tarifverträge werden im 
zweiten Halbjahr in der Kupferindustrie auslaufen und müssen vor dem Hintergrund hoher 
Gewinne der Minenkonzerne neu verhandelt werden. Im September beginnen die Tarifver¬ 
handlungen in der kanadischen Kupfererzmine Highland Valley Copper, gefolgt von mehre¬ 
ren Kupferminen der Codelco in Chile im Spätjahr. Grupo Mexico, die Muttergesellschaft der 
US-amerikanischen Kupfermine Asarco, erlebte bereits im Juli einen großen Streik. 

USA: Wobblies gegen Starbucks 

Daniel Gross wurde nach inzwischen mehr als drei Jahren gewerkschaftlicher Aktivität in der 
Firma entlassen. Die von vielen Augenzeugen bestätigte Solidaritätsbekundung mit einem an¬ 
deren IWW-Barista wurde von Starbucks zur „Bedrohung" umgedeutet und als Grund zum 
Rausschmiss genutzt. Um diese gesetzwidrige Entlassung weiter zu decken, bescheinigt Star¬ 
bucks Daniel schlechte Leistung, wie z.B. „Nichtkommunikation von die Geschäftsmoral be¬ 
treffendem an den Filialleiter". Dazu gehören, wie vom Manager bestätigt wurde, auch Be¬ 
schwerden über Löhne und Arbeitsbedingungen. Das bedeutet die Forderung nach gegensei¬ 
tiger Überwachung der Kolleginnen untereinander. Mit der Entlassung der IWW-Mitglieder Da¬ 
niel Gross, Evan Winterscheidt, Joe Agins Jr. und Charles Fostrom innerhalb nicht einmal ei¬ 
nes Jahres hat Starbucks endgültig seine immense Feindseligkeit gegenüber dem Recht der 
Arbeiterinnen demonstriert, sich gewerkschaftlich zu organisieren. 

Einige Aktionsvorschläge der IWW-Starbucks-Union: 

1. Verurteilt das Verhalten von Starbucks öffentlich! 

2. Bringt Euer sauer verdientes Geld nicht zu Starbucks, bis das Recht auf gewerkschaftliche 
Organisierung respektiert wird und Gross und die anderen IWW-Baristas wieder eingestellt 
werden. Nehmt Teil an der E-Mail-Kampagne und ermutigt andere, ebenfalls teilzunehmen. 

3. Unternehmt Flugblatt- und Protestaktionen vor Starbucks-Filialen, falls das in eurer lo¬ 
kalen Umgebung möglich ist. 

Informiert die IWW-Starbucks-Union: starbucksunion@yahoo.com 

Ungarn: 5.000 gegen „New Balance" 

„New Balance" heißt das Programm, mit dem Ungarns Regierung die Forderung der EU-Zen- 
tralbank nach Stabilisierung des Haushalts erfüllen will. Wer die Zeche zahlen soll: Steuerer¬ 
höhung auf Lebensmittel und Grundversorgungsgüter, Privatisierung des Gesundheitswesens 
und der Sozialversicherung — die Maßnahmen sagen alles. Deswegen kam es am 8. Juli zur 
ersten größeren Gewerkschaftsdemonstration in Budapest seit vielen Jahren, die von eini¬ 
gen sozialen Organisationen unterstützt wurde. 

Mehr: www.indymedia.hu/cikk.shtml?x=30883 
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Rationalisierung 

Die Automatisierung des Menschen 


D ie Empörung über das .^unsoziale" Geba¬ 
ren großer Banken und Versicherungen 
hatte sich kaum gelegt, da kommt Anfang 
August eine Studie nach und bescheinigt der 
gescholtenen Finanzbranche, dass sie sich 
in „guter Gesellschaft" befindet. Der Unter¬ 
nehmensberatung AT Kearney zufolge sollen 
in der Bundesrepublik in den nächsten fünf 
bis zehn Jahren ca. 120.000 von 150.000 Ar¬ 
beitsplätzen in den Verwaltungen von 150 
„Spitzenunternehmen" gestrichen werden. 
Auf Grundlage der modernen Kommunika¬ 
tionstechnologien werde die „Industrialisie¬ 
rung der Verwaltung" vor allem in der Auto- 
und Versorgungsunternehmen, aber auch in 
der Pharma-, Chemie-, Stahl- sowie Tele¬ 
kombranche Einzug halten. Die (laut Pro¬ 
gnose) betroffenen Lohnabhängigen in den 
befragten Unternehmen dürften schockiert 
sein angesichts dieser apokalyptischen Aus¬ 
sichten. Aber auch unmittelbar Unbeteiligte 
dürften sich fragen, wo das alles noch hin¬ 
führen soll ... wer hier noch auf „Vollbe¬ 
schäftigung" zielt, kann sich eigentlich nur 
noch der Lächerlichkeit preisgeben. Die The¬ 
sen vom „Ende der (Lohn-)Arbeit", wie sie in 
den 1990ern mit Blick auf die „digitale Re¬ 
volution" formuliert wurden, scheinen sich 
zu bestätigen - Freude kommt da aber keine 
auf. Widerstand auch nicht. Eher schon Ver¬ 
zweiflung und Resignation, wie sie sich in ei¬ 
nem Kommentar der taz (11. Juli) verdich¬ 
ten: „Die Rationalisierungsmöglichkeiten 
sind noch längst nicht ausgeschöpft ... Die 
Arbeitnehmer sind erpressbar — und das wis¬ 
sen sie." 

Mit Fatalismus jedoch ist kein Blumen¬ 
topf zu gewinnen! Um die Interessen und 
Rechte der Arbeiterinnen heute zu verteidi¬ 
gen, muss die weitverbreitete Grundthese in 
Frage gestellt werden, dass Rationalisierung 
ein ebenso übermächtiger wie rein negativer 
Prozess sei. In der gewerkschaftlichen Praxis 
muss jedes Rationalisierungsprojekt in seiner 
Spezifik untersucht werden, um konkrete 
Ansätze für Widerstand ausfindig zu machen. 

„Rationalisierung" heißt zunächst nichts 
anderes, als dass ein gleicher Effekt mit we¬ 
niger Mitteln oder ein größerer Effekt mit 
gleichen oder weniger Mitteln erzielt werden 
soll. Dieser Ansatz, die notwendige Veraus¬ 
gabung menschlicher Arbeitskraft zu redu¬ 
zieren, ist an sich begrüßenswert, ja er ist 
ein wesentliches Kennzeichen moderner Ge¬ 
sellschaften — und somit auch der Arbeiter¬ 
innenbewegung. Bis heute aber dient Ratio¬ 
nalisierung so wenig der Arbeitserleichte¬ 
rung, wie die Produktion der Bedürfnisbe¬ 
friedigung dient. Die klassischen Grundfor¬ 
men der Rationalisierung, eng verbunden 
mit den Namen Taylor und Ford, sind uns al¬ 
len bekannt, da wir tagtäglich damit kon¬ 
frontiert sind. Zu nennen wären Standardi¬ 
sierung und Normierung von Produkten und 
Arbeitsabläufen, Weiterentwicklung der Ma¬ 
schinerie und „Ersetzen" menschlicher Ar¬ 
beitskräfte sowie die Vernetzung des Kapi¬ 
tals. 

Die Unternehmen reagieren damit auf 
den Konkurrenzdruck des Marktes, indem sie 
versuchen, die Produktivität zu steigern bzw. 
die Produktionskosten zu senken - so ist es 
in unzähligen Stellungnahmen von Unter¬ 
nehmen, Reformgewerkschaften und Par¬ 
teien nachzulesen. Hierbei handelt es sich 


jedoch nur um eine Lesart des Ganzen, die 
man gemeinhin als Standortlogik bezeich¬ 
nen kann. Was bei solchen Überlegungen in 
der Öffentlichkeit kaum bis keinerlei Beach¬ 
tung findet, das ist der Zusammenhang zwi¬ 
schen einer fortwährend vorangetriebenen 
Umstrukturierung und den Menschen im 
Produktionsprozess, den Arbeiterinnen. In 
der bürgerlichen Gesellschaft werden diese 
Menschen ja verdinglicht, ihre Arbeitskraft 
wird auf dem Arbeitsmarkt eingekauft, so 
„wie jede andere Ware" auch eingekauft wird. 
Auf dieser idealtypischen Vorstellung grün¬ 
det der einzelne Unternehmer sein Wei¬ 
sungsrecht, das in jedem Arbeitsvertrag 
nachzulesen steht. Also grübelt der Unter¬ 
nehmer, wie er „seine Siebensachen", wie er 


Maschinen, Rohstoffe, Produkte, Lagerhal¬ 
tung und Menschen möglichst kostengün¬ 
stig und ohne Verschwendung einsetzen 
kann. 

Hier lassen sich zwei Ansätze unter¬ 
scheiden: Technische Rationalisierung, etwa 
in Gestalt kleinerer oder größerer Erfindun¬ 
gen; und organisatorisch-administrative Ra¬ 
tionalisierung, z.B. Arbeitszerlegung in Teil¬ 
prozesse oder auch Verlängerung der Ar¬ 
beitszeit. Anlässlich solcher Projekte zeigt 
sich in der betrieblichen Wirklichkeit jedoch 
regelmäßig, dass die Arbeitskraft keine Ware 
ist, über die der Käufer frei verfügen könnte 
(Stichwort Flexibilität) - weil die Arbeits¬ 
kraft untrennbar ist von den Menschen, „die 
sich beschweren und widersetzen, wenn sie 
zu lange, zu hart oder zu schnell arbeiten 
sollen." (Silver) Es findet in allen Unterneh¬ 
men eine fortwährende Auseinandersetzung 
um die Realisierung bzw. die Einschränkung 
des Warencharakters der Arbeit statt. Dem¬ 
entsprechend verwundert es kaum, dass der 
Kampf gegen „Bummelei" und „Leistungszu¬ 
rückhaltung" zum konkreten Ausgangspunkt 
für grundlegende Überlegungen zur Effekti¬ 
vierung der betrieblichen Organisation wur¬ 
de. Ähnlich wie Marx für die Arbeiterklasse, 
so versuchte der Ingenieur F.W. Taylor für 
das Kapital, den Arbeitsprozess zu durch¬ 
leuchten — und schlug 1911 mit dem „Scien¬ 
tific Managemenet" schließlich eine radika¬ 
le Neuorganisation der Produktionsabläufe 
vor. Immerhin waren Anfang des 20. Jahr¬ 
hunderts viele Tätigkeiten auch in der Indu¬ 


strie noch handwerklich geprägt; die Quali¬ 
fikation des Facharbeiters war ein wesent¬ 
licher Faktor, der die Lohnabhängigen nicht 
nur auf ökonomischer Ebene stärkte - aus 
der Qualifikation erwuchs, freilich auf indi¬ 
vidueller Basis, auch ein Gutteil des kollek¬ 
tiven Selbstbewusstseins der „arbeitenden 
Klassen". 

Taylors Ansatz war nun, dem Manage¬ 
ment einen Weg in diesen undurchsichtigen 
Dschungel der Arbeit zu ebnen. Seiner Auf¬ 
fassung nach musste die Unternehmenslei¬ 
tung den laufenden Produktionsprozess 
(mittels wissenschaftlicher Analyse) zu¬ 
nächst durchdringen. Dabei ging es um die 
Aneignung des Produktionswissens der Ar¬ 
beiterinnen. Um die Ausbeutung optimal zu 


gestalten, musste die Unternehmensleitung 
Arbeitsabläufe und die Arbeiterinnen gänz¬ 
lich kontrollieren — das ist vielleicht die ba¬ 
nalste aller Allmachtsphantasien des Kapi¬ 
tals. 

Kennzeichnend für den Taylorismus ist 
die systematische und räumliche Trennung 
von Kopf- und Handarbeit, die Auslagerung 
der Arbeitsschritte Planung und Analyse aus 
dem Produktionsprozess, die Zergliederung 
des Arbeitsprozesses selbst in kalkulierbare 
Segmente und das gegebene Arbeitstempo — 
nach tayloristischem Prinzip soll der Arbeiter 
den präzisen Vorgaben des Managements 
quasi blind folgen. Den Arbeiterinnen kommt 
nur noch die stumpfe physisch-mechanische 
Durchführung der Produktion zu. Dieses Or¬ 
ganisationsmodell ersetzte die subjektive 
Autorität des Meisters durch Strukturvorga¬ 
ben. Die nunmehr objektive Kontrollinstanz 
ist der störungsfreie Produktionsablauf. Mit 
Verweis auf die wissenschaftliche - aber 
durchaus interessegeleitete! - Fundierung 
der Arbeitsabläufe, auf die Sachzwänge von 
Arbeitsteilung und Spezialisierung wird dem 
Menschen am Arbeitsplatz nur noch die Rol¬ 
le eines Ignoranten zugestanden, der nicht 
wissen müsse und könne, was er bzw. sie tag¬ 
täglich tut. Aber mehr noch: Basierend auf 
einem menschenverachtend mechanisti¬ 
schen Weltbild — „Arbeiter gehorchen ähn¬ 
lichen Gesetzen wie Teile einer Maschine", 
so Taylor — zielten die Rationalisierer von 
Anfang an darauf ab, „die Maschine aus 
Fleisch und Blut auf den Rhythmus der Ma- 
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Lesereise in Planung. 
Weitere Infos anfordern! 


Gerhard Hanloser 

Kritik des Kapitals 

Texte und Polemihen 


Einstiegin aktuelle Theoriediskus¬ 
sionen. Der Autor setzt sich u. a. 
kritisch mit der „Krisis-Gruppe“, 
dem Rätekommunismus, mit Pos- 
tone, Holloway, Anti-Deutschtum, 
der russischen Revolution u.a. 
auseinander. Auch und gerade für 
Leute, die sich in der Vielfalt der 
bundesdeutschen linken theoreti¬ 
schen Einfalt orientieren wollen 
eine prima Lektüre. Mit ausführ¬ 
lichem Anhang und Begriffserklä¬ 
rungen. 

Broschüre, 80 Seiten, € 3,00 


. Schafraneh H./Wögerbauer W. 

«Nosotros, agentes 
provocadores» 

Anmerhungen zur Geschichte der 
„Amigos de Durruti" 

Die „Amigos de Durruti“ machten 
in ihrer konsequenten radikalen 
Politik und Kritik auch nicht vor 
der informellen Pührungsriege 
der CNT und deren „anarchisti¬ 
schen Ministern und Ministerin¬ 
nen“ halt, denen sie vorwarf, für 
die antifaschistische Volksfront 
die soziale Revolution zu opfern. 
Heft 3 unserer Reihe Archiv. 

Broschüre, 32 Seiten, € 2,00 
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FAU Moers (Hg.) 

Die spanische Revolution 

Ein einführender Text 


Spanien 1936. In den Augen von 
Anarcho-Syndikalistinnen und 
Libertären Kommunistinnen das 
bislang größte eingeleitete Projekt 
sozialer Emanzipation. Diese Bro¬ 
schüre leistet als Einführungs¬ 
text einen groben Überblick zur 
Geschichte und zum Verständnis 
dieses Experimentes. Ein Glossar 
und eine Literaturliste zum Wei¬ 
terlesen ergänzen die Broschüre. 


Broschüre, 40 Seiten, € 2,00 



SyndiKal - TaschenNalender 
für das Ende der Lohnarbeit 

SyndiKal soll eine tägliche Hilfestel¬ 
lung für alle sein, die sich im Betrieb 
und im Stadtteil gegen den sozialen 
Angriff und die tödliche Normalität 
des Kapitals und seines politischen 
Systems zur Wehr setzen. SyndiKal 
wird neben Hintergründigem zu 
jedem Monat des Jahres u.a. einen 
Infoteil mit Tipps, wie man gegen 
Bosse und Behörden die Nerven 
behält enthalten, sowie nützliche 
Adressen von Gruppen und Medien 
aus Deutschland, Österreich und der 
Schweiz. 


ca. 200 Seiten, ca. € 6,50 
erscheint September 2006 

Jetzt vorbestellen und Subshriptions-Überraschung sichern! 


schine aus Stahl und Eisen einzustellen" 
(Rocker). Die Unterwerfung ist und soll tag¬ 
täglich hautnah zu spüren sein, das schüch¬ 
tert ein und garantiert eine reibungslose Pro¬ 
duktion. Die 1913 in den Ford-Autowerken 
eingeführte Fließbandmontage war die tech¬ 
nische Umsetzung des neuen organisatori¬ 
schen Konzepts der „wissenschaftlichen Be¬ 
triebsführung". Sie zementierte in der Ma¬ 
schinerie die Trennung von Hand- und Kopf¬ 
arbeit und läutete die Ära der Massenpro¬ 
duktion und des Massenkonsums ein. Die zu¬ 
nehmende Umsetzung tayloristischer Orga¬ 
nisationsprinzipien schwächte die Markt¬ 
macht der einzelnen Arbeiterinnen, da das 
Kapital tendenziell weniger auf persönliche 
Qualifikationen angewiesen ist, erfordern 
die aufs Mindeste reduzierten Handgriffe 
doch selten mehr als ein paar Tage Anlern¬ 
zeit. Dieser Strategiewechsel in der Organi¬ 
sation des Produktionsprozesses öffnete den 
Arbeitsmarkt für ungelernte und unorgani¬ 
sierte Arbeitskräfte — dieser Druck auf die 
Organisationsmacht der Arbeiterinnen er¬ 
höhte sich im Zuge massiven Stellenabbaus 
noch, in der Weimarer Republik seit Mitte der 
20er Jahre. 

Hier sind wir an dem Punkt angelangt, 
der auch die heutige Diskussion um Ratio¬ 
nalisierung prägt, wo „Rationalisierung" 
häufig nur ein anderes Wort für „Entlassun¬ 
gen" ist. In diesem Zusammenhang ist auch 
immer wieder die Rede davon, dass Arbeiter¬ 
innen durch Maschinen ersetzt werden. 
Durch diesen Druck der technischen Innova¬ 
tion würden die Lohnabhängigen in zuneh¬ 
mendem Maße in die Defensive gedrängt. Die 
verringerte Zahl der Beschäftigten — in den 
letzten 50 Jahren in der BRD um 20 Prozent 
— untergrabe nicht nur die Macht der Ge¬ 
werkschaften, sondern die Unternehmer 
würden sich aus ihrer Abhängigkeit von den 
Arbeiterinnen befreien. 

Nun ist nicht zu bestreiten, dass die Be¬ 
legschaften in den Schlüsselindustrien ver¬ 
ringert wurden. Die Zerlegung der Arbeits¬ 
schritte ermöglicht aber lediglich eine in¬ 
tensivere Arbeitsverausgabung — die Zahl 
der Arbeitskräfte mag reduziert werden, aber 
die Arbeitskraft an sich verliert nicht an Be¬ 
deutung, sondern gewinnt mit jeder Produk¬ 
tivitätssteigerung. Die Produktionsmacht der 
Beschäftigten wächst, denn die Fließferti¬ 
gung ist in vielen Fällen so störanfällig wie 
die Reihenschaltung einer Lichterkette — 
das trifft genauso auf die neueren Formen 
der Unternehmensstruktur zu, die sich u.a. 
durch Just-in-Time-Produktion und Ausla¬ 
gerung indirekter Produktionszweige aus¬ 
zeichnet (vgl. L. Unruh). Die Auslagerung 
von Arbeitsschritten an „unabhängige" Zu¬ 
lieferbetriebe, Subunternehmen und Toch¬ 
tergesellschaften ist nur eine oberflächliche 
Aufspaltung — es ist die Aufgabe einer Ge¬ 
werkschaftsbewegung, die diesen Namen 
verdient, diesen wirklichen Zusammenhang 
scheinbar atomisierter Standorte und ent¬ 
machteter, weil austauschbarer Arbeiterin¬ 
nen in Kämpfen sichtbar zu machen. Dem 
Problem der strukturellen Erwerbslosigkeit 
einerseits und des stetig steigenden Arbeits¬ 
stresses andererseits müssen wir auf wirt¬ 
schaftlichem Gebiet die Stirn bieten, wenn 
wir nicht ewig unterworfen sein wollen. Kon¬ 
sequent und vernünftig, ja sogar gesund¬ 
heitsfördernd ist angesichts der Produktivi¬ 
tätssteigerung im 20. und 21. Jahrhundert 
nur eines: „Arbeiten wir alle — weniger und 
anders!" 

Andre Eisenstein 
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Die nebenstehenden 
Überlegungen stützen sich auf 
ein theoretische Konzept über 
die Quellen von Arbeitermacht. 
Formuliert wurde es Anfang der 
1980er von ErikWright, hier 
zitiert nach Beverly Silver, S. 

30f. Demnach ergänzen sich 
Organisationsmacht und 
strukturelle Macht im Kampf um 
die Verbesserung der Lage der 
Arbeiterklasse. Da die 
Vereinigung der Individuen zu 
aktiven Kollektiven derzeit ja 
nicht allzu hoch im Kurs steht, 
kommt der strukturellen Macht 
heute viel mehr Bedeutung zu. 
Das ist „die Macht, die Arbeitern 
,einfach aus ihrer Stellung (...) 
im ökonomischen System' 
erwächst" und die sich wiederum 
unterscheiden lässt in Markt- 
und Produktionsmacht. Letztere 
entspringt „der strategischen 
Stellung einer bestimmten 
Arbeitergruppe innerhalb eines 
industriellen Schlüsselsektors". 
Die Marktmacht der 
Arbeiterinnen hingegen hat viel 
mehr mit Gesellschaft zu tun 
und drückt sich z.B. in seltenen 
Qualifikationen, in geringer 
Arbeitslosigkeit oder auch in der 
Fähigkeit aus, sich vom 
Arbeitsmarkt zurückzuziehen. 
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Österreich: Keine neuen 
Arbeitsplätze durch 
Kombi lohn 

Mit dem Kombilohn wollte die 
Regierung Anreize für 
Langzeitarbeitslose schaffen, 
einen gering bezahlten Job 
anzunehmen. Die 
Industriellenvereinigung hatte 
das Modell begrüßt und einen 
Vorteil für gering qualifizierte 
Arbeitnehmer gesehen. Die 
Gewerkschaften hatten vor 
Lohndumping gewarnt und den 
Kombilohn als völlig 
untaugliches Modell kritisiert. 
Bei der Einführung hatte die 
Wiener Regierung das Projekt als 
„Experiment" bezeichnet und für 
ein Jahr befristet. Als 
Zielvorgabe wurde die Schaffung 
von 3000 bis 5000 zusätzlichen 
Jobs genannt. Österreichs 
Arbeitsminister Martin 
Bartenstein hatte die Initiative 
als Vorbild für Deutschland 
bezeichnet, hier soll im Flerbst 
über die Einführung eines 
Kombilohns — bestehend aus 
einem Arbeitgeberanteil und 
einem staatlichen Zuschuss — 
entschieden werden. 

Mittlerweile räumte ein Sprecher 
des Ministers ein: „Es ist richtig, 
dass es nicht so läuft wie 
angenommen." Gerade einmal 
180 Beschäftigte nahmen das 
Angebot im ersten halben Jahr 
wahr. 
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Neues von Most 

Zum 100. Todestag von Johann 
Most veröffentlicht der Unrast 
Verlag in seiner Reihe ,,Klassiker 
der Sozialrevolte" eine 
zweibändige Ausgabe seiner 
Schriften. Jeder Band ist 
sozusagen einem ,,Werkkomplex" 
gewidmet. ,,Die freie 
Gesellschaft" umfasst die Texte 
aus der zwischen 1887 und 1891 
als Broschürenserie 
erschienenen Internationalen 
Bibliothek Mosts, d.h. seine 
bekanntesten, noch heute in 
zahlreichen Ausgaben 
zirkulierenden Texte (Die 
Gottespest, Die Eigentumsbestie, 
Der Stimmkasten usw.), ergänzt 
um einige Schlüsseltexte zum 
kommunistischen Anarchismus. 
„Anarchismus in einer 
Nußschale" enthält eine 
Sammlung der in der 
gleichnamigen Rubrikseiner 
Zeitschrift „Freiheit" zwischen 
1899 und 1905 erschienenen 
Kurztexte, die versuchen, 
komplexe Themen der 
politischen Theorie in leicht 
verständlicher Form 
aufzubereiten. 
Johann Most, Die freie 
Gesellschaft. Die Internationale 
Bibliothek und Texte aus der 
Freiheit zum Kommunistischen 
Anarchismus. Herausgegeben 
von Heiner Becker (Klassiker der 
Sozialrevolte Bd. 13), Unrast, 
Münster 2006, ISBN 3-89771- 
911-8, 264 Seiten, 14 Euro. 
Johann Most, Anarchismus in 
einer Nußschale (Klassiker der 
Sozialrevolte Bd. 14), Unrast, 
Münster 2006, ISBN 3-89771- 
912-6, ca. 248 Seiten, ca. 14 
Euro. Erscheint voraussichtlich 
September 2006. 
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Erinnerungen eines Unbesiegten 

Gespräch mit dem libertären Schriftsteller Michel Ragon 


Michel Ragon ist nicht nur einer der 
bekanntesten libertären Schriftsteller der 
Gegenwart sondern auch der letzte 
bedeutende Vertreter der „proletarischen 
Literatur", einer um 1930 von Henri 
Poulaille begründeten literarischen 
Strömung. Obwohl Ragon deren 
Beschränkung auf die authentische 
Wiedergabe proletarischer 
Lebenswirklichkeit niemals teilte, hat er 
sich stets zu dieser Tradition bekannt 
und sich mit seiner gerade in dritter 
Neuauflage erschienenen „Geschichte 
der proletarischen Literatur in 
Frankreich" zu ihrem Historiker gemacht 

- Das ist dein Büro hier? 

Ja, mein Reich, der Traum eines ganzen 
Lebens, der eines Tages in Erfüllung gegan¬ 
gen ist. Hier habe ich meine Ruhe, schaue 
auf Paris herunter, bin von meinen Büchern 
umgeben. 

- Wie arbeitest du? 

Am liebsten morgens. Am Nachmittag be¬ 
antworte ich Post, treffe Leute, mache ein 
Nickerchen... 

- Du fängst in aller Frühe an? 

Nicht mehr. Ich habe schließlich die Al¬ 
tersgrenze für den Ruhestand schon lange 
überschritten! Aber früher habe ich in der Tat 
ganz früh am Morgen angefangen, weil ich 
tagsüber noch woanders arbeiten musste. 
Hier verbringe ich den ganzen Morgen. 

- Ich sehe keinen Computer... 

Kein Computer, stattdessen eine alte 
Schreibmaschine. Und selbst damit umzuge¬ 
hen, hatte ich anfangs meine Schwierigkei¬ 
ten. Ich schreibe auch gerne mit der Hand. So 
fange ich häufig an. 

- Woran arbeitest du gerade? 

Es gibt zwei Richtungen in meinem lite¬ 
rarischen Werk: die Bauernromane und die 
politischen Bücher. Das nächste wird ein po¬ 
litisches Buch. 

- Wieder bei Albin Michel? 

Ja. Kennst du dich ein wenig aus mit mei¬ 
nen Büchern? 

- Von den etwa fünfzig habe ich ein 
knappes Dutzend gelesen, besonders „Die 
roten Tücher von Cholet" und „Das Ge¬ 
dächtnis der Besiegten". Die Sachen über 
Architektur hingegen gehen völlig an mir 
vorbei. „Das Gedächtnis der Besiegten" 
nimmt natürlich einen Sonderplatz ein, weil 
es ein Buch ist, das ich sehr gerne gelesen 
habe, weil wir es auf unseren Büchertischen 
verkaufen und den Jungen empfehlen, die 
zur anarchistischen Bewegung stoßen. 

Ja, das wundert mich nicht. Wenn die 
Leute zu „Publico" kommen [Buchhandlung 
der Anarchistischen Föderation] und fragen, 
was die libertäre Bewegung ist, sagen sie 
dort: „Lies erstmal das!" Es ist immer noch ein 
erfolgreiches Buch, als Taschenbuch wieder¬ 
aufgelegt, das eine Leserschaft hat und Leu¬ 
te aus den unterschiedlichsten Milieus er¬ 
reicht, mitunter auch solche, die uns sehr 
fern stehen. 

- Warum ist das Buch um 1990 entstan¬ 
den? Um zu verhindern, dass eine Erinne¬ 
rung verloren geht? 

Ich habe mir gesagt, dass ich Träger einer 
Erinnerung bin, da ich alle bekannten Anar¬ 
chisten kennen gelernt habe, in meiner Ju- 


Ragon auf Deutsch 

Die Rezeption Ragons in Deutschland hat 
einen eigentümlichen Verlauf genommen. 
Während bis Anfang der 1970er Jahre ein 
ansehnlicher Querschnitt durch sein bis 
dahin veröffentlichtes Werk übersetzt 
wurde — Romane, Schriften zur Kunst, 
Architektur und Stadtplanung —, brach 
danach das Interesse ein, nur sein Best¬ 
seller „Die roten Tücher von Cholet' er¬ 
schien noch auf Deutsch und — jüngst — 
sein literarisches Hauptwerk „Das Ge¬ 
dächtnis der Besiegten". 

Das Abenteuer der abstrakten Kunst, Darm¬ 
stadt 1957 


gend und auch später. Ich war eng mit Mau¬ 
rice Joyeux befreundet, kannte aber auch Le- 
val, Louvet und sogar Armand. Ich hatte en¬ 
gen Kontakt zu Lecoin, wir haben zusammen 
für das Recht auf Kriegsdienstverweigerung 
gekämpft. Da alle diese Leute tot sind, habe 
ich mich entschlossen, von ihnen zu erzählen 
und dafür die Romanform gewählt, was mir 
von manchen Historikern übel genommen 
wurde, aber mein Ziel war, ein großes Publi¬ 
kum zu erreichen. Ich wollte einen Roman in 
der Tradition der großen volkstümlichen Ro¬ 


mane des 19. Jahrhunderts schreiben und 
eben auf diese Weise Personen und Ideen ein¬ 
binden. 

- Sprechen wir über Fred Barthelemy, 
den Helden von „Das Gedächtnis der Be¬ 
siegten". Sein Leben erscheint unglaublich, 
so vollgepackt, wie es ist, von den anarchi¬ 
stischen Expropriateuren zu Anfang des 
Jahrhunderts bis zu den Ökokämpfen der 
1980er Jahre. Welche Vorbilder haben für 
diese Figur Pate gestanden? 

Fred ist so ein Fall, wo der Autor merkt, 
dass er ins Schwarze getroffen hat. Fred ist 
eine äußerst lebendige Figur geworden, sogar 
so lebendig, dass nicht wenige Leser dachten, 
er habe wirklich existiert und auf den Fried¬ 
hof Pere-Lachaise gegangen sind, um sein Ur¬ 
nengrab zu suchen. Tatsächlich ist er eine 
Mischung aus drei Personen. Er ist zunächst 
von Gaston Leval inspiriert, den ich sehr gut 
gekannt habe... 

- Leval für die Kapitel über Spanien 36... 

Ja, eher in Bezug auf Spanien. Als ich 23 
oder 24 war, nach dem Krieg, hat er mich häu¬ 
fig zu sich eingeladen, ich habe viel von ihm 
erfahren. Dann Henri Poulaille, besonders für 
die Kindheit und das Alter. 

- Die Kindheit in der Bonnot-Bande, das 
ist Poulaille? 

Ja. 


Geishas tanzen nicht für jeden, Hamburg 

1960 

Amerikaner (Roman), Hamburg 1961 
Witz und Karikatur in Frankreich, Hamburg 

1961 

Der Müßiggänger (Roman), Hamburg 1962 
Der Expressionismus, Lausanne 1967 
Wo leben wir morgen?, München 1967 
Ästhetik der zeitgenössischen Architektur, 
Neuchatel 1968 

Die großen Irrtümer, München 1972 
Der Eichener, Bremen 1986 (neu unter 
dem Titel: Die roten Tücher von Cholet, 
München 1989) 

Das Gedächtnis der Besiegten, Lieh 2006 


- Die Anti-AKW-Demos auch? 

Nein, das sind eher Porträts zeigenössi- 
scher Aktivisten. 

- Und Russland in den frühen Tagen der 
Revolution? Die großen Auseinandersetzun¬ 
gen zwischen Anarchisten und Bolschewi¬ 
ken, die Zusammenstöße von 1918, stammt 
das auch aus der Geschichte von Poulaille? 

Nein, dabei handelt es sich um jemanden, 
der russisch sprach, der zur französischen Mi¬ 
litärdelegation von 1918 gehörte und als an¬ 
archistischer Aktivist in Russland blieb ... 

- Marcel Body? 

Genau. 

- Er war nicht eigent¬ 
lich Anarchist, eherein op¬ 
positioneller Kommunist... 

Ich habe einen Anar¬ 
chisten aus ihm gemacht. 
Über Russland habe ich 
auch das benutzt, was Le¬ 
val mir erzählte. Und die 
Schriften von Berkman, 
Emma Goldman. Tatsäch¬ 
lich enthält das Buch eine 
ganze Zusammenfassung 
der Geschichte des Anar¬ 
chismus, vielleicht zu viel. 
Tardi würde gerne einen 
Comic daraus machen, aber 
ihm ist das Ganze einfach 
viel zu lang. 

- Du gehst sehr wenig 
auf den Zweiten Weltkrieg 
ein, auf die Zeit 1940- 
1945, außer mit der Er¬ 
wähnung des Flugblatts 
„Frieden sofort" und der 
Verhaftung von Louis Le¬ 
coin. Warum? Weil es eine 
besonders düstere Periode 
in der anarchistischen Ge¬ 
schichte ist? 

Ja, eine etwas dunkle 
Periode. Der Pazifismus hatte zu einer ab¬ 
wartenden, opportunistischen Haltung, ja so¬ 
gar zur Kollaboration geführt. Selbst Lecoin, 
der ein toller Typ war, wurde beschuldigt... 

- Welche Erinnerung hast an ihn? Und 
die anderen? 

Eine großartige Erinnerung, ein kleiner 
Mann, noch kleiner als ich, der sich vor nichts 
fürchtete und für das Recht auf Kriegsdienst¬ 
verweigerung kämpfte. Er bleibt ein Vorbild 
an kämpferischem Engagement. Maurice Joy¬ 
eux war jünger, ein Kumpel, ein Volkstribun, 
ein außergewöhnlicher Typ. Seine Kinder sind 
immer noch in der Bewegung. 

- Das sieht man immer häufiger. Das li¬ 
bertäre Erbe! Und Henri Poulaille? 

Das ist mein geistiger Vater. Als ich 1945 
nach Paris kam, weil sich dort alles abspielte 
und weil ich ihn treffen wollte, nachdem wir 
schon Briefe gewechselt hatten, setzte er 
mich vor die Tür! Ich bin am nächsten, am 
übernächsten Tag wiedergekommen, und 
schließlich hat er mich all seinen Freunden 
vorgestellt. So bin ich zur libertären Bewe¬ 
gung gekommen. Poulaille war das große Vor¬ 
bild. 

- Der geistige Vater, auch in der Litera¬ 
tur? 

In der Literatur weniger. Ich legte Wert 
darauf, gut zu schreiben, Poulaille kaum. 
Aber als Verfechter der proletarischen Litera¬ 
tur hat er mich beeinflusst. Ich schrieb ihm 
von Nantes aus, nachdem ich etwas von ihm 
gelesen hatte. Als kleiner Malocher, der mit 
14 Jahren angefangen hatte zu arbeiten, sag¬ 
te ich mir: „Das ist ja großartig, es gibt Leu¬ 
te, die aus dem Volk kommen und über das 
Volk schreiben". 

- Eine Literatur durch und für das Volk? 

Nicht unbedingt für das Volk, aber eine, 
die auf das kollektive Gedächtnis zurück¬ 
greift, es in eine andere Sprache, einen an¬ 
deren Stil übersetzt, um die größtmögliche 
Leserschaft zu erreichen. Das ist immer mein 
Ziel gewesen, und ich habe es auch erreicht, 
siehe die große Zahl meiner Leser... 

- Dein größter Verkaufserfolg sind „Die 
roten Tücher von Cholet"? 


Ja, davon sind um die 400.000 Exempla¬ 
re verkauft worden. Das war der Durchbruch, 
danach braucht man, sagt mein Verleger, nie 
wieder ganz von vorn anzufangen, man hat 
immer eine gewisse Lesergemeinde. 

- Kommen wir auf die Vendee zu spre¬ 
chen, dem anderen großen Thema deines 
Werkes. 

Ich stamme zwar aus dieser Gegend, aber 
ich habe mich mit der Vendee nicht allzu lang 
beschäftigt. Beim Tod meiner Mutter habe ich 
nachzuforschen begonnen, was hinter ihrem 
Akzent steckte, nämlich eine Bauernfamilie 
und eine Region. Nach und nach habe ich 
mich in diese Sache hineingekniet, bin in die 
Archive gegangen und habe festgestellt, dass 
die Geschichte der Vendee hochbrisant ist, 
dass sie im 19. Jahrhundert von Adel und Kir¬ 
che verfälscht und vereinnahmt wurde. Der 
Vendee-Aufstand war einer von unten, letzt¬ 
lich sehr anarchistisch. Die Bauern und Ar¬ 
beiter - denn in der Gegend von Cholet gab es 
all diese Arbeiter, die Weber, die Hufschmie¬ 
de - stürmten die Städte und zerstörten alle 
Akten und Urkunden. Dieser Aufstand ist von 
dem Augenblick an vereinnahmt worden, als 
die Vendeer den großen Fehler begingen, sich 
einzureden: „Wir sind zu viele und verstehen 
nichts vom Kämpfen. Wir brauchen Offiziere." 
So haben sie sich die Adligen geholt, und das 
war das Ende der Guerillakämpfer, der unbe¬ 
siegbaren Soldaten. Die Adligen haben sie zu 
einer Armee formiert und sie wurden zwangs¬ 
läufig geschlagen. 

- Das ist also ein Thema, auf das du erst 
spät gestoßen bist. Ich dachte immer, das 
käme aus deiner Kindheit in Fontenay-le- 
Conte. 

Das gehörte zu meinen frühen Erinne¬ 
rungen, man sprach darüber, um mich he¬ 
rum, in meiner Kindheit, aber das interes¬ 
sierte mich nicht. Ich habe „Der Akzent mei¬ 
ner Mutter" geschrieben, um das für mich 
wiederzuentdecken. 

- Hat man dich, um 1980, nicht unter 
die Regionalschriftsteller eingereiht? 

Doch, das hat einen Teil des Erfolgs von 
„Die roten Tücher von Cholet" ausgemacht. 
Das Buch wurde getragen von der großen 
Strömung zur Wiederaneignung des kollekti¬ 
ven Gedächtnisses in der Provinz. Es gab eine 
Erwartung von Seiten der Leser. Würden die 
„Roten Tücher" heute veröffentlicht, sie hät¬ 
ten nicht den gleichen Erfolg. 

- Ich verdanke den „Roten Tüchern" mei¬ 
ne Abkehr von einer sehr „blauen" [nach 
der Uniform der republikanischen Solda¬ 
ten], sehr jakobinischen Sicht der Vendee- 
Kriege und die Entdeckung der Rolle des 
Volkes in diesem Aufstand, die Ablehnung 
der von der regierenden Bourgeoisie in Pa¬ 
ris stammenden Anordnungen. Wie bist du 
auf diese in der damaligen Geschichts¬ 
schreibung absolut neue Idee eines quasi¬ 
anarchistischen Vendee-Aufstands gekom¬ 
men? 

Ich habe diesen Wolf ins Dorf getrieben 
und das war sehr umstritten. Raymond Gue- 
rin [vermutlich ist Daniel Guerin gemeint] hat 
mich in dieser Frage wesentlich beeinflusst. 
Er war ein Denker, der Marxismus und Anar¬ 
chismus zusammenzubringen versuchte. Er 
sagte zu mir: „Du als Vendeer solltest den Ven¬ 
dee-Aufstand im Lichte des Marxismus noch 
einmal neu betrachten. Da liegt etwas ver¬ 
borgen." Meine Lesart ist libertärer. Gleich¬ 
wohl handelt es sich um den Aufstand einer 
Klasse gegen eine andere. 

- Kannst du uns etwas über deine Bezie¬ 
hungen zur Kunstwelt und deine Schriften 
zur Architektur erzählen? 

Ich war etwa 24, da bin ich rein zufällig 
einer Gruppe von Malern begegnet, für die 
sich damals niemand interessierte, zumindest 
nicht die Galeristen, Sammler und Museen. 
Es waren abstrakte Maler. Diese Künstler ha¬ 
ben mich gebeten, über sie zu schreiben, und 
so bin ich gewissermaßen ihr Chronist ge¬ 
worden, etwa für Soulages, Poliakov oder Du- 
buffet. Dubuffet war Individualanarchist, er 

Fortsetzung auf der nächsten Seite 
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Wir befinden uns inmitten der so 
genannten ,,Copyright-Wars'\ Während 
auf der einen Seite massiv auf 
elektronische Überwachungssysteme und 
strenge Verfolgung von 
Urheberrechtsverletzungen gesetzt wird, 
um die „Rechte" von Urheberinnen zu 
schützen, entwickelt die andere Seite 
neue Konzepte für einen fairen Umgang 
mit Nutzungsrechten, die eine 
Entlohnung geistiger und kultureller 
Arbeit jenseits der vorherrschenden 
Eigentumsvorstellungen im Kapitalismus 
ermöglichen sollen. Eines dieser Konzepte 
nennt sich copycan und setzt auf freie 
Lizenzen. Die DA konnte zwei Mitglieder 
von copycan für ein Interview gewinnen. 

- DA: Was ist copycan? 

B: copycan ist in erster 
Linie ein Dienst zur Veröf¬ 
fentlichung digitaler In¬ 
halte. Produzentinnen sol¬ 
cher Inhalte können diese unter eine 
freie Lizenz stellen und über copycan 
zum Verkauf anbieten. 

J: copycan bedeutet Ver¬ 
schiedenes: In unserem Ver¬ 
ständnis beschreibt es den 
Zustand, in dem jede Datei 
ist, die man auf der Festplatte hat — sie 
kann kopiert werden: copyCAN. Nur Da¬ 
teien, die man nicht hat, kann man nicht 
kopieren: copyCAN'T. Zumindest tech¬ 
nisch ist dies so. Der Begriff sel¬ 
ber hat eine längere Geschich¬ 
te: „Copycan" ist das erste Mal 
in einem Kunstkontext in Brüs¬ 
sel verwendet worden, wo copy¬ 
can selber eine Lizenzidee war, die letztlich 
besagte: „Ist uns egal, was ihr mit diesem 
Werk macht" — einzige Voraussetzung für die 
Gültigkeit der Lizenz war, dass der Autor die 
Lizenz in einer Sprache schrieb, die er selbst 
nicht sprach. Danach war „copycan" die Idee 
zu einem freien Tauschevent, bei dem Leute 
ganz offen auf einem öffentlichen Platz CDs 
tauschen — einer gibt dem anderen eine CD. 
Wie Quartett-Karten, nur halt mit Silberlin¬ 
gen. Dann hat jemand „copycan" als Idee zu 
einer hochgeheimen Tauschparty verwendet, 
in dem möglichst unbeobachtet große Men¬ 
gen an Dateien getauscht wurden — eher das 
Gegenteil zum freien Tauschevent. So gesehen 
ist copycan.org also die vierte Version des Be¬ 
griffes. Ich bin mal gespannt, was Nummer 
fünf ist. 

- DA: Wie funktioniert copycan? 

B: Ich werde das einmal anhand des fol¬ 
genden Beispiels veranschaulichen: Nehmen 
wir einmal an, ein Autor hat ein Buch ge¬ 
schrieben und möchte dieses nun veröffent¬ 
lichen. Er registriert ein Nutzerkonto auf der 
Website copycan.org, eröffnet ein neues Pro¬ 
jekt mit einer Produktbeschreibung — diese 
kann z.B. eine Leseprobe sowie Werkdaten 
und Informationen zu seiner Person beinhal¬ 
ten — und veranschlagt einen Verkaufspreis 


Neue Strategie im Copyright-Krieg 

für sein Buch. Als nächstes macht er Werbung 
für sein Buch, indem er z.B. eine Lesung ver¬ 
anstaltet, einen Blog-Beitrag [Blog = Websei¬ 
te mit periodisch erneuerten Beiträgen] über 
sein Buch schreibt, seinen Freunden und Be¬ 
kannten eine Email mit dem Link zu seinem 
copycan-Projekt schickt etc. Jetzt kann ein 
jeder seiner Leser einen x-beliebigen Betrag 
auf das copycan-Treuhandkonto einzahlen 
und an der Veröffentlichung des Buches teil¬ 
haben. Sobald der veranschlagte Verkaufs¬ 
preis erzielt wird, bekommt der Autor das 
Geld; das Werk ist frei verfügbar und kann in 
den Zyklus der freien Kultur eintreten. 

- DA: Lohnt sich das denn? 

J: Noch liegen keine Erfahrungswerte vor, 
wir glauben 



aber schon. Sehr wahrscheinlich wird nie¬ 
mand reich wie Britney Spears — aber wer will 
das schon? Für Autorinnen lohnt es sich dop¬ 
pelt, weil sie für ihre Werke bezahlt werden 
und einen immer größer werdenden Fundus 
an freien Inhalten weiterverarbeiten können. 
Für Konsumentinnen lohnt es sich doppelt, 
weil man zum einen nicht nur die Werke be¬ 
kommt, die man selber bezahlt, sondern auch 
diejenigen, die andere frei kaufen. Zum an¬ 
deren werden die Werke auch billiger, weil 
man den ganzen Überbau (Marketing, GEMA 
etc.) nicht bezahlen braucht. Für die Gesell¬ 
schaft lohnt es sich, weil Kriminelle weder ge¬ 
schaffen noch verfolgt werden müssen. 

- DA: Worin besteht denn der Vorteil von 
freien Lizenzen? 

J: Freie Lizenzen bedeuten, dass man mit 
einem digitalen Inhalt, also einer Datei alles 
machen darf, was man so machen kann: 
weitergeben, benutzen, verändern usw. Man 
braucht nicht mehr zu grübeln, bezahlen oder 
Angst zu haben, kriminalisiert zu werden. 

B: Ich kann z.B. eine Creative Commons- 
Lizenz wählen, die jede beliebige Nutzung er¬ 
laubt, solange ich als Autor genannt werde. 
Ich kann auch eine Lizenz wählen, die jede 
beliebige Nutzung erlaubt, solange die glei¬ 
chen Rechte anderen weitergegeben werden 


usw. Freie Lizenzen fördern einen fairen Han¬ 
del und sind meiner Meinung nach eine ech¬ 
te Alternative zum bisherigen Umgang mit 
Nutzungsrechten an geistigem Eigentum. Da 
draußen tobt ein Krieg um Datenfreiheit — 
wir sind mittendrin in der digitalen Revolu¬ 
tion. 

- DA: Was passiert wenn das Geld nicht 
zusammen kommt? 

J: Entweder der Autor oder die Autorin ist 
mit weniger zufrieden, oder die Kundinnen 
bekommen ihr Geld zurück, und der Autor 
kann mit seinem Werk machen, was immer er 
will — also z.B. über traditionelle Wege ver¬ 
kaufen. 

- DA: Wie kann ich das Material selber 
anders verwerten? 

J: Mit den freien Inhalten kann man im 
Prinzip machen, was immer man machen will 
— man kann sie sogar verkaufen. Bei den mei¬ 
sten freien Lizenzen kann man nur anderen 
Leuten nicht verbieten, das Gleiche zu tun — 
die Freiheit kann nicht wieder eingesperrt 
werden. 

- DA: Kann ich die Lizenz später ändern? 

J: Bei einigen Lizenzen ist dies mög¬ 
lich, Ziel für copycan wird es aber sein, 
nur solche Lizenzen zu verwen- 
^ den, die garantieren, dass 
einmal frei gekaufte Inhalte 
auch für immer frei bleiben 
— dafür werden die Autorln- 
nen ja bezahlt. 

- DA: Wie aufwendig ist die Be¬ 
nutzung des Services für „Kundinnen"? 

J: Es ist ziemlich einfach, copycan zu 
benutzen — ich gehe auf die Website von 
copycan, klicke mich zu dem entspre¬ 
chenden Projekt durch und bezahle den 

Betrag, den ich bezahlen möchte. 

- DA: Wie sieht es denn mit dem Da¬ 
tenschutz aus? 

J: copycan schätzt Daten¬ 
sparsamkeit — d.h. nur Da¬ 
ten, die wir wirklich für den 
Ablauf brauchen, werden ge¬ 
speichert, und auch nur so lange 
wie dafür nötig. Klar ist natürlich, dass wir für 
Zahlende, die bei Nichtgelingen eines Projek¬ 
tes ihr Geld zurück haben wollen, eine Rück- 
sendeadresse brauchen. Ansonsten kann ich 
als Abnehmerin relativ anonym bleiben. 

- DA: Woher weiß ich, wofür ich bezahle? 

J: Für laufende Projekte stellen Autorin¬ 
nen eine Beschreibung online, die einen Ein¬ 
druck von dem zu veröffentlichenden Werk 
gibt. Wird das Projekt erfolgreich abgeschlos¬ 
sen und das Werk kommt frei, kann man sich 
dieses natürlich einfach herunterladen. 


Bei der gegenwärtigen Anti-Copyright- bzw. 
Copyleft-Diskussion könnte man manchmal 
den Eindruck gewinnen, das unentgeltli¬ 
che Zurverfügungstellen geistiger Inhalte 
sei bereits eine Art Vorgriff auf den Kom¬ 
munismus. 

Faktisch handelt es sich eher um den ganz 
und gar systemimmanenten „Luxus" derje¬ 
nigen, die genug freie Zeit zu geistiger Be¬ 
tätigung haben und nicht unter dem Zwang 
stehen, von den Produkten dieser Betäti¬ 
gung leben zu müssen. Damit üben sie aber 
einen gewaltigen Druck auf die „Urheber¬ 
innen" aus, d.h. auf diejenigen, die mit 


- DA: Wer ist der Treuhänder? 

J: copycan ist der Treuhänder in dem Ab¬ 
lauf des ganzen Projektes, copycan verifiziert 
die Web-Identität der Autorinnen, sammelt 
das Geld auf seinen Konten, zahlt es den 
Autorinnen aus und hält eine Rückschau auf 
alle Projekte der Autorinnen online bereit. 
Hinter copycan steht eine wachsende Zahl von 
Unterstützerinnen aus unterschiedlichen Be¬ 
reichen: Musikerinnen, Autorinnen, Techni- 
kerinnen, Juristinnen, Aktivistinnen etc. 

- DA: Was ist, wenn der Treuhänder „frei¬ 
dreht"? 

J: Die rechtliche Konstruktion von copy¬ 
can ist so angelegt, dass es auf die ursprüng¬ 
lichen Ziele festgelegt bleibt. Gleichzeitig ar¬ 
beiten wir mit Transparenz — Abläufe und 
Entscheidungen müssen veröffentlicht wer¬ 
den, so dass sich jeder über den Verlauf in¬ 
formieren kann. Da copycan aber zu keiner 
Zeit die Inhalte gehören, werden freie Inhal¬ 
te frei bleiben, egal was copycan macht. 

- DA: Was ist, wenn ich nicht will, dass 
mein Werk kommerziell verwendet wird? 

J: Dazu wählt der Autor oder die Autorin 
eine Lizenz, die garantiert, dass „abgeleitete" 
Werke auch wieder frei sein müssen. D.h., ver¬ 
wendet ein Konzern z.B. einen Musiktitel für 
einen Werbefilm, und steht dieser Musiktitel 
unter einer solchen Lizenz, muss auch der 
Werbefilm unter einer freien Lizenz stehen. 
Ich kann mir im Augenblick keinen Konzern 
vorstellen, der das tun würde — und selbst 
wenn die einen Werbefilm unter eine freie Li¬ 
zenz stellen würden — wo wäre das dann noch 
problematisch? 

B: Je mehr freie Inhalte existieren, desto 
schwieriger wird es auch, Inhalte, die nicht 
unter einer freien Lizenz stehen, noch attrak¬ 
tiv zu machen. 

- DA: Vielen Dank für die Daten. 

Das Interview führte Kain Schwarz 
[p-pack:konkretik] 

Konsequenterweise steht dieser Text unter der 
cc-by-sa 2.0-Lizenz: 
http://creativecommons.org/licenses/ 
by-sa/2.0/de/ 

Homepage von copycan: 
https://copycan.org 



opycan 


geistiger Arbeit bzw. deren Produkten ihren 
Lebensunterhalt bestreiten und bereits 
jetzt überwiegend in prekären Verhältnis¬ 
sen leben. Gibt es unter kapitalistischen 
Bedingungen einen Ausweg aus dem Di¬ 
lemma, einerseits den freien Zugang zu gei¬ 
stigen Leistungen zu gewährleisten, ohne 
dabei die Produzentinnen zu enteignen? 
Das copycan-Konzept denkt zumindest in 
diese Richtung. Ob es aber ein gangbarer 
Weg ist oder auf die Quadratur des Kreises 
hinausläuft, wollen wir einstweilen nicht 
entscheiden. 

(Die Red.) 


Eortsetzung von vorheriger Seite 

hat sogar Poulaille besucht, aber sie haben 
sich nicht verstanden. Dubuffet war Groß¬ 
bürger, sie lagen kulturell zu weit auseinan¬ 
der und waren auch schon zu alt. Kunstkriti¬ 
ker, besonders für die Zeitschrift „Arts", das 
war lange Zeit mein Brotberuf. Als ich ein¬ 
flussreicher wurde, ging mir der Kunstmarkt 
auf die Nerven, weil ich feststellte, dass eine 
gute Kritik über einen Maler dessen Kurswert 
steigerte. Die Architektur faszinierte mich, 
besonders Le Corbusier und das Neue Bauen, 
ich habe begonnen, mich damit zu beschäfti¬ 
gen, in der naiven Annahme, sie sei weniger 
leicht zu „vereinnahmen". Gleichzeitig habe 
ich eine Lücke geschlossen, denn es gab sehr 
wenige Leute, die damals über moderne Ar¬ 
chitektur schrieben. Meine „Geschichte der 
Architektur" in drei Bänden liegt jetzt in ei¬ 
ner Taschenbuchausgabe bei Seuil vor. Sie 


wird auf den Schulen immer noch viel gele¬ 
sen. Über die Architektur habe ich auch wie¬ 
der Anschluss an mein gesellschaftliches An¬ 
liegen gefunden. Denn ich spreche in meinen 
Büchern nicht nur über Ästhetik, sondern 
auch über Fourier, Considerant und den sozi¬ 
alen Wohnungsbau. 

- Welche Autoren haben dich inspiriert? 

In erster Linie Jean-Jacques Rousseau, 
weil er Autodidakt war und aus dem Volk 
stammte. Darin habe ich mich wiedererkannt. 
Daneben Guehenno und Poulaille. 

- Was denkst du über die libertäre Be¬ 
wegung von heute? 

Einerseits gehöre ich dazu, andererseits 
stehe ich außen vor. Ich halte immer noch 
engen Kontakt zu vielen Aktivisten, bin im¬ 
mer noch auf dem Laufenden. Es ist ein Mi¬ 
lieu, in dem es sehr herzlich, sehr freund¬ 
schaftlich zugeht, aber ich bin zu einer Art 
Obermufti, zum Großpapa geworden. Ich bin 


zwar im großen Ganzen, aber nicht in allen 
Punkten einverstanden. Ich habe z.B. immer 
den Einfluss der Trotzkisten auf die libertäre 
Bewegung kritisiert! 

- Zur Zeit von Joyeux vielleicht, aber 
heute...? 

Auf den Demos sind sie nie weit weg. Und 
schau dir Besancenot an, der Marxismus mit 
libertären Ideen vermengt. Sie sind sehr 
schlau! [Olivier Besancenot, Präsident¬ 
schaftskandidat der trotzkistischen „Ligue 
communiste revolutionnaire" bei den Wahlen 
2002, der sich als „libertärer Kommunist" be¬ 
zeichnet] 

- Mit welchen Gefühlen denkst du an 
dein Leben zurück? Bedauern? 

Viel vergeudete Zeit, ein schwieriger Weg! 
Ich war Kriegswaise, hatte Anspruch auf 
staatliche Unterstützung, hätte Ausbildungs¬ 
stipendien bekommen können, aber als ich 
14 war, fragte meine Mutter den Gemeinde¬ 


pfarrer, ob ich auf eine weiterführende Schu¬ 
le gehen solle und der antwortete: „Auf eine 
gottlose Schule, bloß nicht, da ist es besser, 
er arbeitet!" So sind meine Mutter und ich 
nach Nantes gezogen, sie wurde Hausmeiste¬ 
rin, ich Botenjunge. Eine der großen Schwä¬ 
chen der Armen ist, dass sie nicht wissen, 
dass es Auswege gibt. Peguy stammte auch 
aus bescheidenen Verhältnissen, aber seine 
Mutter wusste um die Existenz von Stipen¬ 
dien. Meine nicht. 

- Auf welches Buch bist am meisten 
stolz? 

„Das Gedächtnis der Besiegten", ohne je¬ 
den Zweifel. Ich könnte „Die roten Tücher von 
Cholet" und „Der Akzent meiner Mutter" hin¬ 
zufügen. Alles in allem drei Bücher, mit de¬ 
nen man zufrieden sein kann, das ist doch 
schon was. 

(Aus: Barricata Nr. 14, Juni 2006) 
Interviewer: Patre; Übers. MH 



Klassiker (teilweise) er¬ 
schienen! 

Anzuzeigen ist eine 
verLegerische Tat, die eigentlich 
schon Längst überfällig war: die 
Herausgabe einer deutschen 
Übersetzung von Howard Zinns 
„A PeopLe's History of the United 
States", dem 1980 erstmals im 
Original erschienenen Klassiker 
einer Geschichtsschreibung „von 
unten". Allerdings erscheint das 
Buch nicht in einem Stück, 
sondern sozusagen 
häppchenweise, als Folge von 
EinzeLbänden in Form 
kleinformatiger, 110-120seitiger 
Taschenbücher. Leider ist weder 
in diesen Bänden noch auf der 
Homepage des Verlags ein 
Hinweis zu finden, wieviele 
Bände die Reihe insgesamt 
umfassen und in welchem 
Rhythmus sie erscheinen wird. 
Nicht irritieren Lassen darf man 
sich auch von dem 
merkwürdigen und irreführenden 
deutschen Titel: „Eine 
Geschichte des amerikanischen 
Volkes", der zwar zu Recht 
betont, dass es die Geschichte 
(egal wovon) nicht geben kann, 
aber ansonsten eher an eine 
Sozial- oder ALLtagsgeschichte 
denken Lässt, während es Zinn 
mit „PeopLe's History" gerade 
darauf ankommt, die Kämpfe 
und Widerstandsformen des 
Volkes zu dokumentieren, wobei 
„Volk" die jeweils Beherrschten 
und Unterdrückten meint, 
Ureinwohner, Sklaven, 
Einwanderer, Minderheiten, 
Arbeiter, Frauen usw. 

Howard Zinn, Eine Geschichte 
des amerikanischen Volkes. 
Bisher erschienen: Band 1: 
Kolonialismus, Rassismus und 
die Macht des Geldes, 
Schwarzerfreitag, Berlin 2006, 
ISBN 3-937623-51-5, 111 S., 

7,80 Euro; Band 2: 
Unabhängigkeitserklärung, 
Revolution und das Aufbegehren 
der Frauen, Schwarzerfreitag, 
Berlin 2006, ISBN 3-937623-52- 
3, 123 S., 7,80 Euro. 
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WnS WILL DIE 

FRU-inn? 

Wir flnarcho-SyndikalistInnen 
haben die herrschaftslose, 
ausbeutungsfreie, auf Selbst¬ 
verwaltung begründete Gesell¬ 
schaft als Ziel. 

Die Selbstbestimmung in allen 
Lebensbereichen ist die grund¬ 
legende Idee des flnarcho-Syn- 
dikalismus. 

Daher lehnen wir die Organisa¬ 
tion unserer Interessen in zen¬ 
tralistisch aufgebauten Orga¬ 
nisationen ab, da diese stets 
Machtkonzentration und Hier¬ 
archie bedeuten. Weder soll, 
noch kann mensch mit Stell- 
vertreterlnnen-Politik wie sie 
z.B. von reformistischen Ge¬ 
werkschaften, Parteien und 
Kirchen betrieben wird,unsere 
Interessen durchsetzen. 



FAU^IAA 

Dagegen sind wir direkt und 
indirekt lohnabhängigen Men¬ 
schen für Selbstorganisation in 
unabhängigen Betriebs-, Bran¬ 
chen- und Ortsgruppen. Diese 
sind bundesweit (in der FflU) 
und international (in der Iflfl) 
zusammengeschlossen. 

Zur Durchsetzung unserer Ziele 
und Forderungen dienen uns 
sämtliche Mittel der Direkten 
Aktion, wie z.B. Besetzungen, 
Boykotts, Streiks etc. Im Ge¬ 
gensatz dazu lehnen wir die 
parlamentarische Tätigkeit in 
jeglicher Form ob. Mit dieser 
Art von Organisation verbinden 
wir die Mäglichkeit, Vereinze¬ 
lung und Perspektivlosigkeit 
aufzuheben und so für eine re¬ 
volutionäre Veränderung auf 
freiheitlicher Grundlage zu 
kämpfen. 

Da die Macht und die Stärke des 
kapitalistischen Systems in der 
privaten bzw. staatlichen Ver¬ 
fügungsgewalt über die Pro¬ 
duktionsmittel und in der tag¬ 
täglichen Ausbeutung der ar¬ 
beitenden Klasse begründet 
sind, ist der äkonomische Be¬ 
reich der Hauptansatzpunkt 
für den antikapitalistischen 
Kampf. 

Revolutionäre Arbeit in den Be¬ 
trieben trifft den Kapitalismus 
nicht nur in seinen Erschei¬ 
nungsformen, sondern an sei¬ 
ner Wurzel. Diese Arbeit kann 
nur erfolgreich sein, wenn in 
allen gesellschaftlichen Be¬ 
reichen gleichzeitig revolutio¬ 
näre Arbeit geleistet wird, da 
alle Kämpfe in einer Wechsel¬ 
beziehung zueinander stehen. 

Alle Menschen, die in diesem 
Sinne mit uns Zusammenarbei¬ 
ten wollen, sind uns will¬ 
kommen. 
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Horizontaler Weitblick 

Des letzten Rätsels Lösung: Der Internationalist und Gewerkschafter Edo Fimmen 


E do Fimmen ist ein Name, der wohl den we¬ 
nigsten was sagen dürfte, wobei sich diese 
Unkenntnis durchaus auch auf Gewerkschafts¬ 
kreise erstreckt. Diese Tatsache stellt geradezu 
einen Jammer — um nicht zu sagen ein Trau¬ 
erspiel — dar, war Fimmen doch eine der her¬ 
ausrag endsten Gestalten in der Geschichte der 
Gewerkschaftsbewegung. Zwischen den beiden 
Weltkriegen prägte er entscheidend die inter¬ 
nationale Gewerkschaftsarbeit, der Widerstand 
gegen den deutschen Nationalsozialmus wurde 
von niemandem so vorangetrieben wie durch 
Fimmen und die Internationale Transportar¬ 
beiter-Föderation (ITF), deren Generalsekretär 
er war. 



Die Geschichte der ITF ist dermaßen eng 
mit seinem Namen verbunden, dass die Phase 
seiner Wirkungszeit als „Edo-Fimmen-Ära" qua¬ 
si zur Legende wurde. Es spricht für seine Per¬ 
son, dass eben diese Ära für eine Zeit ruhmrei¬ 
chen, wenn auch nicht immer erfolgreichen 
Kampfes steht, eines Kampfes, der hinsichtlich 
seines internationalen Charakters bis heute ein¬ 
zigartig ist, beseelt von den Gedanken des re¬ 
volutionären Syndikalismus. Für viele ist Edo 
Fimmen noch heute der Inbegriff internationa¬ 
listischer Praxis, ja zuweilen auch der Proto- 
Internationalist schlechthin. 

Fimmen wurde 1881 in Amsterdam in eine 
Familie des holländischen Bürgertums hinein¬ 
geboren — wenn auch sein sozialer Hintergrund 
in den wenigen kursierenden Materialien zu 
seiner Person gerne ausgeklammert wird; eben¬ 
so wie sein anfänglicher Werdegang als leiten¬ 
der Angestellter in einem Ölkonzern. Fimmen 
gelang es jedoch frühzeitig, noch „die Kurve 
zu kriegen", nachdem er über seine Frau, ein 
aktives Mitglied der Heilsarmee, Einblick in das 
soziale Elend der Arbeiterklasse bekam. In der 
Folgezeit wurde er zu einem leidenschaftlichen 
Kämpfer für die Sache des Proletariats. Zuerst 
Sekretär einer Angestelltengewerkschaft, dann 
ab 1915 des niederländischen und ab 1919 des 
Internationalen Gewerkschaftsbundes, über¬ 
nahm er 1923 den Posten des Generalsekretärs 
der ITF. Sein Amtsantritt markiert den Beginn 


einer programmatisch äußerst eigenständigen 
Form des Arbeiterwiderstands, der sich durch 
entschlossene Kampf-, Boykott- und Solidari¬ 
tätsaktionen auszeichnete. Denn Fimmen war ja 
vor allem eins: ein Praktiker. 

Charakteristisch für ihn war ein gewisses 
Maß an Theoriefeindlichkeit. Als entscheiden¬ 
de Kriterien der Gewerkschaftsarbeit galten 
Fimmen die Zuverlässigkeit, Uneigennützigkeit 
und vor allem eine Resistenz gegen Opportu¬ 
nismus, und nicht etwa die ideologische und 
theoretische Verhaftung innerhalb der soziali¬ 
stischen Bewegungen. Allein der Wille zur Tat 
und mutiger Einsatz für die Arbeiter-Sache 
machten für ihn einen „anständigen" Soziali¬ 
sten aus. Angesichts dieses Pragmatismus der 
Tat nimmt es auch nicht Wunder, dass Fimmen 
schon frühzeitig Aktionen gegen den sich inter¬ 
national ausbreitenden Faschismus initiierte 
und — die Zeichen der Zeit erkennend —ent¬ 
schlossenen Widerstand gegen das Aufkommen 
des Nationalsozialismus in Deutschland einfor¬ 
derte, während die meisten Führer der Arbei¬ 
terbewegung in ihren theoretischen Ausein¬ 
andersetzungen einen verzerrten Blick auf die 
dramatischen Entwicklungen gewannen — oder 
schlichtweg zum Handeln unfähig waren. 

Als vollendeter Antifaschist litt Fimmen 
darunter, dass seine frühen Warnungen unge- 
hört blieben. Dennoch brachte er die ITF früh 
auf den Kurs, ihre Aktivitäten auf den Wider- 
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Hinweis zum Rätsel: Umlaute (ä, ö, ü) blei¬ 
ben, das ß wird (falls vorhanden) als „ss" ge¬ 
schrieben 
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Waagerecht 

1. In der Schlacht bei diesem Ort im Mai 1525 
vmrde der Theologe und Revolutionär Thomas 
Münzer gefangen genommen. 8. Feld- oder 
Gefangenenlager <engl.> 11. Abk. für eine 
französische Fluggesellschaft 13. Schwung, 
Tatendrang, Fleiß 14. abgesonderte Flüssig¬ 
keit (bes. einer Drüse) 17. Urheber des 
Spruchs „Der Krieg ist die Fortsetzung der Po¬ 
litik mit anderen Mitteln" 19. libyscher Staats¬ 
führer: Moamar al ~ 20. Stadt in Bayern, an 
der Saale 21. Adverb mit der Bedeutung „nicht 
mehr als" 22. Führer einer reformistischen 
Richtung in der Sozialistischen Partei Frank¬ 
reichs aber entschiedener Gegner von Milita¬ 
rismus und Krieg, Vorname: Jean (1859-1914) 
25. altgriechische Philosophenschule, Säu¬ 
lenhalle 27. Praktiker des zivilen Gehorsams, 
Führer der indischen Unabhängigkeitsbewe¬ 
gung (1869-1948) 29. gerautes Wollgewebe 
<engl.> 32. erste Hälfte eines Männernamens, 


die umgekehrt die zweite Hälfte ergibt 33. 
Geächteter, Verbrecher <engl.> 35. Anhänger 
einer weltbürgerlichen, oft geheimnisvoll er¬ 
scheinenden Bewegung, mit dem humanitä¬ 
ren Ideal des nach Vervollkommnung stre¬ 
benden Menschen <männl. Form> 39. Abk. 
für Blei 40. Teilbereich der Geographie, mit 
dem sich Kropotkin als junger Wissenschaft¬ 
ler in Sibirien beschäftigte (zu Deutsch: Ge¬ 
birgskunde) 42. Urheber des Spruchs „Kom¬ 
munismus ist Sowjetmacht plus Elektrifizie¬ 
rung des ganzen Landes" 43. begeisterte An- 
hängerln <engl.> 44. flacher Kochtopf mit 
rundem Boden <chin.> 45. Währungseinheit 
in China 48. jede der neun griechischen Göt¬ 
tinnen der Künste und Wissenschaften 49. an¬ 
fallsweise auftretende Atemnot 50. berühmter 
Spruch von Mao Zedong: „Der Imperialismus 
und alle Reaktionäre sind ~" 


stand gegen den Nationalsozialismus zu kon¬ 
zentrieren. Während die Großmächte der Welt 
vor Nazi-Deutschland zurückwichen, zeigte die 
ITF den Weg des Widerstands auf (siehe Zeitlu¬ 
pe S. 8). Die ITF avancierte buchstäblich zur 
Speerspitze der Widerstandsbewegung. 

Ob im Kampf gegen den Nationalsozia¬ 
lismus oder im Klassenkampf: Fimmen unter¬ 
strich stets, dass der Kampf nur im Weltzu¬ 
sammenhang des Befreiungskampfes aller 
Unterdrückten geführt werden kann. Er war ei¬ 
ner der wenigen waschechten Internationali¬ 
sten, in Europas Häfen und darüber hinaus be¬ 
kannt wie ein bunter Hund: ein Weltenbürger 
eben. Als einer der ersten suchte er Antworten 
auf die Fragen der wirtschaftlichen Globalisie¬ 
rung und wie die Arbeiterschaft gemeinsam 
ihre Spaltung überwinden kann. Internationa¬ 
lismus sollte die Waffe sein, die Klasse die Ba¬ 
sis. Selbst in der Katastrophe des Zweiten Welt¬ 
kriegs lehnte er es ab, den Krieg als Krieg von 
Völkern zu sehen. Vor einem deutschen Volks¬ 
gericht erklärte einmal ein Nazi-Staatsanwalt, 
Fimmen sei „der größte Feind Deutschlands". 
Doch ein Feind Deutschlands war er nimmer, 
und genauso wenig dessen Freund. Er war ein 
Feind der Nazis und der Bourgeoisie, seine 
Freunde waren die Antifaschisten und die Ar¬ 
beiterklasse. 

Fimmen starb am 15. Dez. 1942 in Mexiko. 
Für den Widerstand und die ITF war dies ein 
schwerer Verlust. Die ITF zumindest degene¬ 
rierte nach seinem Tod zunehmend und verlor 
ihren kämpferischen revolutionären Elan. 

Holger Mareks 


Senkrecht 

1. in Ost-Berlin der 1970er gegründete Band, 
die auch heute noch energisch-aufmüpfig 
auftritt 2. „Man soll den Tag nicht vor dem ~ 
loben" 3. Autor der Textstelle: „Als Gregor 
Samsa eines Morgens aus unruhigen Träumen 
aufwachte, fand er sich in seinem Bett zu ei¬ 
nem ungeheuren Ungeziefer verwandelt" 4. 
Kenner und Erforscher der nordischen Spra¬ 
chen und Kulturen <männl. Form> 5. grober, 
lauter Tadel 6. Land, das die Fußballweltmei¬ 
sterschaft 2010 austrägt 7. mehr als feucht 9. 
von vornherein <lat.> 10. übermütig, ausge¬ 
lassen sein: auf den ~ hauen 12. weibliche 
Wesen in Sagen und Märchen 15. Abk. für Ka¬ 
lenderwoche 16. einer der kommerziell er¬ 
folgreichsten Spielfilme, Regisseur Steven 
Spielberg: — Der Außerirdische" 18. Kurz¬ 

form der Namen Louise, Luis usw. 22. während 
der französischen Revolution die konsequen¬ 
testen Vertreter der Bourgeoisie, die die Ver¬ 
nichtung des Absolutismus und Feudalismus 
forderten 23. Hauptfigur eines satirischen Ro¬ 
mans des sozialkritischen Schriftstellers Ja- 
roslav Hasek: Der brave Soldat ~ 24. Schule 
mit Wohnheim 25. indische Laute 26. Strom in 
Sibirien 28. Wort, das mit einem anderen 
gleich lautet 30. Abk. für „in Umwandlung be¬ 
griffen" 31. das neuere Teil der Bibel <Abk.> 
34. Urheber des Spruchs „Der Staat bin ich": 
~ XIV 35. „heißer Punkt" des Kalten Krieges, 
an dem sich über Jahrzehnte die militärischen 
Vorposten von NATO und Warschauer Pakt un¬ 
mittelbar gegenüberstanden: ~ Gap <US-Be- 
zeichnung> 36. Abk. für Unteres Odertal 37. 
Abk. für Reaktionsgeschwindigkeit 38. Kfz- 
Kennzeichen für Rastatt 39. Abschnitt einer 
Entwicklung 41. Ausdruck des Ekels, Ab¬ 
scheus 46. unter anderen <Abk.> 47. chemi¬ 
sches Zeichen für das Element Neptunium 48. 
mezzopiano <Abk.> 


Wieder gibt es ein DA-Abo (sechs Ausgaben) 
zu gewinnen. Das Lösungswort könnt Ihr der 
DA-Aboverwaltung schicken, entweder per E- 
Mail <da-abo@fau.org> oder per Post (DA- 
Aboverwaltung, c/o FAU-Leipzig, Kolonna- 
denstr. 19, 04109 Leipzig). Gewonnen hat 
diesmal Sebastian S. aus Berlin. 


Auflösung 
N? 42 


BIBLIS BREMERHAVEN 
0 A CHLOROSE N E 
OBRIGHEIM M I 0 AW 
K R GLUT DOOFEN KA 
CHEF E ZAR Z YIN 
HALLEIN U MOHAMMED 
IB 0 METT NIL K U 
NA BEI 0 RATE R 
N HUNDERTWASSER 0 
RADOM LI ECKE P 
ü ARSCHINOW HANDEL 
THUR HIT A A A 
L 0 I ä T KUMIS 
ISKRA GROTTENOLM T 



































































































































































































